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Landschaftsverband Westfalen-Lippe: 
Regionale Repräsentanz und Raumwirksamkeit 

Von Alois Mayr, Münster, und Jutta Kleine-Schulte, Haltern 

VORWORT: 
AUFGABENSTELLUNG UND INHALT 

Am 1. Oktober 1993 konnten die Land­
schaftsverbände Rheinland und Westfalen­
Lippe in einer gemeinsamen Sitzung in Mün­
ster auf ihr 40jähriges Jubiläum zurückblik­
ken. Entwicklung und Bedeutung dieser 
bei den höheren Kommunalverbände, die auf 
ältere Vorgänger zurückgehen, sind der Öf­
fentlichkeit trotz umfangreicher Leistungen 
nicht immer bekannt. In an läßlich des Fest­
aktes erschienenen Presseberichten wurden 
die Verbände daher als "unbekannte Riesen" 
bezeichnet. 

Aufgabe des vorliegenden Atlasblattes und 
der zugehörigen Erläuterungen soll es sein, 
die regionale Repräsentanz und Raumwirk­
samkeit des Landschaftsverbandes Westfa­
len-Lippe (im folgenden: LWL) darzustellen 
und zu würdigen; dabei wird an einigen Stel­
len auch kurz auf den Landschaftsverband 
Rheinland eingegangen. 

Karte 1 dokumentiert durch Signaturen 
alle vom LWL getragenen eigenen Einrich­
tungen nach Bereichen, Gründungsjahr und 
eventueller Zugehörigkeit (vgl. Auflistung ne­
ben Karte 1); darüber hinaus sind die pro­
zentualen Anteile der LWL-Beschäftigten für 
die einzelnen Mitgliedskörperschaften durch 
Flächenfarben dargestellt. 

Die kleine Nebenkarte verdeutlicht, in wel­
chen Kreisen und kreisfreien Städten die Ab­
geordneten der 9. Landschaftsversammlung 
(1989-1994) beheimatet sind. 

Karte 2.1 gibt einen Überblick über Be­
schäftigte in Einrichtungen des LWL sowie 
(mit-)finanzierte Arbeitsplätze in Einrichtun­
gen anderer Träger. Mit der absoluten Dar­
stellung der Beschäftigten und Arbeitsplätze 
nach den bei den Gruppen sowie ihren Antei­
len pro 1000 Einwohner wird die Bedeutung 
eines großen regionalen Arbeitgebers illu­
striert. 

Karte 2.2 veranschaulicht, daß der LWL 
über seine eigenen Einrichtungen hinaus 
noch an einer Vielzahl breit gestreuter Insti­
tutionen in unterschiedlichster Weise betei­
ligt ist. Gerade durch diese Beteiligungen und 

die jeweiligen Aktivitäten der entsprechen­
den Einrichtungen wird deutlich, wie stark 
der LWL direkt und indirekt in der Fläche 
raum wirksam tätig ist. 

Über die Interpretation des Kartenblattes 
hinaus enthält der folgende Text detaillierte 
weiterführende Informationen, die z. T. auch 
in Abbildungen dargestellt sind. 

1. STELLUNG DER LANDSCHAFTS VERBÄNDE 
UND REGIONALEN KOMMUNALVERBÄNDE IN 

DEUTSCHLAND 

Die Bundesrepublik Deutschland ist mit 
Ausnahme der kleineren Länder durch einen 
dreistufigen staatlichen (LandratIOberkreis­
direktor als untere staatliche Verwaltungsbe­
hörde - Bezirksregierung - Landesregierung) 
und einen einstufigen kommunalen Verwal­
tungsaufbau gekennzeichnet. In Ergänzung 
zu den Gemeinen und Kreisen bzw. kreisfrei­
en Städten gibt es in einigen Bundesländern 
weitere Gebietskörperschaften und Kommu­
nalverbände zur Wahrnehmung überörtlicher 
Aufgaben der Daseinsfür- und -vorsorge. In 
denjenigen Bundesländern, in denen bei der 
Verwaltungs- und Gebietsreform kleinere 
Kommunen erhalten geblieben sind, wurden 
für spezifische Aufgaben gemeindliche Zu­
sammenschlüsse geschaffen; hierzu zählen 
die Ämter in Schleswig-Holstein (die in 
Nordrhein-Westfalen aufgelöst wurden), die 
Samtgemeinden in Niedersachsen, die Ver­
bandsgemeinden in Rheinland-Pfalz sowie 
die Verwaltungsgemeinschaften in Bayern 
und Baden-Württemberg. In Deutschland 
sind die Bereiche der staatlichen Verwaltung 
und der kommunalen Selbstverwaltung von­
einander zu unterscheiden (vgl. MAYR 1990, 
S. 32). 

Die dreistufige staatliche Ebene reicht von 
den Landräten/Oberkreisdirektoren als unte­
ren staatlichen Verwaltungsbehörden über 
die Bezirksregierungen (bis 31. 3. 1994 Re­
gierungspräsidenten) als staatliche Mittelin­
stanzen bis zu den Ministerien als Oberste 
Landesbehörden. Neben den Landräten! 
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Abb. I: Stellung der Landschaftsverbände im 
Verwaltungsgefüge des Landes Nordrhein­
Westfalen 

Oberkreisdirektoren eXistIert eine Vielzahl 
staatlicher Sonderbehörden zur Erledigung 
von Spezialaufgaben, die z. T. die Bünde­
lungsfunktionen insbesondere der Bezirks­
regierungen aushöhlen. 

Den Kern der kommunalen Selbstverwal­
tung bilden die Gemeinden als demokrati­
sche Grundpfeiler der Selbstverwaltung; sie 
sind für alle Aufgaben der örtlichen Gemein­
schaft zuständig (vgl. Abb. I). Neben den Ge­
meinden stehen die Kreise, denen überge­
meindliche sowie Ergänzungs- und Aus­
gleichsaufgaben obliegen. Die angesichts ih­
rer besonderen Bedeutung in den Status von 
kreisfreien Städten erhobenen Gemeinden 
nehmen zugleich die Funktionen von (kreis­
angehörigen) Gemeinden und Kreisen wahr. 
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Die seinerzeit in den norddeutschen Ländern 
durch die britischen Militärbehörden einge­
führten Doppelspitzen (hauptamtlicher Ge­
meindedirektor und nebenamtlicher Bürger­
meister, hauptamtlicher Oberkreisdirektor 
und nebenamtlicher Landrat) sollen in Nord­
rhein-Westfalen entsprechend der neuen 
Kommunalverfassung spätestens bis 1999 
abgeschafft, die Bürgermeister bzw. Landräte 
dann zu Hauptverwaltungsbeamten der Ge­
meinden bzw. Kreise und - wie dies bereits 
in den süddeutschen Ländern üblich ist -
durch unmittelbare Wahl in ihr Amt berufen 
werden. 

Neben den Kreisen und kreisfreien Städten 
gibt es in Nordrhein-Westfalen wie auch in 
den größeren Flächenländern der Bundesre­
publik Deutschland regionale Kommunalver­
bände als Körperschaften öffentlichen 
Rechts (vgl. Abb. 2). Diese Einrichtungen ste­
hen zumeist in der Tradition historischer 
Territorien und sind nach ihrer Größe, Auf­
gabensteIlung, Verfassung und ihren Finanz­
quellen außerordentlich verschieden (vgl. 
NESEKERIREINBOTH 1988, S. 69-77; Bundes­
arbeitsgemeinschaft der höheren Kommunal­
verbände 1990, S. 7). Die von ihnen wahrge­
nommenen Aufgaben sind vorrangig solche, 
die von den einzelnen Kommunen im Rah­
men ihrer Daseinsfür- und -vorsorge nicht 
mehr geleistet werden können. Regionale 
Kommunalverbände erfüllen nach Art. 28 
Abs. 2 GG unterschiedliche, ihnen gesetzlich 
zugewiesene Aufgaben der kommunalen 
Selbstverwaltung, darunter vor allem in den 
Bereichen Sozialhilfe, Jugendhilfe, Kriegsop­
ferfürsorge, Schwerbehindertenfürsorge, Ge­
sundheitswesen (psychiatrische Versorgung) 
und landschaftliche Kulturpflege. 

In der Bundesrepublik Deutschland exi­
stieren als regionale Kommunalverbände 

- die Ostfriesische Landschaft und der Be­
zirksverband Oldenburg in Niedersachsen 
mit Zuständigkeiten in den einschlägigen 
historischen Landschaften, 
die Landschaftsverbände Rheinland und 
Westfalen-Lippe in Nordrhein-Westfalen 
mit Zuständigkeiten für den Norden der 
ehemaligen Rheinprovinz, die ehemalige 
Provinz Westfalen und das frühere Land 
Lippe, 
der Bezirksverband Pfalz in Rheinland­
Pfalz mit Zuständigkeiten für die ehemals 
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Abb. 2: Mitglieder der Bundesarbeitsgemein­
schaft der höheren Kommunalverbände in 
der Bundesrepublik Deutschland 
(vgJ. Bundesarbeitsgemeinschaft der höheren Kommu­
n.lverbände 1990, S.7) 

bayerischen Gebietsteile innerhalb des Re­
gierungsbezirks Rheinhessen-Pfalz, 

- die für das gesamte Landesgebiet zuständi­
gen Landeswohlfahrtsverbände Hessen 
und Sachsen, 
der Landeswohlfahrtsverband Baden für 
die Regierungsbezirke Freiburg und Karls­
ruhe sowie der Landeswohlfahrtsverband 
Württemberg-Hohenzollern für die Regie­
rungsbezirke Tübingen und Stuttgart in 
Baden-Württemberg und 
die räumlich mit den jeweiligen Regie­
rungsbezirken übereinstimmenden sieben 
bayerischen Bezirke. 

Der Landeskommunalverband Hohenzol­
lern wurde im Rahmen der Verwaltungsge­
bietsreform 1972 aufgelöst; seine Aufgaben 

wurden auf verschiedene Institutionen über­
tragen. Ein als "Landschaftsverband Osna­
brück e.V." tätiger gemeinnütziger Verein 
mit Aktivitäten im Bereich der Kulturpflege 
ist kein regionaler Kommunalverband im 
Sinne des Grundgesetzes. Als Verbände mit 
besonderen Aufgaben gibt es den heute nur 
einen Kreis umfassenden Landesverband 
Lippe (vgl. MAYR 1990, S. 45-48), den Kom­
munalverband Ruhrgebiet (ebd., S.41-45) 
und verschiedene Stadt-Umland-Verbände 
(z. B. den Kommunalverband Hannover). 
Das Gebiet des Landesverbandes Lippe 
(Nr. 16 in Abb.2) ist zugleich Zuständig­
keitsbereich des Landschaftsverbandes West­
falen-Lippe (Nr. I); die Fläche des Kommu­
nalverbandes Ruhrgebiet (Nr. 15) umfaßt 
Gebiete teils des Landschaftsverbandes 
Rheinland (Nr. 2) und teils des Landschafts­
verbandes Westfalen-Lippe. Der Bezirksver­
band Oldenburg und der Kommunalverband 
Hannover gehören der Bundesarbeitsgemein­
schaft der höheren Kommunalverbände 
nicht an. 

In Mecklenburg-Vorpommern wird die Er­
richtung von Landschaftsverbänden für die 
bei den Landesteile zur Pflege und Förderung 
vor allem historischer, kultureller und lands­
mannschaftlicher Besonderheiten noch dis­
kutiert (vgl. RÖPER 1993); mit Unterstützung 
des Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
wurden die Aufgabenstruktur und der Ent­
wurf einer Landschaftsverbandsordnung er­
arbeitet. 

2. ENTWICKLUNG, ORGANE UND AUFGABEN 
DES LANDSCHAFTSVERBANDES 

WESTFALEN-LIpPE 
(zu Karte 1) 

2.1 ENTWICKLUNG DER LANDSCHAFTLICHEN 
SELBSTVERWAL TUNG 

Die geschichtliche Entwicklung der Land­
schaftsverbände Westfalen-Lippe und Rhein­
land ist untrennbar mit dem Gedanken der 
landschaftlichen Selbstverwaltung verknüpft, 
die bereits anläßIich des Wiener Kongresses 
1815 den neu angegliederten Provinzen 
Preußens in Aussicht gestellt wurde (vgl. im 
folgenden HARTLlEB VON WALLTHOR 1978, 
1983; TEPPE 1986a, 1987; MAYR 1990). 

Die 1823/24 errichteten, unter dem Vor­
sitz vom Steins in Westfalen erstmals 1826 
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zusammengetretenen Provinzialstände waren 
die Vorläufer der heutigen Landschaftsver­
sammlungen; die Provinziallandtage erhiel­
ten mit dem Recht, Beschlüsse zum Landar­
menwesen, zur Verwaltung der Irren- und 
Taubstummenanstalten sowie der Provinzi­
al-Feuersozietät zu fassen, erstmals Möglich­
keiten der Raumwirksamkeit. Nach der Ver­
abschiedung der preußischen Dotationsgeset­
ze (1873/1875) erfolgte insofern eine Weiter­
entwicklung, als allen preußischen Provinzen 
nunmehr bestimmte jährliche Finanzmittel 
für konkret vorgegebene Aufgabenbereiche 
bewilligt wurden. Diese Bestimmungen be­
deuteten die Übertragung einer selbstverant­
wortlichen Leistungsverwaltung größeren 
Umfangs durch den preußischen Staat an sei­
ne Provinzen. 

Mit der schrittweisen Einführung einer 
neuen Provinzialordnung - in den preußi­
schen Westprovinzen gültig ab I. 8. 1886 -
wurde aus den provinzialständischen Ver­
bänden (Vertreter von Fürsten, Ritterschaft, 
Städten und Gemeinden), die sich nun Pro­
vinzialverbände nannten, eine Gebietskörper­
schaft heutiger Prägung mit der RechtssteI­
lung eines Kommunalverbandes, deren Mit­
glieder seither die einzelnen Land- und Stadt­
kreise sind. Der Provinzialverband Westfa­
len übernahm ab 1886 neue Zuständigkeiten 
für Straßenbau, Neben- und Kleinbahnwe­
sen, Landwirtschaft, öffentliche Versorgungs­
unternehmen, Kultur und Wissenschaft, Na­
tur- und Heimatschutz sowie Bank- und Kre­
ditwesen; 1887 wurde erstmals ein Landes­
hauptmann für Westfalen gewählt. 

Nach dem Ersten Weltkrieg wurde die So­
zialhilfe ausgebaut (Fürsorge für Kriegsbe­
schädigte und Kriegshinterbliebene sowie 
Wohlfahrtspflege), Landes- und Regionalpla­
nung mitgestaltet (Siedlungsverband Ruhr­
kohlenbezirk und Landesplanungsverband) 
sowie 1929 mit der Errichtung des Provinzi­
alinstituts für westfälische Landes- und 
Volkskunde und angeschlossenen Kommis­
sionen eine differenziertere landschaftliche 
Kulturpflege aufgebaut. Die Selbstverwal­
tung wurde jedoch 1933 insoweit einge­
schränkt, als der staatlich bestellte Oberpräsi­
dent der Provinz Westfalen gleichzeitig Chef 
der Verwaltung des Provinzialverbandes 
wurde. 

Nach 1945 gelang es dem von den briti­
schen Militärbehörden ernannten Landes­
hauptmann Bernhard Salzmann, die westfäli-
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sehe Selbstverwaltung gegenüber dem Ober­
präsidenten der Provinz Westfalen und - ab 
1946 - dem Ministerpräsidenten des neuen 
Bundeslandes Nordrhein-Westfalen zu si­
chern, während für den Landesteil Nordrhein 
ein neuer Landeshauptmann nicht ernannt 
wurde. Der Fortbestand der westfälischen 
Selbstverwaltung wurde maßgeblich gestützt 
durch einen "Vorläufigen Provinzialaus­
schuß", ab 1949 "Beratenden Ausschuß", in 
den Kommunalpolitiker berufen worden wa­
ren; dieses kommunale Parlament fällte zum 
Sozial- und Straßenwesen, zur KulturfOrde­
rung und zur Landes- und Denkmalpflege 
zahlreiche politische und raum wirksame Ent­
scheidungen (vgl. auch NAUNIN 1984). 

Nach jahrelangen intensiven Diskussio­
nen, in denen verschiedenartige Vorstellun­
gen zur Zukunft der Provinzial verbände als 
regionale Selbstverwaltungskörperschaften 
erörtert wurden, beschloß der Landtag von 
Nordrhein-Westfalen am 12.5. 1953 eine 
Landschaftsverbandsordnung (GV. NW. 
1953, S. 271), die ab I. 10. 1953 die land­
schaftliche Selbstverwaltung in den Land­
schaftsverbänden Westfalen-Lippe und 
Rheinland gesetzlich begründete und regelte. 
Dies geschah mit der Absicht, anstelle staatli­
cher Zentralisierung eine politische Dezen­
tralisierung für bestimmte Aufgabenfelder 
aufrechtzuerhalten und damit auch histori­
sche Bindungen und regionale Identität zu 
stärken. Zugleich sollten innerhalb bestimm­
ter parlamentarischer Gremien die Bürger 
für regionale Belange kontrollierend und mit­
gestaltend beteiligt werden, um bürgerschaft­
liehe Mitwirkung und Mitverantwortung im 
Staat zu fOrdern. Insbesondere Aufgaben aus 
dem Sozial-, Kultur- und Verkehrsbereich, 
die schon ehemals von den Provinzialverbän­
den wahrgenommen worden waren, wurden 
durch die Landschaftsverbandsordnung den 
Landschaftsverbänden wieder übertragen 
(vgl. ROMEYK 1988, S. 291). 

Während der Phase der Gebiets- und Ver­
waltungsreformen in den 1960er, und -70er 
Jahren wurden Existenzberechtigung und 
Aufgaben der Landschaftsverbände ebenso 
hinterfragt wie diejenigen anderer Institutio­
nen. Durch das 3. Gesetz zur Funktionalre­
form vom 26. 6. 1984 verloren die Land­
schaftsverbände zwar einige ihrer Aufgaben 
(z. B. Mitwirkung bei der Landesplanung), 
wurden aber im Kern ihrer Zuständigkeitsbe­
reiche gestärkt und als Sachverwalter der re-



gionalen Selbstverwaltung in den bei den 
Landesteilen bestätigt. Inwieweit die gegen­
wärtigen aufgabenkritischen Überprüfungen 
zur Effizienz zahlreicher Verwaltungsbehör­
den und die durch sie ausgelösten Diskussio­
nen zu einer veränderten Aufgabenabgren­
zung der Landschaftsverbände fUhren wer­
den, bleibt abzuwarten (vgl. dazu auch ELL­
WEIN 1993). 

2.2 MITGLIEDER UND ORGANE 

Mitglieder des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe sind die 18 Kreise und 9 
kreisfreien Städte der früheren Provinz West­
falen und des früheren Landes Lippe (zu­
gleich Regierungsbezirke Arnsberg, Detmold 
und Münster), d. h. insgesamt 27 Mitglieds­
körperschajien (vgl. Tab. 1 ). Das Verbandsge­
biet um faßt rd. 21 419 km' Fläche mit ca. 8,3 
Mio. Einwohnern (Stand 31. 12. 1993). Dem­
gegenüber leben in dem deutlich kleineren 
Verbandsgebiet des Landschaftsverbandes 
Rheinland von rd. 12593 km' (Regierungs­
bezirke Düsseldorf und Köln) ca. 9,4 Mio. 
Einwohner (vgl. Landesamt fUr Datenverar­
beitung und Statistik Nordrhein-Westfalen 
1993, S. 6-7). 

Als Organe der bei den Kommunalverbän­
de gibt es gemäß Landschaftsverbandsord­
nung (LVerbO) fUr das Land Nordrhein­
Westfalen in der Fassung der Bekanntma­
chung vom 27. August 1984 (GV. NW. 1984, 
S. 544), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
6. Oktober 1987 (GV. NW S. 342), eine 
Landschaftsversammlung (§§ 7-10 LVerbO), 
den Landschaftsausschuß (§§ 11-12 LVerbO) 
und den Landesdirektor (§§ 17-21 LVerbO). 

Die drei- bis viermal jährlich zusammen­
tretende Landschajisversamm/ung - in West­
falen "Westfalen parlament", im Rheinland 
"Rheinischer Rat" genannt - ist das höchste 
Vertretungsorgan der Landschaftsverbände 
(vgl. Abb. 3). Sie ist verantwortlich fUr 

- die Festlegung der allgemeinen Grundsät­
ze, nach denen die Verwaltung gefUhrt 
werden soll, 

- die Wahl der Mitglieder des Landschafts­
ausschusses und der Fachausschüsse, 

- die Wahl des Direktors des Landschafts­
verbandes und der Landesräte, 

- den Erlaß, die Änderung und Aufhebung 
von Satzungen, 

- den Erlaß der Haushaltssatzung, die Fest­
setzung von Landschaftsumlagen und In­
vestitionsprogrammen, die Abnahme der 
Jahresrechnung und die Entlastung des Di­
rektors. 

Darüber hinaus kann die Landschaftsver­
sammlung sich die Beratung und Entschei­
dung von Angelegenheiten vorbehalten, fUr 
die der Landschaftsausschuß zuständig ist 
(§ 7 LVerbO). 

Der 9. Landschajisversamm/ung (1989-
1994) des LWL gehören 124 Abgeordnete aus 
den verschiedenen Mitgliedskörperschaften 
an (vgl. Nebenkarte zu Karte 1 und LWL 
1990, S. 68-69); zur Veränderung ab 1995 
siehe Abb. 3 unten. Sie werden analog zur 
Amtszeit der Kommunalparlamente fUr die 
Dauer von 5 Jahren nicht direkt, sondern 
mittelbar durch die Vertretungen der Kreise 
und kreisfreien Städte gewählt. Die Wahl er­
folgt nach einem komplizierten Schlüssel 
(vgl. § 7a LVerbO): 

Mit der Erststimme werden von den Mit­
gliedern der Kreistage sowie den Räten der 
kreisfreien Städte Abgeordnete direkt in die 
Landschaftsversammlung gewählt; auf je 
75 000 Einwohner entfallt ein Abgeordneter 
und auf eine Resteinwohnerzahl von über 
40000 ein weiterer Abgeordneter. Mit der 
Zweitstimme werden durch die gleichen par­
lamentarischen Gremien Mitglieder aus den 
von den politischen Parteien aufgestellten 
Reservelisten berufen. 

Da die Zusammensetzung der Land­
schaftsversammlung die im Verbandsgebiet 
bestehenden parteipolitischen Kräfteverhält­
nisse möglichst genau widerspiegeln soll, 
wird ein Verhältnisausgleich dann durchge­
fUhrt, wenn Parteien mehr Sitze erhalten als 
ihnen nach dem Stimmenanteil der letzten 
Kommunalwahl zustehen. Bei Ausscheiden 
eines Abgeordneten aus der Landschaftsver­
sammlung rückt ein Ersatzmitglied nach (vgl. 
§ 7a Abs. 6 LVerbO). 

Das zweite Organ, der Landschajisaus­
schuß, tagt in der Regel monatlich und be­
schließt über alle nicht der Landschaftsver­
sammlung vorbehaltenen Angelegenheiten, 
soweit es sich nicht um Geschäfte der laufen­
den Verwaltung handelt. Er hat insbesondere 

- die Beschlüsse der Landschaftsversamm-
lung vorzubereiten und durchzufUhren, 

- die Tätigkeit der Ausschüsse zu überwa­
chen und aufeinander abzustimmen, 

5 



Tabelle I Mitgliedskörperschaften des LWL 

Kreisfreie Stadt! Bevölkerung Fläche Einwohner 

Kreis in km' je km' 

Bielefeld 324674 257,66 1 260,1 

Bochum 401058 145,40 2758,3 

Bottrop 119676 100,60 1 189,6 

Dortmund 601966 280,23 2 148,1 

Gelsenkirchen 295037 104,84 2814,2 

Hagen 214877 160,36 1 340,0 

Hamm 182390 226,10 806,7 

Herne 180539 51,41 3511,7 

Münster 267367 302,45 884,0 

kreisfreie Städte insg. 2587584 1 629,05 1 588,4 

Borken 334205 1 417,39 235,8 

Coesfeld 195431 1 109,78 176,1 

Ennepe-Ruhr-Kreis 353261 408,24 865,3 

Gütersloh 320025 967,11 330,9 

Herford 246494 449,91 547,9 

Hochsauerlandkreis 278748 1 956,47 142,5 

Höxter 151807 1 199,63 126,5 

Lippe 353427 1246,38 283,6 

Märkischer Kreis 453387 1058,93 428,2 

Minden-Lübbecke 309612 1151,98 268,8 

Olpe 135967 710,34 191,4 

Paderborn 269076 1244,86 216,1 

Recklinghausen 660497 760,19 868,9 

Siegen-Wittgenstein 298225 1131,42 263,6 

Soest 290756 1 327,47 219,0 

Steinfurt 406805 1 791,53 227,1 

Unna 415453 542,50 765,8 

Warendorf 267959 1 315,30 203,7 

Kreise insgesamt 5741 135 19789,45 290,1 

Westfalen-Lippe 8328719 21 418,50 388,9 
Stand 31.12.1993 

(Quelle Landesamt für Datenverarbeitung und Statistik Nordrhein·Westfalen 1993, S. 6-7) 
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I 

Die Mitglieder der Räte und der Kreistage 
der 9 kreisfreien Städte und 18 Kreise 

wählen 
mit ihrer 

I 
Erststimme Zweitstimme 

Mitglieder entsprechend einem Schlüssel, Mitglieder aus den von den Parteien 
der sich nach der Bevölkerungszahl der und Wählergruppen aufgestellten 
jeweiligen Mitgliedskörperschaft richtet Reservelisten 

Bei der Wahl zur 

I 9. LanclechaftaVWHJllmIunCl I 
I 

I I 
waren im Wege der waren den am Verhältnisausgleich 
Direktwahl durch die Vertretung teilnehmenden Parteien aus den 
zu besetzen Reservelisten zuzuweisen 

101 Sitze aa· ... : . ",~, .. , -}~:":'~:-'-':,~~ 

I I 

Die 9. Landschaftsversammlung (1989-1994) besteht aus 

124 MHglIadem: 
58 SPD, 48 CDU, 9 DIS GAONEN; 

7 F.D.P., 1 PraktIorIaIoe . 

T 

bildet wählt 

Land- Fachaus- DIrektor 
schafts- schüsse des Land-
auschuß schafts-

verbandes 

Zentrales Entlastung Chef der 
Beschluß- des Land- Verwaltung 
organ schaftsaus-

schusses 

Abb. 3: Bildung der Landschaftsversammlung und Organe des LWL 
(vgl. LWL I 990a, S. 23) 

Landes­
räte 

Leitende 
Beamte 

Nach den Kommunalwahlen am 16. 10. 1994 besteht die 10. Landschaftsversammlung aus 126 Mitgliedern (58 SPD, 
54 CDU, 13 Bündnis 90/DIE GRÜNEN, I fraktionslos), davon 18 Mandate durch Verhältnisausgleich über die Re­
servelisteo. 
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- die Verwaltungsführung des Direktors der 
Landschaftsversammlung zu überwachen 
und 

- Vertreter des Landschaftsverbandes in Or­
ganen, Beiräten oder Ausschüssen von ju­
ristischen Personen zu bestellen oder vor­
zuschlagen (§ 11 L VerbO). 

Zu seiner Entlastung werden jeweils Fach­
ausschüsse für bestimmte Geschäftsbereiche 
gebildet, da von fünf fest vorgesehene (Fi­
nanzwesen, Wohlfahrts- und Gesundheits­
pflege, Landschaftliche Kulturpflege, Stra­
ßenwesen, Kommunalwirtschaft) sowie wei­
tere gemäß Gesetz oder Satzung (vgl. § 13 
LVerbO). 

Beim LWL gibt es zur Zeit neben dem 
Landschaftsausschuß 13 Fachausschüsse. 
Diese haben beratende Funktion, soweit ih­
nen nicht bestimmte Aufgaben zur selbstän­
digen Entscheidung übertragen worden sind, 
und können ihrerseits Unterausschüsse und 
Kommissionen bilden. 

An der Spitze der Verwaltung steht als drit­
tes Organ der Direktor des Landschajisver­
bandes (frühere Amtsbezeichnung: Landes­
hauptmann). Zur Wahrnehmung einzelner 
Geschäftsbereiche werden dem Landesdirek­
tor Landesräte als leitende Beamte zugeord­
net (z. Zt. acht); der Erste Landesrat ist 
gleichzeitig allgemeiner Vertreter des Lan­
desdirektors. Der Direktor des Landschafts­
verbandes ist insbesondere verantwortlich 
für 

- die Vorbereitung und Ausführung der Be­
schlüsse des Landschaftssausschusses und 
der übrigen Fachausschüsse, 

- die Erledigung der Geschäfte der laufen­
den Verwaltung und 

- die Vertretung des Landschaftsverbandes 
in allen Rechts- und Verwaltungsangele­
genheiten (vgl. § 17 LVerbO). 

Der Landesdirektor und die Landesräte 
werden von der Landschaftsversammlung als 
kommunale Wahlbeam'te für acht Jahre ge­
wählt. 

2.3 AUFGABEN IM ÜBERBLICK 

Die Aufgabenfelder der heutigen Land­
schaftsverbände sind seit der erstmaligen Er­
richtung von Provinzialständen in den Jah­
ren 1823/24 zwar gewachsen, weisen aber 
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insgesamt eine große inhaltliche Kontinuität 
auf. Nach den Landschaftsverbandsordnun­
gen von 1953 bzw. 1984 (Fassung 1987) gibt 
es eindeutig definierte Aufgaben (vgl. § 5 
LVerbO), die hier nur knapp erwähnt und in 
den folgenden Kapiteln ausführlicher darge­
stellt werden. Zu diesen Aufgaben zählen: 

a) Soziale Aufgaben, Jugendhilfe und 
Gesundheitsangelegenheiten, 

b) Straßen wesen, 
c) Landschaftliche Kulturpflege, 
d) Landes- und Landschaftspflege sowie 
e) Kommunalwirtschaft. 

Jedes dieser Sachgebiete gliedert sich nach 
Umfang und Inhalt in verschieden große 
Aufgabenfelder und ist auch in den bei den 
Landschaftsverbänden Westfalen-Lippe und 
Rheinland unterschiedlich ausgefiHlt. 

Für den LWL werden durch besondere Zu­
sätze weitere Wirkungsfelder ermöglicht. 
Darüber hinaus ist im Rahmen der allgemei­
nen landschaftlichen Kulturpflege zur Wah­
rung der kulturellen Belange des früheren 
Landes Lippe eine Zusammenarbeit mit dem 
Landesverband Lippe verbindlich festgelegt 
worden (vgl. § 5 Abs. 3 LVerbO). Neue Auf­
gaben können den Landschaftsverbänden 
nur durch Gesetz oder aufgrund eines Ge­
setzes übertragen werden (vgl. § 5 Abs. 5 
LVerbO). 

Die vom LWL wahrgenommenen Aufga­
ben finden ihren Ausdruck in Einrichtungen 
mit vorgegebenem Standort und daraus fol­
gendem Wirkungsbereich. Die in Karte 1 
wiedergegebenen Einrichtungen und ihre zu­
gehörigen Außen stellen dienen der optimalen 
Bürgerbetreuung in der Fläche; dabei hat sich 
die nach 1945 immer stärker durch Dezen­
tralisierung geprägte Organisationsstruktur 
zur optimalen Flächenbetreuung des Ver­
bandsgebietes seit Jahren be~ährt. 

Karte 1 stellt ausschließlich eigene Einrich­
tungen des LWL dar und gibt die Situation 
des Jahres 1992 wieder; zwischenzeitig einge­
tretene Veränderungen werden im folgenden 
Text erläutert. 

Darüber hinaus wird der Landschaftsver­
band über die Vergabe finanzieller Zuwen­
dungen und durch Beratung bei von Dritten 
unterhaltenen Einrichtungen mannigfaltig tä­
tig. Damit profitieren auch Gemeinden und 
Kreise ohne LWL-eigene Institutionen in be­
trächtlicher Weise von den Leistungen des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe. 



3. EINRICHTUNGEN DES 
LANDSCHAFTSVERBANDES WESTFALEN-LIPPE 

(ZU Karte 1) 

Entsprechend den Aufgaben der Land­
schaftsverbände sind die vom LWL unterhal­
tenen Einrichtungen zahlreich und in der 
Struktur vielfältig. Die insgesamt 10 Dezer­
nate der Hauptverwaltung gliedern sich in 
drei große Gruppen: den Sozialbereich, das 
Straßen wesen sowie die landschaftliche Kul­
turpflege und verteilen sich über das gesamte 
Verbandsgebiet. 

Im Mai 1991 arbeiteten ca. 14 600 der ins­
gesamt 17000 Mitarbeiterinnen des LWL in 
diesen Einrichtungen und deren AußensteI­
len (vgl. LWL 1991, S.18). Dazu zählen 
ebenso altehrwürdige Einrichtungen, die 
noch aus den Anfangen des Provinzialver­
bandes stammen und bis heute nichts von ih­
rer Bedeutung eingebüßt haben, wie auch 
neue Einrichtungen, die gerade erst eröffnet 
wurden. Einige ältere Einrichtungen sind 
mittlerweile umstrukturiert oder sogar ganz 
aufgelöst worden. Das Bild des Landschafts­
verbandes wandelt sich mit der Zeit und mit 
den jeweiligen Bedürfnissen der Gesellschaft. 
So kann die Karte 1 des Atlas-Doppelblattes 
auch nur eine Momentaufnahme sein, die ei­
nen Überblick über die vielfältigen Aktivitä­
ten des LWL am Beispiel der unterhaltenen 
Einrichtungen im Jahr 1992 gibt. 

Bei den Einrichtungen des L WL lassen sich 
die Einrichtungen mit nur einem Standort 
(wie z. B. das Landesmuseum für Kunst und 
Kulturgeschichte) von solchen unterschei­
den, die sich von einer "Zentrale" - d. h. von 
einer Haupt- oder Geschäftsstelle - ausge­
hend, in ein Netz von Außen- bzw. Neben­
stellen gliedern (wie z. B. das Amt für Boden­
denkmalpflege). Dadurch entstehen verschie­
dene Verteilungsmuster: Während das Stra­
ßenwesen durch Autobahn- und Landesstra­
ßenämter mit den jeweiligen Außenstellen 
nahezu gleichmäßig über das Verbandsgebiet 
verteilt ist, zeigen sich bei der landschaftli­
chen Kulturpflege noch immer regionale 
Schwerpunkte - z. B. in Münster -, wenn die­
se auch in den letzten Jahren etwas relativiert 
wurden. Dies liegt sicherlich nicht nur an der 
unterschiedlichen AufgabensteIlung und den 
damit verschiedenen Versorgungsbereichen 
der Einrichtungen, sondern auch an ihrer ge­
schichtlichen Entwicklung. Die landschaftli­
che Kulturpflege hat noch aus der Zeit des 

Provinzial verbandes ihren 
Standort in Münster. 

traditionellen 

4. SOZIALE AUFGABEN, JUGENDHILFE UND 
GESUNDHEITSANGELEGENHEITEN 

(zu Karte 1) 

Mehr als die Hälfte aller Mitarbeiterinnen 
des LWL arbeiten in den Fachrichtungen des 
medizinischen, pflegerischen, pädagogischen 
und sonstigen sozialen Dienstes (vgl. LWL 
1991, S. 20). Damit ist der inhaltliche 
Schwerpunkt der Arbeit des LWL eindeutig. 
Dies spiegelt sich auch im Haushalt wider: 
Vom Gesamtausgabevolumen von ca. 7 Mrd. 
DM jährlich wird der weitaus größte Teil in 
den Sozialbereich investiert: ca. 4 Mrd. DM 
(vgl. LWL 1991, S. 21). Die Betrachtung der 
einzelnen Aufgabenbereiche des LWL be­
ginnt daher hier mit dem Bereich Soziale 
Aufgaben, Jugendhilfe und Gesundheitsange­
legenheiten. 

4.1 SOZIALHILFE 

In Nordrhein-Westfalen sind die Land­
schaftsverbände überörtlicher Träger der So­
zialhilfe (gern. § 5 Abs. la Nr. 1 LVerbO). 
Dies ist durch die Landschaftsverbandsord­
nung für das Land Nordrhein-Westfalen und 
durch das landesrechtliche Ausführungsge­
setz zum Bundessozialhilfegesetz geregelt. 
Neben den örtlichen Trägem, d. h. den Krei­
sen und kreisfreien Städten, übernehmen die 
Landschaftsverbände zum einen die Funk­
tion als Kostenträger für die im folgenden ge­
nannten Aufgaben, und zum anderen sind sie 
zuständig für die Abwicklung der zugehöri­
gen Verwaltungsangelegenheiten. Diese Ar­
beit leistet beim LWL die Abteilung Sozial­
hilfe und Sonderschulen (Abt. 60) der Haupt­
verwaltung. 

Die Sozialhilfe umfaßt verschiedene Auf­
gabenbereiche. Als erster wäre die Sozialhilfe 
für körperlich, geistig oder seelisch Behinderte 
zu nennen. Diese Hilfe in besonderen le­
benslagen erhielten Ende 1990 ca. 68 000 
Personen (vgl. LWL 1991, S. 22). Bei dieser 
Sozialhilfe wird nach stationären und teilsta­
tionären Eingliederungshilfen sowie der am­
bulanten Versorgung unterschieden. Die sta­
tionäre Eingliederungshilfe und Hilfe zur 
Pflege (letztgenannte besonders für ältere 
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Menschen) richtet sich an körperlich, geistig 
oder seelisch Behinderte in landschaftsver­
bandseigenen Einrichtungen und in Einrich­
tungen anderer Träger. 1991 hielten sich von 
den insgesamt 47 486 Behinderten und Pfle­
gebedürftigen 4131 Personen zu Lasten der 
Sozialhilfe in den Krankenhäusern des LWL 
auf, 43 355 Personen erhielten die Hilfe in 
Einrichtungen anderer Träger (vgl. LWL 
1991, S. 22). Die tei/stationäre Eingliede­
rungshilfe fließt in Einrichtungen der freien 
Wohlfahrtspflege, so z. B. in Sonderkinder­
gärten, Werkstätten und Wohnheime ftir Be­
hinderte, und erreichte 1991 20 224 Perso­
nen (vgl. LWL 1991, S. 22). Bei der ambulan­
ten Versorgung handelt es sich um die Bereit­
stellung von Körperersatzstücken, orthopädi­
schen oder anderen Hilfsmitteln. 

Die Hilfe zur Überwindung besonderer so­
zialer Schwierigkeiten dient insbesondere 
den Nichtseßhaften, daneben den aus Frei­
heitsentzug Entlassenen und verhaltensge­
störten jungen Erwachsenen, die in ca. 50 
Einrichtungen fremder Träger mit stationä­
ren oder teilstationären Plätzen betreut wer­
den (vgl. LWL 1991, S. 22). 

Die Sozialhilfe jür Deutsche im Ausland 
und Zurückgekehrte betrifft ca. 3800 außer­
halb der deutschen Staatsgrenzen befindliche 
Personen und übernimmt auch die Kostener­
stattung bei Übertritt aus dem Ausland (vgl. 
LWL 1991, S. 22). 

Weiterhin gibt es spezielle Hilfen ftir be­
sondere Patienten. So richtet sich die Hilfe 
jür Tbc-Kranke an eine Vielzahl von dieser 
Krankheit befallener Personen; ca. 15 000 
Blinde beziehen das Blindengeld. 

Die Förderung sozialer Einrichtungen 
durch Bewilligung von Landesmitteln ist eine 
weitere Aufgabe des Landschaftsverbandes. 
So werden jährlich ca. 20 Mio. DM ftir Ein­
richtungen der Altenhilfe, ca. 16 Mio. DM 
ftir andere soziale Einrichtungen und weitere 
16 Mio. DM ftir Personalkostenzuschüsse ftir 
Sozialstationen und Frauenhäuser ausgege­
ben (Stand 1991). 

4.2 KRIEGSOPFERFÜRSORGE 
UND HILFE FÜR SCHWERBEHINDERTE 

(HAUPTFÜRSORGESTELLE) 

Die Landschaftsverbände sind überörtliche 
Träger der Kriegsopferftirsorge und der Hilfe 
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ftir Schwerbehinderte (gern. § 5 Abs. la Nr. 2 
LVerbO). Die Aufgaben werden im einzelnen 
durch das Bundesversorgungsgesetz (BVG) 
und durch das Schwerbehindertengesetz 
(SchwbG) geregelt. Die Ausübung dieser 
Funktionen wird von der Hauptftirsorgestelle 
(Abt. 61 der Hauptverwaltung) in Zusam­
menarbeit mit den ca. 47 FürsorgesteIlen der 
Kreise und Städte in Westfalen-Lippe (1991) 
übernommen. 

Die Kriegsopjerjürsorge, d. h. die Aufgaben 
nach dem Bundesversorgungsgesetz ftir Be­
schädigte und Hinterbliebene, richtet sich an 
insgesamt ca. 140000 Personen; dazu zählen 
ca. 6000 Kriegsblinde, Ohnhänder, Quer­
schnittsgelähmte, Hirnbeschädigte und Ge­
sichtsentstellte (vgl. LWL 1991, S. 24). Dabei 
lassen sich einzelne Aufgabenbereiche unter­
scheiden. Die Berufsftirsorge dient insbeson­
dere zur beruflichen Wiedereingliederung bei 
der Bundeswehr zu Schaden gekommener 
Soldaten. Weiter gibt es Erziehungsbeihilfen, 
ergänzende Hilfe zum Lebensunterhalt, Er­
holungshilfe und sonstige Maßnahmen der 
vorbeugenden Gesundheitshilfe und Woh­
nungshilfe. Die Hilfe zur Pflege und die Hilfe 
in besonderen Lebenslagen betreffen die Un­
terbringung in Alten- und Pflegeheimen, 
häusliche Pflege, Eingliederungshilfe in Ein­
richtungen und Hilfe ftir Kraftfahrzeuge. Die 
Altenhilfe stellt u.a. Haushaltshilfen oder 
Mahlzeiten-Versorgungsdienste zur Verfti­
gung. 

Alle diese Leistungen können auch von 
ehemaligen Angehörigen der Bundeswehr 
(Soldatenversorgungsgesetz), Opfern von Ge­
walttaten (Opferentschädigungsgesetz) sowie 
von Personen, die durch die gesetzliche 
Schutzimpfung einen gesundheitlichen Scha­
den erlitten haben, in Anspruch genommen 
werden. Zu diesem Aufgabenbereich gehört 
noch die Hilfe ftir Sonderftirsorgeberechtigte 
(ca. 4 %) wie Blinde, Querschnittsgelähmte, 
Hirngeschädigte etc. und deren versorgungs­
berechtigte Hinterbliebene. Die Aufgaben 
und Leistungen des Landschaftsverbandes 
haben sich auch in diesem Bereich über die 
Jahre hinweg gewandelt. Zu der rein finan­
ziellen Unterstützung kam in jüngerer Zeit 
die persönliche Hilfe, besonders die Beratung 
der Sonderftirsorgeberechtigten in sozialen 
Angelegenheiten. 

Die Hilfe jür Schwerbehinderte richtet sich 
nach den Aufgaben des Schwerbehinderten­
gesetzes an berufstätige Schwerbehinderte. 



Ca. 200000 Personen erhalten durch die 
HauptfürsorgesteIle des Landschaftsverban­
des die entsprechenden Leistungen (vgl. 
LWL 1991, S.24). Dies sind zum einen der 
Kündigungsschutz, aufgrund dessen ohne 
Zustimmung der HauptfürsorgesteIle einem 
Schwerbehinderten nicht gekündigt werden 
darf, zum anderen die begleitende Hilfe im 
Arbeits- und Berufsleben. Zu letzterer zählen 
die Beratung der Schwerbehinderten und der 
Arbeitgeber sowie die persönliche Betreuung 
der Schwerbehinderten.' Spezielle Hilfelei­
stungen erfahren dabei Gehörlose, Blinde, 
psychisch Behinderte und Suchtkranke am 
Arbeitsplatz. Bei der Einrichtung und Aus­
stattung behindertengerechter Arbeitsplätze 
leistet die HauptfürsorgesteIle finanzielle 
Förderung und technische Beratung. 

Für die Vertrauensfrauen und -männer der 
Schwerbehinderten, für Betriebs- und Perso­
nalräte und für Beauftragte der Arbeitgeber 
werden spezielle Schulungen organisiert, die 
in Umgang und Arbeit mit Schwerbehinder­
ten weiterbilden. Weitere Aufgaben der 
HauptfürsorgesteIle sind die Unterstützung 
von Einrichtungen zur Arbeits- und Berufs­
förderung Schwerbehinderter sowie die För­
derung von Werkstätten für Behinderte. 
Schließlich übernimmt die Hauptfürsorge­
steIle die Einziehung und Verwaltung der 
Ausgleichsabgabe von Betrieben, die nicht 
genug Schwerbehinderte beschäftigen. 

Die Abgrenzung der Aufgabenzuständig­
keit der HauptfürsorgesteIle und der örtli­
chen FürsorgesteIlen regelt die landesrechtli­
che Verordnung zur Übertragung von Aufga­
ben und Befugnissen nach dem Schwerbehin­
dertengesetz. Gemeinsam haben beide das 
Ziel, die Eingliederung Schwerbehinderter in 
das Arbeitsleben zu unterstützen und abzusi­
chern. Bei der Arbeit der HauptfürsorgesteIle 
hat die Betreuung von psychisch Kranken, 
Schwerbehinderten, Gehörlosen, Blinden 
und Sucht kranken in den letzten Jahren zu­
genommen. Sie ist zu einem verstärkt wach­
senden Aufgabenfeld geworden und hat die 
Einrichtung spezieller Fachdienste bewirkt. 

4.3 JUGENDHILFE (LANDESJUGENDAMT) 

Ebenfalls überörtlich zuständig, und zwar 
für die Jugendhilfe gemäß § 5 Abs. la Nr. 3 
L VerbO, ist das Jugendamt des Landschafts-

verbandes, nach dem Verwaltungsgliede­
rungsplan die Abteilung 50 der Hauptverwal­
tung. Das Amt unterstützt die ca. 80 örtlichen 
Jugendämter und die freien Träger der Ju­
gendhilfe in Westfalen-Lippe bei ihren Tätig­
keiten durch Beratung, Planung und Organi­
sation wie auch durch Koordinierung und 
Förderung (vgl. LWL 1991, S. 25). Dabei bie­
tet das Landesjugendamt auch ein differen­
ziertes Fortbildungsangebot für das Personal 
der Trägereinrichtungen und für Mitglieder 
von Jugendwohlfahrtsausschüssen an. Ziel al­
ler Aktionen ist die Hilfe zur Selbsthilfe, d. h. 
die Förderung der Eigenverantwortlichkeit 
der Jugendämter und der freien Träger. 

Die Hilfe zur Erziehung bildet einen weite­
ren Aufgabenschwerpunkt. Dem Landesju­
gendamt sind noch bis Dezember 1994 die 
freiwillige Erziehungshilfe und die Fürsor­
geerziehung verantwortlich unterstellt; für 
beide Aufgaben trägt das Amt zugleich die 
Kosten. Durch das AdoptionsvermittIungsge­
setz und die zugehörigen Verordnungen wur­
de das Amt auch zur Einrichtung einer Zen­
tralen Adoptionsstelle verpflichtet. Diese be­
rät und unterstützt die örtlichen Einrichtun­
gen bei schwierigen Einzelfällen. Ebenso er­
stellt sie Gutachten für das Vormundschafts­
gericht bei Adoptionen mit Auslandsberüh­
rung. 

Die Heimberatung rur die ca. 3000 Tages­
einrichtungen und Heime ist ein weiterer 
Aufgabenbereich des Landesjugendamtes. 
Bei den Tageseinrichtungen handelt es sich 
um Krippen, Krabbelstuben, Kindergärten, 
Kindertageserholungsstätten und solche für 
Behinderte; Heime sind z. B. Kinder- und Er­
holungsheime, Heime zur Erziehung und 
Heime für Behinderte. Die hier gewonnenen 
Kontakte werden bei der Arbeit im Pflege­
kinderbereich und in der Zentralen Adop­
tionsstelle genutzt. 

Außer diesen Aktivitäten erfüllt das Lan­
desjugendamt Aufgaben, die in erster Linie 
von den Jugendämtern in Trägerschaft der 
Städte und Kreise und von freien Trägern 
übernommen werden. Hier ist das Landesju­
gendamt maßgeblicher Finanzgeber und 
übernimmt die Förderung von Personal-, Be­
triebs- und Investitionskosten durch finanziel­
le Zuwendungen aus Bundes- und Landes­
mitteln, aber auch aus landschaftsverbands­
eigenen Mitteln. Darüber hinaus leistet es 
Beratungstätigkeit in den einzelnen Berei­
chen. Zu nennen wären hier: 
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- die Kinder- und Familienhilfe, d. h. offene 
erzieherische Hilfen, Tageseinrichtungen 
rur Kinder, Heime, Ferienhilfswerk, Fami­
lienerholung und -bildung, Erziehungsbe­
ratung sowie Hilfen rur ausländische Kin­
der und Jugendliche sowie ihre Familien, 

- die integrative Erziehung behinderter und 
nicht behinderter Kinder in Kindergärten 
(1991: 653 Kinder in 406 integrativen Kin­
dergärten, vgl. LWL 1991, S. 25), 

-die Jugendarbeit, welche Jugendbildung 
und -freizeit, Jugenderholung, kulturelle 
Jugendarbeit, Berlinfahrten und interna­
tionale Jugendbegegnungen um faßt, 

- der Jugendschutz, ebenso die Hilfe gegen 
die Suchtgefährdung, 

- sozialpädagogische Hilfen rur junge Ar­
beitslose. 

Eigene Einrichtungen des Landschaftsver­
bandes im Bereich der Jugendhilfe sind der 
Jugendhof Vlotho, das Heilpädagogische 
Kinderheim, die Fachschulen rur Heil- und 
Sozialpädagogik in Hamm sowie die Jugend­
heime in Dorsten und Tecklenburg. Die Bil­
dungsstätte Jugendhoj Vlotho entstand 1946 
unter der Leitung Klaus von Bismarcks und 
wurde von der damaligen britischen Militär­
regierung von Anfang an unterstützt. Bis­
marck war 1946-1949 erster Leiter des Ju­
gendhofes. Zum alten Fachwerkhaus am 
Stiftsberg in Herford kam später ein zweites 
hinzu. Am I. April 1954 wurde der Jugend­
hof vom LWL übernommen. Der Hof bietet 
Fortbildungsmöglichkeiten und Beratungen 
an, die sich an die Fachkräfte der Jugendhilfe 
und an andere Interessenten richten. Mehr 
als 5000 Besucher (1986) nehmen jährlich an 
diesem Erfahrungsaustausch teil. Heute sind 
ca. 23 Mitarbeiterinnen des LWL im Jugend­
hof beschäftigt. 

Das Heilpädagogische Kinderheim Hamm 
wurde 1975 gegründet. Zusammen mit der 
West! Fachschule jiir Sozialpädagogik (gegr. 
1974) und der West! Fachschulejiir Heilpäd­
agogik (gegr. 1983) liegt es an der Heithofer 
Allee in Hamm. Diese drei Einrichtungen der 
Jugendhilfe ergänzen sich dort mit einem 
Fachkrankenhaus, dem West! Institut jiir Ju­
gendpsychiatrie und Heilpädagogik (gegr. 
1975), zu einem sinnvollen Ensemble, das 
vom Austausch der Erfahrungen und der Zu­
sammenarbeit profitiert (vgl. Westf. Institut 
für Jugendpsychiatrie und Heilpädagogik 
Hamm 1991). Die Aufgabe der bei den Fach-
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schulen ist die Fortbildung. Lehrgänge für 
Krankenpflegekräfte in den Westf. Kliniken 
sowie Lehrgänge für Erzieher in Sonderinter­
naten führen z. B. in praktische Hilfen, Ange­
hörigenarbeit, Gesprächsführung und Bera­
tungsgespräche ein. Weiter gibt es einen 
Lehrgang Erlebnispädagogik für Mitarbeiter 
im Bereich der Jugendhilfe in Zusammenar­
beit mit dem Landesjugendamt. 

Die Jugendheime leisten Erziehungshilfe 
für entwicklungsgestörte und gefährdete 
Menschen. Das West! Jugendheim Dorsten, 
gegründet 1965, befindet sich zur Zeit in der 
Umstrukturierung. Das West! Jugendheim 
Tecklenburg wurde 1904 - damals noch als 
reine Mädcheneinrichtung - gegründet und 
1973 vom Landschaftsverband übernommen 
(vgl. Westf. Jugendheim Tecklenburg o. J.). 
Damals noch eine Großeinrichtung, in der 
alle Gruppen in drei Häusern auf dem Heim­
gelände untergebracht waren, ist es inzwi­
schen dank der Weiterentwicklung eine Ein­
richtung mit unterschiedlichen Betreuungs­
formen und Standorten. Vier der insgesamt 
elf Gruppen wohnen in den Haupthäusern, 
die sieben anderen sind Außenwohngruppen 
in den Gemeinden Tecklenburg, Lengerich 
und Ibbenbüren. So kann zum einen im 
Haupthaus die Zuwendung zu schwierigen 
Jugendlichen fortgesetzt werden, zum ande­
ren ist durch die Außenwohngruppen eine 
ortsnahe Unterbringung für weniger gestörte 
Kinder und Jugendliche an ihrem Lebensort 
möglich. Insgesamt bietet die Einrichtung ca. 
70 Jugendlichen stationäre Hilfe. Hinzu 
kommen sechs Werkstätten mit Ausbildungs­
möglichkeiten auf dem Heimgelände, die 
auch externen Jugendlichen die Integration 
in das Berufsleben erleichtern. 

Um den verschiedenen Aufgaben gerecht 
werden zu können, werden in allen Gruppen 
unterschiedliche Akzente gesetzt. Gemein­
sam ist ihnen das Bemühen, ein soweit wie 
möglich natürliches Lebensfeld für die Kin­
der und Jugendlichen zu schaffen. Ein weite­
res Anliegen ist es, die Beziehung zwischen 
den Jugendlichen und ihren Familien nicht 
nur aufrechtzuerhalten, sondern auch zu ver­
festigen und die Familien am Erziehungspro­
zeß teilhaben zu lassen. Das Angebot richtet 
sich dabei an Kinder und Jugendliche mit 
Verhaltensauffälligkeiten, problematischen 
Schul verläufen oder Ausbildungsabbrüchen. 
Auch die Abwendung von krimineller Ge­
fährdung, die drohende Abhängigkeit von AI-



kohol oder Drogen und die Vermeidung von 
Haftstrafen sind ebenfalls Grund genug, sich 
der Jugendlichen näher anzunehmen. 

4.4 PSYCHIATRISCHE EINRICHTUNGEN 
(KRANKENHÄUSER) 

Die Aufgaben des Landschaftsverbandes 
im Bereich des Gesundheitswesens lassen 
sich grob in die drei Gruppen der Versorgung 
psychisch Kranker, der Koordination der 
Drogenarbeit und der Erholungs- und Heil­
ftirsorge gliedern. 

Laut § 5 Abs. la Nr. 4 LVerbO können die 
Landschaftsverbände "die Trägerschaft von 
psychiatrischen Fachkrankenhäusern, von 
anderen psychiatrischen stationären Einrich­
tungen, von psychiatrischen teilstationären 
Einrichtungen, von ambulanten und komple­
mentären psychiatrischen Diensten sowie 
von anderen Fachkrankenhäusern und fach­
medizinischen Einrichtungen übernehmen. 
Darüber hinaus können die Landschaftsver­
bände die kommunalen und freien Träger in 
ihren Aufgaben der Kur- und Heilftirsorge 
unterstützen". Weil der LWL als überört­
licher, leistungsfähiger Träger kommunaler 
Für- und Vorsorgeaufgaben der Ermächti­
gung, psychiatrische Krankenhäuser zu er­
richten, Folge geleistet hat, ist er nach § 2 
Abs. 2 des Ausftihrungsgesetzes zum Bundes­
sozialhilfegesetz zur Unterbringung psy­
chisch Kranker (nach dem Gesetz über Hil­
fen und Schutzmaßnahmen bei psychischen 
Krankheiten, Psych KG) und psychisch kran­
ker Rechtsbrecher (auf Grundlage der §§ 63ff. 
StGB) verpflichtet. 

Der Schwerpunkt der Tätigkeiten wird 
durch die Trägerschaft von 21 psychiatri­
schen Fachkrankenhäusern mit rund 8600 
Behandlungsplätzen bestimmt und um faßt 
die Errichtung, den Betrieb und die Unter­
haltung dieser Einrichtungen (vgl. LWL 
1991, S. 26). Patienten sind Kinder und Ju­
gendliche, Erwachsene, Suchtkranke (Alko­
hol- und Drogenabhängige), psychisch kran­
ke und suchtkranke Straftäter. 1990 wurden 
insgesamt ca. 19000 Patienten in den Kran­
kenhäusern gezählt (vgl. LWL 1991, S. 26). 

Die Gewährleistung der psychiatrischen 
Pflichtversorgung ist jedoch nicht die einzige 
Aufgabe des LWL in diesem Bereich. Zu den 
weiteren Aufgaben gehören die Aus- und 

Fortbildung des Pflegepersonals, die Zusam­
menarbeit mit Mitgliedskörperschaften und 
psychiatrischen Diensten anderer Träger, um 
die Versorgung zu koordinieren oder um die­
se bei der Planung und Errichtung psychiatri­
scher Einrichtungen zu beraten, und Tätig­
keiten bei der Drogenarbeit sowie in der Er­
holungs- und Heilftirsorge. Der LWL hat 
nicht nur die Koordination der Drogenarbeit 
in Westfalen-Lippe zu leisten, sondern er 
wirkt auch in der Aus- und Fortbildung der 
in der Drogenarbeit tätigen Berater und The­
rapeuten mit. In der Erholungs- und Heilftir­
sorge ist er an der Durchftihrung von Kuren 
beteiligt. Gestrichen wurde die frühere Auf­
gabe der Förderung des Hebammenwesens. 
Als eine Konsequenz wurden die Landes­
frauenkliniken, die bis dahin als Hebammen­
lehranstalten dienten, an andere Träger abge­
geben. 

Die Entwicklung der psychiatrischen Ein­
richtungen begann bei den alten Landeskran­
kenhäusern, die sich aus heutiger Sicht als 
Anstalten ftir Verwahrpsychiatrie darstellen. 
In der modemen Psychiatrie wird die Ver­
wahrpsychiatrie durch die Behandlungspsy­
chiatrie ersetzt. Dadurch haben sich zahlrei­
che Änderungen bei Versorgung, Organisa­
tion, Planung und Finanzen ergeben. Wäh­
rend die Versorgungsgebiete der Landeskran­
kenhäuser zunächst sehr groß waren, sind sie 
inzwischen wohnort- und gemeindenah ge­
staltet worden. Ein weiterer Fortschritt ist 
die Abkehr von der stationären Versorgung 
als Schwerpunktarbeit und damit verbunden 
einer nur sehr reduzierten ambulanten Ver­
sorgung bzw. eines komplementären Versor­
gungsbereiches. Letztere gewinnen zuneh­
mend an Bedeutung. Der Landschaftsver­
band übernimmt immer mehr die Träger­
schaft teilstationärer Einrichtungen, wie z. B. 
von Tages- und Nachtkliniken, und auch von 
komplementären Einrichtungen, d. h. von 
Übergangs-Wohnheimen und an Kranken­
häuser angegliederte Institutsambulanzen. 
Nicht zuletzt durch diese Tatsache konnte 
die Versorgungs- und Betreuungssituation 
der Patienten im Laufe der Jahre erheblich 
verbessert werden. Durch die Institutsambu­
lanzen und die Tagesklinikplätze ist nämlich 
eine stationäre Behandlung oftmals überflüs­
sig geworden. Auch die Wiederaufnahmen 
sind rückläufig, d. h. die Aufenthaltsdauer 
der Patienten in den Krankenhäusern konnte 
insgesamt verkürzt werden. Die Kranken-
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häuser wurden verkleinert, und es wurden 
überschau bare re Funktions- und Verantwor­
tungsbereiche geschaffen. Durch eine ent­
sprechende Personalaufstockung ist eine in­
tensivere und persönlichere Betreuung der 
Patienten möglich geworden. 

Parallel zu diesen Entwicklungen ist ein 
Rückgang der Zwangseinweisungen spürbar. 
Immer mehr psychisch Kranke begeben sich 
freiwillig in die Behandlung, was sicherlich 
auch an der nun angenehmeren Atmosphäre 
liegt. Ehemals geschlossene Stationen sind 
nun geöffnet, die großen Bettensäle zugun­
sten kleinerer Zimmer aufgelöst; die Freizeit­
und Beschäftigungsangebote wurden ver­
mehrt, und des weiteren ist eine gemeinsame 
Betreuung von Frauen und Männern nun ge­
geben. 

Auch im Maßregel vollzug sind. Verände­
rungen spürbar. Während hierunter früher 
die Verwahrung von psychisch kranken 
Rechtsbrechern verstanden wurde, ist es heu­
te das Ziel, unter Beachtung von Sicherheits­
aspekten straffällig gewordenen Menschen 
den Schritt in ein straffreies Leben in der 
Freiheit zu erleichtern. Die Arbeit im Maßre­
gelvollzug hat sich so rur die Betroffenen 
zum Positiven gewandelt; dennoch gilt sie oft 
als unattraktives Gebiet der psychiatrischen 
Arbeit, und es ist dementsprechend schwer, 
Fachkräfte rur diese Aufgabe zu gewinnen. 

Nicht nur hier, sondern im gesamten 
psychiatrischen Bereich ist das fachlich not­
wendige Personal nur schwer zu finden. 
Ohne einen enormen Anstieg der Pflegesätze 
wären sämtliche vorgenannten Verbesserun­
gen in der Versorgungs- und Betreuungssitu­
ation nicht denkbar gewesen. Auch Koopera­
tionsvereinbarungen mit Krankenhäusern 
von kommunalen und freien Trägern, die 
sich bereit erklärten, neben dem Landschafts­
verband die psychiatrische Pflichtversorgung 
in Westfalen-Lippe zu gewährleisten, sind in 
den letzten Jahren immer wichtiger gewor­
den, um Verbesserungen oder Änderungen 
zu erreichen. 

Die gewandelte Zielstellung bei der Versor­
gung psychisch Kranker und die damit ein­
hergehenden Änderungen lassen sich am Bei­
spiel der West! Klinik fiir geriatrische 
Psychiatrie Geseke gut nachvollziehen. Das 
ehemalige Franziskanerkloster wurde 1839 
an die Provinz Westfalen übergeben und 
durchlief zahlreiche Stationen bis zum heuti­
gen Klinikcharakter. Am 19. November 1841 
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wurde eine Provinzial-Pflegeanstalt eröffnet. 
1891 zunächst in ein Landarmen- und Kran­
kenhaus umgewandelt, wurde sie 1937 
schließlich in "Landespflegeanstalt" umbe­
nannt. Mit Inkrafttreten der Landschaftsver­
bandsordnung am I. Oktober 1953 ging die 
Trägerschaft des Hauses von der ehemaligen 
Provinz Westfalen auf den Landschaftsver­
band Westfalen-Lippe über. 1968 erfolgte 
eine erneute Umbenennung in "Westfäli­
sches Landeskrankenhaus - Langzeitkran­
kenhaus rur Psychiatrie und Neurologie", 
1975 trat das Haus dem Schulverbund des St. 
Johannesstiftes Paderborn bei. Erst 1987 er­
hielt das Haus seinen heutigen Namen 
"Westfälische Klinik rur geriatrische Psych­
iatrie Geseke". In einer Chronik zur I 50jäh­
rigen Geschichte (1991) wurden als Zu­
kunftsaufgaben die Entwicklung neuer, den 
künftigen Anforderungen entsprechender 
Konzepte und der weitere Ausbau des geron­
topsychiatrischen Bereiches herausgestellt, 
um dem durch steigende Lebenserwartung 
geprägten Anteil betagter und hochbetagter 
alter Menschen gerecht zu werden (vgl. 
Westf. Klinik rur geriatrische Psychiatrie 
Geseke 1991). 

Auch das West! Zentrum fiir Forensische 
Psychiatrie Lippstadt blickt auf eine lange 
Geschichte zurück. 1883 wurde die "Provin­
zial-Heil- und -Pflegeanstalt Eickelborn" er­
öffnet, die 1961 in "Westf. Landeskranken­
haus Eickelborn" umbenannt wurde (vgl. 
Westf. Landeskrankenhaus Eickelborn 1983, 
S. 35ft). Mit der am I. 4. 1984 vollzogenen 
Teilung des Landeskrankenhauses in die 
"Westf. Klinik rur Psychiatrie Lippstadt" 
und in das "Westf. Zentrum rur Forensische 
Psychiatrie Lippstadt" endete die gemein­
same Tradition von Maßregel vollzug und 
psychiatrischem Allgemeinkrankenhaus. 
Seitdem wird das Zentrum als wirtschaftlich 
und organisatorisch eigenständige Einrich­
tung geruhrt. Der großflächige, vielgestaltige 
Gesamtkomplex gliedert sich heute in die 
sechs Bereiche Aufnahme und Diagnostik, 
Klinische Psychiatrie, Sozio- und Psychothe­
rapie I bzw. 11, Behandlung Drogenabhängi­
ger sowie Rehabilitation und Nachbetreuung 
(vgl. Abb. 4). Diese Organisation findet sich 
nicht nur in ähnlicher Form in den anderen 
psychiatrischen Einrichtungen wieder, son­
dern wird auch den modernen Anforderun­
gen an die psychiatrische Versorgung ge­
recht. 



__ Westfälisches Zentrum für 
Forensische Psychiatrie 

\ \~....- ~ -.- 100 150 2~Om _ Westfälische Klinik für 
Quelle: Weslflliischc Klinik rlh , , 

Maßstab Psychiatrie 

1 VerwaitungsgebAude 16 Station 16/1 " Station 31/1 und 31/2 45 Bescha.ftigungshalle 
2 Pfone 17 Lagerraum 32 Station 32/1 bis 32/3 46 Bäckerei und Metzgerei 
3 StntJon3/1 und3J2 18 Artleltstheraple 33 Elckelbomslraße 23 bis 24 47 GArtnerel 
4 Evangelische KIrche 19 Druckerei 34 ElckeJbomstraße 20 bis 21 48 Statlpn 48 
5 StatlonS/t undS/2 20 BeschAftigungsgebAude 35 KOche 49 SporthalJe 
6 BeschäftigungsgebAude 21 Station 21 /1 bis 21 13 36 Station 36/1 a und 36/2a SO BescM.ftlgungsnaus, Haus 15 
7 Leichenhalle 22 Smtion 22 /1 bis 22 f 3 36flbund38/2b 5\ KlAranlage 
6 Statlon8/1 bls8/4 23 Station 23/1 und 23/2 37 Station 37 11 bis 37 '3 52 TralogabAude I Aplela!tee 
9 Station 9/1 bis 9/4 24 Station 24/1 und 24 J 2 38 Garagen und SchlossereI 53 Garagen 

t 0 EIchelnbusch 29 25 Station 25 39 Wäscherei 55 Station 55 

" EIchelnbusch 27 26 Station 26 40 Technische Zentrale 143 Personalwohnheim, Aplelallee 17 
12 Elchalnbusch 25 27 Katholische Kirche 41 Wasserwerk 146 Personalwohnheim, Uppesteg 
13 EIchelnbusch 23 28 Station 28/1 und 28/2 42 T1schter- und MaJerwerkSlan 148 1149 Graftanweg 6 und e 
14 Station 14 29 Festsaal und SozJalzentJum 43 BescMftigungshalle 1SO Station ISO 
15 Statlon15/1und15/2 30 Station 30 11 und 30 12 44 SLBlion 44/1 bis 44/3 176 Personalwohnheim, In dar Wormau 

Abb. 4: Westf. Klinik rur Psychiatrie Lippstadt und Westf. Zentrum rur Forensische Psychia­
trie Lippstadt 1993 (Lageskizze) 

Neben den Krankenhäusern in langjähriger 
Trägerschaft des Landschaftsverbandes gibt 
es auch Einrichtungen aus jüngerer Zeit, so 
z. B. die Hans-Prinzhorn-Klinik, West! Fach­
krankenhaus filr Psychiatrie in H emer. Die 
neuerbaute, 1978 eröffnete Klinik dient der 
psychiatrischen Versorgung im Märkischen 
Kreis, im Ennepe-Ruhr-Kreis und in der 
Stadt Hagen. Sie gliedert sich in die Bereiche 

Klinische Psychiatrie I und II, Sucht kranken­
behandlung, geistig behinderte Menschen, 
Psychotherapie, Psychiatrische Rehabilita­
tion und Gerontopsychiatrie. Eine zugehöri­
ge Psychiatrische Tagesklinik sowie eine In­
stitutsambulanz sind am 15. 2. 1993 bzw. am 
2. 3. 1993 in Iserlohn eröffnet worden. 

Die aktuellen Entwicklungen zeigen sich 
bei den älteren wie bei den jüngeren psychia-
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tri sehen Einrichtungen gleichermaßen. So ist 
z. B. die hohe Arbeitslosigkeit psychisch 
Kranker schon seit mehreren Jahren ein 
schwieriges Thema. Auch die chronisch kran­
ken Langzeitpatienten bilden ein weiteres 
Problem, das der Landschaftsverband zu­
sammen mit allen anderen Trägem und Ko­
stenträgem, die in der psychiatrischen Ver­
sorgung Verantwortung tragen, lösen muß. 
Trotz aller Bemühungen ist der Anteil dieser 
Langzeitpatienten auch in jüngerer Zeit nicht 
zurückgegangen. Bei einer möglichen Entlas­
sung waren bisher Pflegeheime oft die einzige 
Altemative für diese Patienten. Der Trend 
der letzten Jahre, die freien und beschützten 
Wohnformen auszubauen und gestufte Ar­
beitsmöglichkeiten zu schaffen, sollte daher 
auch in Zukunft weiter vorangetrieben wer­
den. 

4.5 SONDERSCHULEN 

Nach § 5 Abs. la N r. 5 der Landschaftsver­
bandsordnung für das Land Nordrhein-West­
falen sind die Landschaftsverbände Träger 
von Sonderschulen. Der LWL hat die Träger­
schaft für z. Zt. 39 Sonderschulen, differen­
ziert nach sieben Schultypen, übernommen 
(vgl. LWL 1991, S. 23). 

Zur Trägerschaft gehören die Bereitstel­
lung der Schulanlagen, des therapeutischen 
und Verwaltungspersonals sowie der Lehr­
und Unterrichtsmaterialien, die Erstattung 
von Schülerfahrtkosten und Lernmitteln so­
wie das Aufstellen von Schulentwicklungsplä­
nen. Die Lehrkräfte werden jedoch nicht 
vom Landschaftsverband, sondern vom 
Land Nordrhein-Westfalen in den Dienst be­
stellt. Die Aufsicht über die ordnungsgemäße 
Funktion der Sonderschulen führen die 
Schulämter als Untere und die Regierungs­

. präsidenten als Obere Schulaufsichtsbehör­
de. 

Die ältesten Einrichtungen im Sonder­
schulbereich sind die Blindenschulen von Pa­
derborn und Soest. Sie gingen durch die Do­
tationsgesetze von 1873/1875 in die Träger­
schaft des damaligen Provinzial verbandes 
über (vgl. NESEKER/REINBOTH 1988, S. 31). 
Eine gesetzliche Verpflichtung zur Erfüllung 
dieser Aufgabe ergab sich für den Land­
schaftsverband erst Mitte 1971 (vgl. NESE­
KERIREINBOTH 1988, S. 32). Durch das 
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Schulpflichtgesetz NW (SchpflG) und das 
Schulverwaltungsgesetz (Sch VG) ist der 
Landschaftsverband zum Schul träger der 
Schulen fiir Körperbehinderte, Schwerhörige 
und Sehbehinderte verpflichtet worden. Zu­
gleich wurde die Schulträgerschaft für geistig 
behinderte Kinder und Jugendliche auf die 
Kreise und kreisfreien Städte übertragen. 
Schon vor dem Schulverwaltungsgesetz hatte 
der Landschaftsverband die Trägerschaft für 
Blinden- und Gehörlosenschulen übernom­
men, die durch das Gesetz dann bekräftigt 
wurde. 

Später kamen Schulen fiir Sprachbehinder­
te fiir die Sekundarstufe I hinzu: Eine mittler­
weile erfolgte Gesetzesänderung verpflichtete 
den Landschaftsverband zur Errichtung bzw. 
Fortführung dieses Schultyps. Weiterhin er­
hielten die Landschaftsverbände das Recht, 
Schulen fiir Kranke zu errichten bzw. fortzu­

. führen. Der LWL hat hiervon in Hamm, 
Marl-Sinsen und Marsberg Gebrauch ge­
macht. 

Das gesteckte Ziel, im Verbandsgebiet eine 
möglichst bedarfsdeckende Versorgung im 
Sonderschulbereich zu schaffen, hat der 
Landschaftsverband als Schul träger mittler­
weile erreicht. Die vordringliche Aufgabe ist 
nun, den gemeinsamen Schulunterricht von 
behinderten und nichtbehinderten Kindern 
bei gegebenen Voraussetzungen zu fördern. 
Auch die Struktur und die Ausstattung der 
Schulen werden sich in Zukunft eventuell än­
dern, da anscheinend immer mehr Sonder­
schulkinder mehrfach behindert sind. 

Als Beispiel für eine Sonderschuleinrich­
tung soll hier die Entwicklung der West! 
Schule fiir Gehörlose Münster vorgestellt wer­
den. Sie blickt auf eine über 150jährige Tra­
dition zurück, die dabei größtenteils die Ge­
schichte der Gehörlosenschule Langenhorst 
(Kreis Steinfurt) ist; denn auf diesen Stand­
ort fallen 127 Jahre des Bestehens . 

1841 wurde in Langenhorst am dortigen 
Lehrerseminar eine Seminar-Taubstummen­
anstalt gegründet. Sozusagen als "Privatun­
ternehmen" des Seminars mit zunächst 6 
taubstummen Zöglingen am 4. Juni 1841 er­
öffnet, diente sie zunächst vor allem den Stu­
dienzwecken der Seminaristen. 1876 über­
nahm der Provinzialverband Westfalen die 
Anstalt. Die Verbindung zum Seminar wurde 
gelöst, und die Einrichtung erhielt einen selb­
ständigen Status. Mit der Verlagerung des 
Lehrerseminars nach Warendorf im Jahre 



1882 wechselte die Taubstummenanstalt 
1884 in die umgestalteten Räumlichkeiten 
des Seminargebäudes über. Die bei den Welt­
kriege brachten eine wechselvolle Geschich­
te; am Ende mußten die Schulgebäude auf­
grund der Kriegsschäden total renoviert wer­
den. Im Oktober 1951 wurde ein neu gestal­
tetes, modemes Hauptschulgebäude bezogen. 
Schon bald wurde jedoch die Auflösung der 
Schule bzw. ein Umzug an einen zentraleren 
Ort diskutiert, nicht zuletzt aufgrund der ra­
pide sinkenden Schülerzahlen. Die Gründe 
hierftir waren die ungünstige Verkehrslage im 
Nordwesten des Münsterlandes, die oft sehr 
weite Entfernung der Schüler vom Eltern­
haus, die unzureichende ärztliche Versorgung 
durch einen HNO-Arzt und die unbefriedi­
gende Wohn situation der Schüler in Pflege­
häusern. 

Anfang der 60er Jahre wurde der Umzug 
nach Münster beschlossen und ab 1965 ein 
Neubau in Münster-Kinderhaus errichtet. 
1968 wechselte die Schule in die neuen Ge­
bäude nach Münster, nannte sich nun Lan­
desgehörlosenschule und besaß ein zugehöri­
ges Internat. Mit dem Jahr 1975 wurde die 
Lehrerschaft der Gehörlosenschule aus dem 
Dienst des Landschaftsverbandes entlassen 
und vom Land Nordrhein-Westfalen als Son­
derschullehrer mit Beamtenstatus übernom­
men. Als Ergebnis dieser Entwicklung wur­
den Gehörlosenschule und Internat vonein­
ander getrennt. Nachdem bis dahin der Di­
rektor der Gehörlosenschule zugleich auch 
das Internat leitete, übernahm nun der LWL 
selbst die Leitung des Internats: 1977 richtete 
er eine eigene Schul- und Internatsverwal­
tung ein. Diese fand ihren Standort am Brö­
derichweg in Münster-Kinderhaus auf dem 
gleichen Gelände, auf dem 1965 mit dem 
Bau der Gehörlosenschule begonnen worden 
war. Mittlerweile ist hier ein umfassendes 
Schulzen trum entstanden. Heute finden sich 
hier neben der Gehörlosenschule eine 
Schwerhörigen-, eine Sehbehinderten-, eine 
Körperbehinderten- und eine Sprachbehin­
dertenschule, die in unmittelbarer Nachbar­
schaft arbeiten (vgl. Westf. Schule ftir Gehör­
lose Münster 1991, S. 511). 

Auch die West! Schule filr Gehörlose Bü­
ren blickt auf eine über 150jährige Tradition 
zurück. 1830 als Taubstummenanstalt ge­
gründet, wurde sie 1876 an den Provinzial­
verband übergeben und liegt heute in den 
Händen des LWL. Jüngste Einrichtungen 

sind die West! Schulen filr Sprachbehinderte 
der Sekundarstufe I in Dortmund und in 
Wenden-Möllmicke (Kreis Olpe); beide wur­
den erst 1986 gegründet (vgl. Westf. Schule 
ftir Gehörlose Büren 1980, S. 711). 

Zwischen 1978 und 1985 entanden die 
Schul- und Internatsverwaltungen in Biele­
feld, Bochum, Dortmund, Münster, Olpe, 
Paderborn und Soest. Schülerinternate gibt es 
in Bielefeld, Dortmund, Münster, Paderborn 
und Soest. Hier leben Kinder und Jugendli­
che, bei denen zu lange Schulwege oder sozia­
le Gründe eine Unterbringung im Internat 
erforderlich machen. Die Kosten ftir die In­
ternatsunterbringung übernehmen in der Re­
gel die zuständigen überörtlichen Träger der 
Sozialhilfe als Eingliederungshilfe nach dem 
Bundessozialhilfegesetz; auch hier ist der 
Landschaftsverband gefordert. 

Neben den genannten Schul formen haben 
sich auch noch andere Einrichtungen entwik­
kelt. So wurde z. B. 1968 die Rheinisch-West­
fälische Realschule filr Hörgeschädigte in 
Dortmund eröffnet und ging damit über den 
bis dahin üblichen Hauptschulcharakter hin­
aus. Die Realschule bietet die Sekundarstufe 
I allen hörgeschädigten Kindern und Jugend­
lichen, d. h. gehörlosen und schwerhörigen 
gemeinsam, als Unterrichtsform an. Dane­
ben gibt es eine Rheinisch- Westfälische Real­
schule filr Sehgeschädigte in Essen. 

Neben dem Schulunterricht rückte auch 
die berufliche Ausbildung immer mehr in 
den Blickpunkt. Als eine Konsequenz wur­
den 1976 gleich zwei neue Einrichtungen in 
Soest gegründet. Zum einen die West! Be­
rufsschule filr Blinde und hochgradig Sehbe­
hinderte als Sonderschule der Sekundarstufe 
II, zum anderen das Berufsbildungswerk filr 
Blinde und hochgradig Sehbehinderte mit 
dem Ziel der beruflichen Erstausbildung von 
Blinden und hochgradig Sehbehinderten in 
verschiedenen Bereichen - z. B. in Technik, 
Hauswirtschaft und Büro. Seit 1989 ftihrt das 
Berufsbildungswerk im Auftrage und zu La­
sten der Hauptftirsorgestelle als erweitertes 
Angebot auch Einzeitrainingsmaßnahmen 
oder Fortbildungsveranstaltungen ftir er­
werbstätige Blinde und Sehbehinderte durch. 
Diese Idee soll weiter verfolgt werden; die 
Planung sieht daher einen Ausbau dieses Be­
reiches und eine feste Institutionalisierung 
zum "Schulungs- und Beratungszentrum ftir 
Blinde und Sehbehinderte" beim Berufsbil­
dungswerk in Soest vor. 
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5. STRASSENBAU UND -UNTERHALTUNG 
(ZU Karte 1) 

Zu den Aufgaben des Landschaftsverban­
des gehört nach § 5 Abs. 1 b der Landschafts­
verbandsordnung auch das Straßen wesen. 
Danach übernehmen die Landschaftsverbän­
de die Verwaltung und Unterhaltung der 
Landesstraßen einschließlich des Um- und 
Ausbaues nach den Vorschriften des Stra­
ßen- und Wegegesetzes (StrWG) des Landes 
Nordrhein-Westfalen (gern. § 5 Abs. 1 b Nr. 1 
LVerbO); für die Kreisstraßen gilt dies nur, 
soweit sie dafür zuständig sind oder ihnen 
die Aufgaben nach § 56 Abs. 4 StrWG über­
tragen worden sind (gern. § 5 Abs. 1 b Nr. 2 
LVerbO). Weiterhin obliegt den Land­
schaftsverbänden im Auftrag des Landes die 
Verwaltung (Bau, Unterhalt) der Bundes­
autobahnen und der sonstigen Bundes­
straßen des Fernverkehrs (§ 5 Abs. 1 b Nr. 3 
LVerbO). 

Etwa ein Viertel aller Beschäftigten des 
LWL, d. h. 3629 Personen, waren 1993 im 
technischen Dienst für Straßen- und Hoch­
bau im Planungs- und Ingenieurbereich tätig 
(1967 Personen) oder zählten zu den Fach­
kräften im Straßenunterhaltungsdienst (1662 
Personen). Damit nimmt der Bereich Stra­
ßenwesen nach dem Sozialbereich den zweit­
höchsten Anteil der Beschäftigten an der 
Zahl der Gesaintbeschäftigten des LWL in 
Anspruch. Auch beim Haushalt entfallt auf 
den Straßenbau mit 1,8 Mrd. DM neben dem 
Sozialbereich mit 5,3 Mrd. DM die zweite 
Spitze des Ausgabevolumens des Jahres 
1993. Beide Bereiche zusammen bewirtschaf­
ten damit rd. 80 % des Gesamtausgabevolu­
mens des LWL. Dabei wird der Straßenbau 
in erster Linie durch Einnahmen von Bund 
und Land finanziert. 

Die Aufgaben im Straßenwesen (vgl. LWL 
1990c und AUGUST 1994) lassen sich in drei 
Bereiche gliedern: Es sind zunächst der Neu-, 
Um- und Ausbau von Bundesautobahnen, 
Bundes- und Landesstraßen sowie von Kreis­
straßen in drei Kreisen, sodann die Verwal­
tung und Unterhaltung des bestehenden Stra­
ßennetzes. Zu letzterem gehören 980 km 
Bundesautobahnen und 2769 km Bundes­
straßen in Auftragsverwaltung des Bundes, 
6639 km Landesstraßen mit insgesamt 5097 
Brücken und schließlich 487 km Kreisstra­
ßen im Auftrag von drei Kreisen. Als dritter 
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und letzter Aufgabenschwerpunkt ist noch 
die Verkehrssicherung einschließlich des 
Winterdienstes zu nennen. 

Aktuelle Schwerpunkte sind die verstärkte 
Berücksichtigung der Umweltschutzbelange 
im Straßen bau, Maßnahmen zur Erhöhung 
der Verkehrssicherheit, Lärmschutzmaßnah­
men beim Straßenneubau und an bestehen­
den Straßen sowie die Anlage eines überre­
gionalen Radwegenetzes gemeinsam mit den 
Kreisen und Gemeinden. 

Zu sonstigen Aufgaben zählen die Funktion 
des Landschaftsverbandes als Planfeststel­
lungsbehörde für Landes- und Kreisstraßen, 
die Beteiligung an Planungen Dritter, wie 
z. B. die Mitwirkung bei der Verkehrspla­
nung und bei der städtebaulichen Bauleitpla­
nung, und die Bewilligung von Bundes- und 
Landeszuschüssen im Rahmen des kommu­
nalen Straßenbaus und des öffentlichen Per­
sonennahverkehrs. 

Die Aufgabenvielfalt im Straßenwesen 
macht eine weitgehende Dezentralisierung 
der Aufgabenwahrnehmung erforderlich (vgl. 
NESEKERIREINBOTH 1988,S. 48). Wie in kei­
nem anderen Aufgabenbereich des LWL sind 
die Einrichtungen der Straßenbauverwaltung 
daher räumlich gleichmäßig über das gesam­
te Verbandsgebiet verteilt. Dies zeigt sich 
nicht nur bei der Lokalisation der Ämter 
selbst, sondern dies wird insbesonders bei 
Berücksichtigung der Lage und Verteilung 
der zugehörigen Straßen- bzw. Autobahnmei­
stereien deutlich. 

Insgesamt gibt es 16 Ämter im Bereich des 
Straßen wesens: Es sind zuerst die sieben 
Landesstraßenbauämter in Bielefeld, Coes­
feld, Hagen, Meschede, Minden, Münster 
und Paderborn mit 35 zugehörigen Straßen­
meistereien. Hinzu kommen das kombinierte 
Landesstraßen- und Autobahnamt Bochum 
mit drei Straßen- und sieben Autobahnmei­
stereien und das Autobahnamt Hamm mit 
sieben Autobahnmeistereien. Das Landes­
straßenbauamt und das Straßenneubauamt 
in Siegen wurden 1993 aus organisatorischen 
Gründen zum Westflilischen Straßenbauamt 
Siegen mit fünf Straßenmeistereien zusam­
mengelegt. Straßenneubauämter gibt es der­
zeit fünf, und zwar in Detmold, Gelsenkir­
chen, Münster, Recklinghausen und Soest. 
Schließlich ist noch das Prüfamt for Bau­
grund und Straßenbaustoffe in Münster zu er­
wähnen. 



5.1 VERWALTUNG UND UNTERHALTUNG 
VON LANDES- UND KREISSTRASSEN EIN­

SCHLIESSLICH UM- UND AUSBAU (LANDES­
STRASSENBAUÄMTER) SOWIE NEUBAU VON 

BUNDESAUTOBAHNEN UND BUNDES-
STRASSEN (LANDESSTRASSENBAUÄMTER, 

STRASSENNEUBAUÄMTER, PRÜFAMT) 

Die gesetzliche Grundlage für die Verwal­
tung und Unterhaltung der Landesstraßen 
durch den Landschaftsverband einschließlich 
des Um- und Ausbaues nach den Vorschrif­
ten des Straßen- und Wegegesetzes des Lan­
des Nordrhein-Westfalen (StrWG) bildet § 5 
Abs. Ib Nr. I der LVerbO. Für die Kreisstra­
ßen dient § 5 Abs. Ib Nr. 2 LVerbO als recht­
licher Rückhalt. Er überträgt den Land­
schafts verbänden die Verwaltung und Unter­
haltung der Kreisstraßen, soweit diese dafür 
zuständig sind oder ihnen diese Aufgaben 
auch nach § 56 Abs. 4 StrWG übertragen 
worden sind. 

Zuständigkeiten und Regelungen sind 
durch das Straßen- und Wegegesetz NW klar 
gegliedert und festgelegt worden. Die Stra­
ßenbaubehörde für die Landesstraßen bilden 
gemäß § 56 Abs. 2 Buchst. a StrWG die bei­
den Landschaftsverbände Rheinland und 
Westfalen-Lippe. Bei Ortsdurchfahrten in 
Gemeinden mit mehr als 80000 Einwohnern 
sind jedoch die Gemeinden selbst Straßen­
baubehörde. Unter den genannten Vorausset­
zungen sind die Landschaftsverbände auch 
Träger der Straßenbaulast. Straßenaufsichts­
behörde gemäß § 54 Abs. 2 Nr. I StrWG für 
die Landesstraßen einschließlich der Orts­
durchfahrten ist der Minister für Stadtent­
wicklung und Verkehr. 

Eine Ausnahmeregelung, formuliert in § 56 
Abs.6 StrWG, bestimmt, "daß die Land­
schaftsverbände auf Antrag die Aufgaben der 
Straßenbaubehörde für Ortsdurchfahrten, 
deren Straßenbaulast ihnen obliegt, durch 
Vereinbarungen den Gemeinden übertragen 
sollen, wenn diese die entsprechenden tech­
nischen und personellen Voraussetzungen er­
füllen" (vgl. NESEKERIREINBOTH 1988, 
S.49). 

Das Planungsrecht des Landes bleibt durch 
die Kompetenzen des Landschaftsverbandes 
jedoch unangetastet. Dieses Planungsrecht 
ermöglicht dem Land die Umsetzung überge­
ordneter Ziele der Verkehrspolitik und ga­
rantiert die nötige landeseinheitliche Planung 
bzw. Durchsetzung. Während das Land also 

die großräumige Planung festlegt und be­
stimmt, wird der Landschaftsverband sozu­
sagen "vor Ort" aktiv und übernimmt die 
konkrete Planung und Verwirklichung des 
Vorhabens. Der Einfluß des Landes bei die­
ser Aufgabenverteilung wird durch die parla­
mentarische Mitsprache, d. h. die Gesetzge­
bungskompetenz für das Landesstraßenrecht 
und für die überörtlichen Planungen, gesi­
chert (vgl. NESEKERIREINBOTH 1988, S. 49). 

Zur Instrumentalisierung wurden dabei 
drei Plan- bzw. Programmtypen geschaffen: 
Der Landesstraßenbedarfsplan legt die lang­
fristigen Planungen per Gesetz fest. Der Lan­
desstraßenausbauplan zeigt die zukünftigen 
Aufgaben für einen Zeitraum von minde­
stens fünf Jahren auf und wird vom Minister 
für Stadtentwicklung und Verkehr im Beneh­
men mit dem Verkehrsausschuß des Land­
tags entwickelt. Das Landesstraßenausbau­
programm schließlich wird dem Landtag 
jährlich zusammen mit dem Entwurf des 
Haushaltsgesetzes vorgelegt. 

In der geschichtlichen Entwicklung der 
Bauämter wechseln aufgaben- und zeitbe­
dingt ihre Namen, Abteilungen und Perso­
nalbestände: von den Wegebau-Inspektionen 
über die Provinzial-Landesbau-Inspektionen 
bis hin zu den derzeitigen Landesstraßenbau­
ämtern. Betrachtet man die Entwicklung in 
der letzten Nachkriegszeit, so liegt der Höhe­
punkt der Straßen neu- und -ausbaumaßnah­
men in den 1960er Jahren (vgl. Abb. 5). Der 
starke Anstieg des Bauvolumens führte zur 
Umorganisation der Ämter und zu Änderun­
gen in der personellen Ausstattung der Stra­
ßenbauverwaItung. Zur effizienteren Arbeits­
weise wurden 1967 die Straßenneubauämter 
zum Teil zusammengelegt (LWL 1990 cl. Als 
ein Beispiel sei der Zusammenschluß der bis 
dahin selbständigen Autobahnneubauämter 
Hansalinie I und II zum Straßenneubauamt 
Münster genannt. Ziel der komprimierten 
und neugegliederten Ämteraufteilung war es, 
die Finanzlage der öffentlichen Mittel zur 
Zeit der damaligen Wirtschaftsrezession zu 
verbessern. 

Eine zweite entscheidende Neuorganisa­
tion fand in der zweiten Hälfte der 1970er 
Jahre nach der Verwaltungsgebietsreform 
statt. In der Folgezeit wurden bis 1977 die 
Zahl der Straßenbauämter verringert und zu­
gleich die Grenzen ihrer Zuständigkeitsberei­
che den jeweiligen neugebildeten Gebietskör­
perschaften angepaßt. Diese Entwicklung 

19 



Mla. DM 

''''' 

"'" 

"'" 

"" 

"'" 

.~ :~ _ • D • • • • • • n n _ n R • • • __ 

I Mlnden 

I GelsenldrehGn 

I Lotmatho WlM' I 
I S .... u,~ 

I SDuerlllRdlinlo 11 .... , 
I &!uerlIIndUnlel ~-

.... , 
HansellnleU Rockllngl'leusen ~-
Hanutlnlel MOnelor Rockllnghlluaon 

"50 I Rockllngl'leusan Mlndon I ~~d MOn$l .. 

I UnNl LOdonachCIld Ootmold 

I Ruhrachnoltwog I~m I Wltton Gelaonklrchon Gelsenktrcllon , 
_ • • • • • • • • n n _ n R • • • ._ 

Oie Namen der BauAmter sind !ur den Zeitraum vor 1967 zum Teil in Kurzfassung widergegeben. 50 mußte es eigenUich heißen: AutobahnneubauAmter 
5auerlandliniel HansaUnle I und 11. 51raßenneubauamt B 51 und Neubauabteilung Ruhrschneliweg im Landesstraßenbauamt Bochum. Im Jahr'1955 (im 
Schaubild nicht sichtbar) war das Bauamt Kamen eingerichtet. 

Abb. 5: Organisation des Straßenneubaus 1953-1987 - aufgezeigt an der Entwicklung der 
Ausgaben und der Anzahl der Bauämter 
(vgl. LWL 1990c, S. 2) 

läßt sich am Straßenneubauamt Soest gut 
nachvollziehen. Am I. Juni 1961 wurde die­
ses von der Straßenbauverwaltung des Land­
schaftsverbandes Westfalen-Lippe als Auto­
bahnamt Rhynern-Kassel mit vorläufigem 
Dienstort in der Rathausstraße in Soest ein­
gerichtet. Vordringlicher Zweck war die Rea­
lisierung einer Autobahn für den Streckenab­
schnitt Rhynern-Scherfede; später wurde 
dem Autobahnamt auf der Strecke Rhynern­
Kassel ein Abschnitt von insgesamt 85 km 
zur Baubetreuung zugeteilt. Hier entstand die 
spätere A 44. Ende 1963 wurde die Bundes­
autobahn Rhynern-Kassel durch die geänder­
te Trassenführung östlich von Dortmund in 
Bundesautobahn Ruhrgebiet-Kassel umbe-
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nannt. Der Aufgabenkreis des Amtes wurde 
bald erweitert, zusätzliches Personal benötigt 
und damit eine Vergrößerung der Diensträu­
me erforderlich. Das Amt bezog Räume am 
Kungelmarkt, an der Rathausstraße und ab 
1966 zusätzlich an der Ulricherstraße. 1965 
erfolgte die Um benennung in Autobahnneu­
bauamt Ruhrgebiet-Kassel bzw. Autobahn­
neubauamt Soest und 1967 schließlich in 
Straßenneubauamt Soest mit festem Dienst­
ort in der Stadt. Seit Mai 1973 befinden sich 
sämtliche Büroräume in der Detmolder Stra­
ße. Einer der Höhepunkte in der Geschichte 
des über 30jährigen Bestehens des Amtes war 
die Fertigstellung der Bundesautobahn Ruhr­
gebiet-Kassel (A 44) über Unna, Werl, Soest, 



südlich Lippstadt, nördlich Büren sowie über 
Warburg am 8. Juli 1975. 

Das Prüfamt ./iir Baugrund und Straßen­
baustoffe (bis 1991 "Prüfanstalt flir Straßen­
baustoffe des Landschaftsverbandes Westfa­
len-Lippe") ist am Albersloher Weg in Mün­
ster lokalisiert. Zu seinem Aufgabenbereich 
gehören bodenkundliche Voruntersuchungen 
und Bohrungen, Natursteinprüfungen, Bitu­
men-, Beton-, physikalische und chemische 
Prüfungen sowohl im Labor als auch im 
Feld. 

5.2 VERWALTUNG UND UNTERHALTUNG 

VON BUNDESAUTOBAHNEN UND 
BUNDESFERNSTRASSEN (AUTOBAHNÄMTER) 

Die Landschaftsverbände übernehmen im 
Auftrag des Landes Nordrhein-Westfalen die 
Verwaltung der Bundesautobahnen und der 
sonstigen Bundesstraßen des Fernverkehrs 
gemäß § 5 Abs.lb Nr. 3 LVerbO (LWL 
1990 cl. Diese gesetzliche Regelung gründet 
sich auf Art. 90 Abs. 2 des Grundgesetzes, 
der besagt, daß die Länder oder die nach 
Landesrecht zuständigen Selbstverwaltungs­
körperschaften - d. h. in diesem Falle der 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe - die 
Bundesautobahnen und sonstigen Bundes­
straßen des Fernverkehrs im Auftrag des 
Bundes verwalten. Die Erflillung dieser Auf­
gabe obliegt heute dem Autobahnamt Hamm 
und dem Landesstraßen- und Autobahnamt 
Bochum (LSABA). 

Die Geschichte des Autobahnamtes Hamm 
beginnt mit der Einrichtung der Bauleitung 
der Reichsautobahn in Kamen als Nebenstel­
le der "Obersten Bauleitung Reichsautobah­
nen" Essen (OBR Essen) am 20. April 1934. 
Zweck dieser Einrichtung war die Leitung 
des westfalischen Bauabschnittes als Teil­
stück der Autobahn Hannover-Ruhrgebiet 
(heutige A 2). Weitere Autobahnen und Teil­
stücke folgten, und mit den Aufgaben wech­
selten auch der Name der Einrichtung, das 
Personal und die Abteilungsgliederung. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg wurde die Bauleitung 
in Kamen zum I. April 1946 in "Landesstra­
ßenbauamt Autobahnen Kamen" ·umbe­
nannt. Seit am I. Oktober 1953 die Land­
schaftsverbandsordnung in Kraft trat, gehört 
das Amt zur Straßenbauverwaltung des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe, die 
nun die Verwaltung des gesamten westfali-

schen Teiles der Autobahn Ruhrgebiet-Han­
nover übernahm. Am I. April 1956 wurde 
das Amt von Kamen nach Hamm verlegt und 
in "Autobahnamt Harnrn" umbenannt. Es 
bezog dabei die Diensträume des gleichzeitig 
aufgelösten, 1935 gegründeten Landesstra­
ßenbauamtes Hamm. Die wichtigsten Aufga­
ben des Amtes waren der Betriebsdienst 
(d. h. die Überwachung und Instandhaltung 
des Streckennetzes und der Nebenanlagen), 
die bauliche Unterhaltung und Erneuerung 
der Strecken, die Technische und die Allge­
meine Verwaltung. Durch das Gesetz über 
den Bau von Bundesfernstraßen kamen seit 
1971 weitere Aufgaben hinzu. Schwerpunkte 
sind seitdem die Grunderneuerung der BAB­
Fahrbahnen mit einer Erweiterung auf sechs 
Fahrstreifen einschließlich Standstreifen. Zur 
Dienststelle in Hamm gehören die Autobahn­
meistereien in Herford, Löhne, Oelde, Lenge­
rich, Münster, Kamen, Werl und Wünnen­
berg. Von den insgesamt 426 Bediensteten 
sind 118 im Innendienst und 308 im Außen­
dienst tätig. 

Die gleichen Aufgaben im Bereich der 
Autobahnen werden vom Landesstraßen- und 
Autobahnamt Bochum (LSABA) mit seinen 
Autobahnmeistereien in Dorsten, Dortmund, 
Freudenberg, Gelsenkirchen, Hagen, Lüden­
scheid und Recklinghausen wahrgenommen. 
Das LSABA Bochum entstand 1982 aus dem 
schon bestehenden Landesstraßenbauamt 
und der Verlagerung der Aufgaben des ehe­
maligen Autobahnamtes Witten, das aufge­
löst wurde. In der jüngeren Vergangenheit 
hat sich der Schwerpunkt der Aufgaben auf 
die Erhaltungsmaßnahmen verlagert, wäh­
rend der sechsstreifige Ausbau von Autobah­
nen von den Straßenneubauämtern wahrge­
nommen wird. 

6. LANDSCHAFTLICHE KULTURPFLEGE SOWIE 
LANDES- UND LANDSCHAFTSPFLEGE 

(zu Karte 1) 

Aktivitäten im Bereich der regionalen Kul­
tur- und Landespflege zählen zu den essen­
tiellen Aufgaben der meisten regionalen 
Kommunalverbände und werden auch vom 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe in gro­
ßer Vielfalt wahrgenommen (vgl. zusammen­
fassend LWL 1988b und I 990b). Die Kultur­
pflege "verkörpert auf geradezu idealtypische 
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Weise Wesensmerkmale der landschaftlichen 
Selbstverwaltung: Großräumigkeit - Lasten­
ausgleichsfunktion - Landschaftsbezug" . Da­
bei ist Kultur zunehmend "räumlich betrach­
tet in die Fläche gegangen; inhaltlich betrach­
tet vielfaltiger und umfangreicher geworden" 
(NESEKER in LWL 1988b, S. 7; zur Entwick­
lung 1923-1945 vgl. DITT 1988). 

Beginnend mit Museen, Fachämtem und 
wissenschaftlichen Institutionen wurden 
durch den Provinzialverband kulturelle Ein­
richtungen anfangs nahezu ausschließlich in 
der frühen Provinzialhauptstadt Münster er­
richtet. So unterhielt der Provinzialverband 
1945 14 Einrichtungen der Kulturpflege in 
Münster und nur eine einzige im übrigen 
Westfalen, nämlich die 1939 errichtete Au­
ßenstelle Bielefeld des damaligen Landesmu­
seums für Vor- und Frühgeschichte. Nach 
dem Zweiten Weltkrieg wurden weitere Insti­
tutionen in allen Landesteilen von Westfa­
len-Lippe errichtet: das Westfälische Frei­
lichtmuseum Technischer Kulturdenkmale 
in Hagen (1960), das Westfalische Freilicht­
museum Bäuerlicher Kulturdenkmale in Det­
mold (1960), das auf mehrere Standorte ver­
teilte Westfälische Industriemuseum (ab 
1979) mit Hauptsitz in Dortmund, die KJo­
steranlage Dalheim in Lichtenau (1979) (vgl. 
Karten in LWL 1988b, S. 11, 12, 15) sowie 
im übrigen Westfalen Außen stellen verschie­
dener Einrichtungen (vgl. NESEKER in LWL 
1988b, S. 13/14). Diese räumliche Ausbrei­
tung erreichte ihren Höhepunkt in den 
1970er Jahren; wegen der veränderten wirt­
schaftlichen Rahmenbedingungen hat die 
Ära des kulturellen Aufschwungs ihre stärk­
ste Expansion hinter sich gelassen, und der­
zeit versucht man die vorhandene kulturelle 
Infrastruktur zu stabilisieren und zu intensi­
vieren, allerdings unter erschwerten Bedin­
gungen. Trotz der deutlichen finanziellen Re­
striktionen soll die Tendenz der räumlichen 
Ausdehnung jedoch zielstrebig fortgeführt 
und insbesondere die kulturelle Repräsen­
tanz des Landschaftsverbandes im Ruhrge­
biet gestärkt werden. 

6.1 MUSEEN DES LWL 

Zu den ältesten und nach wie vor bedeu­
tendsten Einrichtungen der landschaftlichen 
Kulturpflege zählen die vom LWL unterhal­
tenen Museen. 
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Das West! Landesmuseum für Kunst und 
Kulturgeschichte steht seit 1884 in der Trä­
gerschaft des Provinzialverbandes bzw. des 
LWL. Es wurde schon 1825 vom Verein für 
Geschichte und Altertumskunde Westfalens 
und dem Westfälischen Kunstverein errich­
tet bzw. getragen; deren Sammlungen bilden 
den Grundstock des heutigen Museums. 
1882 beschlossen die Provinzialstände die 
Errichtung eines eigenen Gebäudes für das 
Museum, das 1904 - 1908 am Domplatz zu 
Münster entstand. Dieses im Laufe der Zeit 
um einige Nebengebäude erweiterte Bauwerk 
erlitt im Zweiten Weltkrieg schwere Schäden. 
1963-1974 wurde neben dem Altbau ein 
neues Museumsgebäude errichtet, das inzwi­
schen trotz seiner 6500 m' Ausstellungsfläche 
schon wieder zu klein ist und durch einen 
schrittweisen Umbau unter Einbeziehung der 
Fläche des Westf. Museums für Archäologie 
erweitert werden soll. 

Aufgaben des Landesmuseums sind die 
wissenschaftliche Erforschung, Dokumenta­
tion und Darstellung der bildenden Kunst 
und Kulturgeschichte Westfalens vom Mit­
telalter bis zur Gegenwart in Schausammlun­
gen, Ausstellungen und Veröffentlichungen; 
das Museum besitzt eigene Restaurierungs­
werkstätten und eine große Fachbibliothek 
und beschäftigt derzeit rund 55 hauptamtli­
che Mitarbeiter (1994). Die Zahl der jährli­
chen Besucher schwankt zwischen rd. 
200 000 und 400 000 und ist stark von at­
traktiven Sonderausstellungen abhängig, zu 
denen bisher auch zwei über das gesamte 
Stadtgebiet verteilte Skulpturenausstellungen 
zählen (1977 und 1987). 

Die Vorbereitungen für ein West! Mu­
seum für Naturkunde reichen bis in die 
I 870er Jahre zurück und wurden vom Westf. 
Provinzialverein für Wissenschaft und Kunst 

. mit verschiedenen Sektionen initiiert. 1889 
bis 1892 wurde - auf maßgebliches Betreiben 
von Prof. Dr. H. Landois, der zugleich Mün­
sters Zoo gründete - ein Museumsgebäude 
an der Himmelreichallee errichtet, das bis 
1981 diesen Standort beibehielt (heute Mu­
sikschule). Zeitgleich mit der Auslagerung 
bzw. Neuerrichtung des Münstersehen Zoos 
entstand am Aasee ein großzügiger, neuer 
Museumskomplex, der 1981 eröffnet und um 
ein Großplanetarium erweitert wurde. Das 
Museum bietet auf 4.200 m' Ausstellungsflä­
che Schausammlungen und Wechselausstel­
lungen aus den Gebieten Mineralogie, Geolo-



gie, Paläontologie, Astronomie, Botanik und 
Zoologie und hat wissenschaftliche Untersu­
chungen zur naturkundlichen Landeserfor­
schung Westfalens als Aufgabengebiet (vgl. 
Westf. Museum für Naturkunde 1987, HEN­
DRICKS 1992). Es beschäftigt rd. 40 Mitarbei­
ter. Dem Museum angegliedert ist die Au­
ßenstelle "Heiliges Meer" in Recke-Stein­
beck. Mit bis zu 400000 Besuchern zählt das 
Museum zu den best besuchten seiner Art in 
der Bundesrepublik; im Jahr des 100jährigen 
Bestehens, 1992, wurden sogar - bedingt 
durch eine Dinosaurierausstellung - 580000 
Besucher gezählt. 

Drittes Museum des LWL in Münster ist 
das mit dem Amt für Bodendenkmalpflege 
verbundene West! Museum fiir Archäologie. 
Es ist aus der vorgeschichtlichen I\btei1ung 
des Landesmuseums für Kunst und Kulturge­
schichte hervorgegangen, wurde 1928 räum­
lich abgetrennt und 1934 zum selbständigen 
Landesmuseum. 1963-1972 erhielt es an der 
Rothenburg ein modernes, 2000 m' Ausstel­
lungsfläche umfassendes Museumsgebäude, 
in dem auch das Amt für Bodendenkmalpfle­
ge untergebracht ist. Zu den Aufgaben gehö­
ren einerseits die Präsentation von Expona­
ten zur Vor- und Frühgeschichte Westfalens 
in Schausammlungen (Steinzeit, Bronzezeit, 
vorrömische Eisenzeit, römische Kaiserzeit, 
Frühgeschichte und Mittelalter) und Sonder­
ausstellungen, zum anderen - soweit es das 
Amt betrifft - die Erfassung und Dokumen­
tation der archäologischen Zeugnisse Westfa­
lens von der Vor- und Frühgeschichte bis zur 
Neuzeit und fachliche Stellungnahme zu Pla­
nungsmaßnahmen, die Eingriffe in den Bo­
den bewirken. Das Museum betreut ferner 
seit 1977 das dem Metropolitankapitel gehö­
rende Museum in der Kaiserpjalz Paderborn 
mit Darstellung der Grabungsergebnisse im 
Pfalzenbezirk Paderborn (vg\. BALZER 1987) 
und seit 1993 als weitere Außenstelle das auf 
einen älteren Vorgänger zurückgehende 
West! Römermuseum Haltern mit Ausstel­
lungen der römerzeitlichen Funde aus West­
falen. Das Amt für Bodendenkmalpflege be­
sitzt je eine Außenstelle für den Regierungs­
bezirk Detmold in Bielefeld (seit 1939), für 
den Regierungsbezirk Arnsberg in Olpe (seit 
1982) und für den Regierungsbezirk Münster 
in Münster-Kinderhaus (seit 1984). 

Am Hauptsitz des Museums und des Am­
tes für Bodendenkmalpflege (einsch\. der Re­
ferate für Mittelalterarchäologie und römi-

sehe Provinzialärchäologie) sind rd. 60 Mit­
arbeiter tätig, an den Außen stellen Bielefeld, 
Olpe, Münster-Kinderhaus je ca. 10-15 und 
in den Museumsaußenstellen Paderborn und 
Haltern jeweils drei. 

Um einem dringenden Erweiterungsbedarf 
des Landesmusems für Kunst und Kulturge­
schichte zu entsprechen (Um- und Neubau), 
soll das Westf. Museum für Archäologie aus 
dem jetzigen Standort ausgegliedert werden. 
Nach längeren Diskussionen beschloß die 
Landschaftsversammlung des LWL am 7. 11. 
1991 mit knapper Mehrheit, das jährlich von 
ca. 30 000 bis 50 000 Gästen besuchte M u­
seum nach Herne zu verlagern, das Amt für 
Bodendenkmalpflege jedoch in Münster zu 
belassen. Die Verlagerung soll zugleich ein 
Beitrag zur ,stärkung der Strukturförderung 
im Ruhrgebiet sein. 

Eine große Anziehungskraft entfalten die 
beiden vom LWL unterhaltenen Freilichtmu­
seen in Hagen und Detmold. 

Das West! Freilichtmuseum Hagen - Lan­
desmuseum fiir Handwerk und Technik - im 
Mäckingerbachtal zu Hagen-Selbecke wurde 
1960 gegründet, auf einem Gelände von 34 
ha ab 1965 errichtet und 1973 eröffnet. Das 
Museum wurde bereits in den 30er Jahren 
angeregt. Aufgabe des Museums ist die Do­
kumentation der Technik und Handwerksge­
schichte Westfalens von den ländlichen und 
kleinstädtischen Handwerksbetrieben des 
späten 18. Jh.s über frühindustrielle Produk­
tionsstätten bis zur Phase der Hochindustria­
lisierung zu Ende des 19. Jahrhunderts. Die 
über 50 historischen Werkstätten sollen nicht 
allein die Entwicklung der Geräte- und Ma­
schinenkunde dokumentieren, sondern ver­
anschaulichen wirtschafts-, sozial- und regio­
nalhistorische Bezüge. Das Museum mit sei~ 
nen rd. 35 festen Mitarbeitern und zusätzlich 
etwa 50 Saisonkräften im Sommer wird jähr­
lich zwischen Mai und September von rd. 
250000 Interessenten besucht. 

Das zeitgleich entstandene West! Freilicht­
museum Detmold - Landesmuseum fiir 
Volkskunde - liegt auf einem 80 ha großen 
Gelände im Süden von Detmold. Nach dem 
Errichtungsbeschluß 1960 konnte der LWL 
1966 mit dem Aufbau beginnen und seit 
1971 erste Teile des Freilichtmuseums der 
Öffentlichkeit zugänglich machen. Im Mu­
seum sind die einzelnen westfälischen Teil­
landschaften mit ihren charakteristischen 
Haus- und Siedlungsformen ebenso repräsen-
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o Westfälisches Industriemuseum 
o Rheinisches Industriemuseum 

Abb. 6: Standorte der Industriemuseen der 
Landschaftsverbände Rheinland und West­
falen-Lippe 
(vgl. Westfälisches Industriemuseum 1992, S. 2) 

tiert wie die historische bäuerliche und hand­
werkliche Sachkultur Westfalens vom 
15.-19. Jahrhundert. Die ca. 90 restaurierten 
und wiederaufgebauten Gebäude sind zu 
Baugruppen zusammengestellt und jeweils 
um ihre typische Umgebung (Hof, Platt, 
Bauerngarten usw.) ergänzt (vgl. LWL 1990b, 
S.25 mit Übersichtsplan des Museums). 
Darüber hinaus werden auch ländliche Be­
wirtschaftungsformen gezeigt und Tierhal­
tung betrieben. Ca. 90 weitere Objekte sind 
eingelagert und sollen noch aufgebaut wer­
den. Beim Freilichtmuseum Detmold sind 
rd. 45 feste Mitarbeiter und 35 Saison kräfte 
beschäftigt; die Zahl der Besucher beträgt im 
Öffnungszeitraum von April bis Oktober rd. 
280000. 

Im Rahmen der bundesweiten Bestrebun­
gen der 70er Jahre, Zeugen der industriellen 
Revolution zu bewahren und als neuen Mu­
seumstyp Großmuseen für Industrie und 
Technik zu errichten, entstand durch parla­
mentarischen Beschluß des' LWL (Land­
schaftsversammlung) von 1979 das geglieder­
te West! Industriemuseum (WIM) mit 
Hauptsitz in Dortmund (vgl. Westr. Indu­
striemuseum 1992, S. 2 und Abb. 6). Das 
Konzept, abgestimmt mit dem Rheinischen 
Industriemuseum, um faßt acht westfälische 
Standorte, die verschiedene industrielle 
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Branchen und Regionen Westfalens vor Ort 
dokumentieren. 

Die Zeche Zollern 2/4 in Dortmund-Bö­
vinghausen dient als HauptsteIle des gesam­
ten Museums und beherbergt u. a. die Ver­
waltung, die Depots und die zentralen Re­
staurierungswerkstätten. Dieses Bergwerk 
dokumentiert zusammen mit den Zechen 
Nachtigall in Witten-Bommern und Hanno­
ver I/II/V in Bochum-Hordel sowie der Hen­
richshütte in Hattingen die letzten zwei Jahr­
hunderte Montangeschichte im Ruhrrevier. 
In Ostwestfalen-Lippe liegen die Ziegelei Syl­
bach bei Lage-Hagen (hier u. a. Darstellung 
des lippischen "Wanderzieglerwesens") und 
die Glashütte Gernheim (mit zugehörigem 
Fabrikdorf) in Petershagen, Kreis Minden­
Lübbecke, die als nächster Standort des 
Westfalisehen Industriemuseums eröffnet 
werden soll (Stand 1994). 

Eine erste Teileröffnung erfolgte 1989 mit 
dem Textilmuseum in Bocholt, der bedeu­
tendsten Textilstadt im Westmünsterland. 
Historische Webstühle und andere Ausstat­
tungsstücke mußten hier allerdings mangels 
eines geeigneten historischen Fabrikgebäudes 
in einem nach historischen Vorbildern gestal­
teten Neubau untergebracht werden. Auch 
ein Textilarbeiterhaus wurde nach alten Vor­
bildern neu errichtet und informiert über das 
Leben der Spinner und Weber und ihrer Fa­
milien. 

1992 folgte eine Teileröffnung beim Alten 
Schiffshebewerk Henrichenburg in Waltrop­
Ob erwiese, dem spektakulärsten Bauwerk im 
Verlauf des Dortmund-Ems-Kanals. Themen 
der musealen Dokumentation sind hier u. a. 
die technische Funktion des Hebewerks so­
wie die Geschichte von Kanalbau und "Ka­
nalkultur". Im Unterwasser (unterer Vorha­
fen) liegen historische Kanalschiffe und 
schwimmende Arbeitsgeräte; ein Motorgüter­
schiff birgt eine Ausstellung zum Thema "Ar­
beit und Leben an Bord". 

Seinerzeit wurden die einzelnen histori­
schen Bauwerke zumeist in einem sehr deso­
laten baulichen Zustand vom LWL übernom­
men. Auch heute sind die notwendigen Re­
staurierungen noch längst nicht beendet. Da­
neben werden verschiedene Studiensamm­
lungen zum Themenbereich der Industrie­
und Alltagskultur aufgebaut. Zur Zeit (1994) 
sind über 80 Mitarbeiter beim Westf. Indu­
striemuseum beschäftigt, die meisten von ih­
nen in der Zeche Zollern II1IV. 



Das gleichzeitig im Aufbau befindliche 
Rheinische Industriemuseum des Land­
schaftsverbandes Rheinland mit Sitz in 
Oberhausen enthält sechs Standorte: eine 
Zinkfabrik in Oberhausen, eine Gesenk­
schmiede in Solingen, eine Papiermühle in 
Bergisch Gladbach, zwei Textilfabriken in 
Engelskirchen und Ratingen-Cromford sowie 
eine Tuchfabrik in Euskirchen-Kuchenheim 
(vgl. Rheinisches Industriemuseum 1989, 
S. 8 und Abb. 6). Ein historischer Bergbau­
standort (Essen-Kupferdreh) und ein Berg­
werksstandort (Duisburg-Homberg) wurden 
nachträglich wieder ausgeklammert. 1989 
waren die Standorte Engelskirchen und So­
lingen bereits eröffnet. 

Die Baurnaßnahmen zur Realisierung bei­
der konzeptionell abgestimmter Industrie­
museen werden ganz überwiegend vom Land 
Nordrhein-Westfalen im Rahmen des Städte­
bauförderungsprogrammes getragen. 

Im Jahre 1979 erwarb der LWL auch das 
Kloster Dalheim in der Gemeinde Lichtenau 
(Kreis Paderborn), das zu diesem Zeitpunkt 
als Landwirtschaftsbetrieb genutzt wurde. 
Das ehemalige Augustiner-Chorherrenstift 
mit spätgotischer Kirche und barockisierter 
Gesamtanlage des 18. Jahrhunderts bildet 
mit Kirche, Wohn- und Wirtschaftsgebäuden 
eine der größten und am schönsten erhalte­
nen Klosteranlagen Westfalens und Nord­
deutschlands (vgl. BALZER 1985). Das Klo­
ster ist inzwischen der Öffentlichkeit zugäng­
lich gemacht. Die Kirche dient rur wechseln­
de Ausstellungen und als Dokumentationsort 
rur Abgüsse gefährdeter Steinplastiken; Wirt­
schaftsgebäude werden als Magazine rur an­
dere Einrichtungen der Kulturpflege des 
LWL genutzt. Eine abschließende museale 
Konzeption rur Dalheim eventuell im Sinne 
eines Dokumentationszentrums rur das mo­
nastische Westfalen oder rur historische Gär­
ten steht noch aus. 

6.2 FACHÄMTER DER LANDSCHAFTLICHEN 
KULTUR- UND LANDESPFLEGE 

Landschaftliche Kulturpflege, die "zu den 
originären, essentiellen und prägenden Auf­
gaben des Landschaftsverbandes" zählt (NE­
SEKERIREINBOTH 1988, S. 51), äußert sich 
nicht nur in der Trägerschaft von Museen, 
sondern auch in der allgemeinen landschaftli­
chen Kulturpflege, der Unterhaltung von 

Fachämtern zur wissenschaftlichen und tech­
nischen Betreuung spezifischer Aufgaben so­
wie in der Pflege und Förderung von Heimat­
museen. 

Als ältestes der Fachämter wurde bereits 
1892 ein West! Amt fiir Denkmalpflege er­
richtet, das sich seit seiner Gründung vorran­
gig der Inventarisierung und Sicherung von 
Bau- und Kunstdenkmälern in Westfalen ge­
widmet hat (vgl. Inventarwerk "Bau- und 
Kunstdenkmäler in Westfalen"). Mit dem 
"Gesetz zum Schutz und zur Pflege der 
Denkmäler in Nordrhein-Westfalen (Denk­
malschutzgesetz)" von 1980 hat die Denk­
malpflege eine rechtliche Absicherung erhal­
ten, bei der das Fachamt die jeweiligen 
Denkmalbehörden berät und fachlich unter­
stützt. Zu den typischen Aufgaben zählen In­
ventarisierungen und damit verbundene For­
schungen und Dokumentationen zur Bau­
und Kunstgeschichte, Stellungnahmen zu 
planerischen Entscheidungen und die finan­
zielle Förderung von Denkmalpflegemaßnah­
men (vgl. GRUNSKY in LWL 1988c, S. 3ff 
und Abb. 8). Das im Erbdrostenhof zu Mün­
ster ansässige Amt rur Denkmalpflege ist mit 
rd. 60 Mitarbeitern eines der größten Fach­
ämter der landschaftlichen Kulturpflege des 
LWL. 

Im Jahre 1927 wurde die Archivberatungs­
stelle der Provinz Westfalen begründet, de­
ren Nachfolger das heutige West! Archiv­
amt ist. Es nimmt die dem LWL durch die 
Landschaftsverbandsordnung (§ 5 Abs. 1 c 
L VerbO) zugewiesene Aufgabe der Förde­
rung und Pflege des nichtstaatlichen Archiv­
wesens wahr und bietet Kommunen, Kirchen 
und anderen nichtstaatlichen Trägem fachli­
che Hilfe bei der Sicherung, Erschließung 
und Erforschung von Archivalien an. Zu den 
Aufgaben des 18 Mitarbeiter zählenden Am­
tes gehören auch Fortbildungsmaßnahmen 
rur Archivare, Archivverwalter und -pfleger 
sowie die Betreuung zahlreicher westfälischer 
Adelsarchive (u. a. Depot auf Schloß Cap­
penberg in Seim). Die Wirtschaftsarchive 
Westfalens werden im West! Wirtscha/ts­
archiv Dortmund gesammelt und bearbeitet, 
personell und finanziell verstärkt vom West­
fälischen Archivamt. 

Seit dem Jahr 1938 existiert die Landes­
bildstelle Westfalen, die sich mit 27 Mitarbei­
tern vorrangig mit der Visualisierung, Didak­
tisierung und Popularisierung westfälischer 
Landeskunde befaßt. Sie unterhält ein um-
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fangreiches westfälisches Verleiharchiv mit 
Bild-, Film- und Tondokumenten, produziert 
in beträchtlicher Differenzierung eigene Dia­
Serien und sonstige Medien, erfüllt Aufgaben 
der Medien- und Museumspädagogik und 
übernimmt damit Dienstleistungen, die von 
den Kreis- und StadtbildsteIlen in der Regel 
nicht selbst angeboten werden können (LIN­
KE 1992). Während die Landesbildstellen in 
den übrigen Bundesländern ganz überwie­
gend zur staatlichen Verwaltung zählen, wer­
den sie in Nordrhein-Westfalen von den bei­
den Landschaftsverbänden unterhalten unter 
der Maßgabe herstellungskostendeckender 
Erlöse. 

Ebenfalls 1938 wurde das West! Baupjle­
geamt ins Leben gerufen, das vorwiegend den 
Gemeinden im ländlichen Raum bei der 
städtebaulichen Entwicklung durch Planung, 
Entwurf und Beratung behilflich ist und auf 
eine gute Baugestaltung hinwirkt. Das Amt 
(14 Mitarbeiter) setzt sich durch Beratung 
der Gemeinden, Gutachten sowie Erarbei­
tung .von Bebauungs- und Rahmenplänen ak­
tiv dafür ein, daß regionale Besonderheiten 
und ortstypische Merkmale bei der Sied­
lungsentwicklung und Dorferneuerung erhal­
ten werden. Außerdem veranstaltet das Amt 
Seminare zur Fortbildung von Mitarbeitern 
der Gemeinden und freier Architekten und 
veröffentlicht die Ergebnisse seiner Arbeit als 
"Mitteilungen zur Baupflege" in der Schrif­
tenreihe des Westf. Amtes für Landes- und 
Baupflege (vgl. BRAUN/SCHWARZHANS/WEI­
SCHER 1991). 

1947 wurde das West! Amtfiir Landespjle­
ge mit Sitz in Münster errichtet, dem inzwi­
schen Außen stellen in Arnsberg (seit 1954) 
und Detmold (seit 1974) angehören. Das 
Amt, in dem insgesamt 29 Mitarbeiter be­
schäftigt sind, erarbeitet auf Antrag von 
Kreisen und kreisfreien Städten Landschafts­
pläne, ferner Umweltverträglichkeitsstudien, 
landschaftspflegerische Begleitpläne, nicht 
zuletzt bei Straßenbaumaßnahmen, sowie 
Grünordnungs- und Objektpläne; darüber· 
hinaus werden Stellungnahmen zu Landes­
und Gebietsentwicklungsplänen erarbeitet 
sowie Pflanzmaßnahmen finanziert und 
fachlich betreut (vgl. MRASS 1987, LWL 
1990d und Schriftenreihe des Westf. Amtes 
für Landes- und Baupflege). 

Die zunehmende Einbeziehung ökologi­
scher Fragestellungen in das Aufgabenfeld 
der Baupflege sowie gestalterischer Aspekte 
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im Rahmen der Landschaftspflege waren ne­
ben Aspekten finanzieller Ressourcen dafür 
verantwortlich, daß die beiden oben genann­
ten Ämter mit Wirkung ab 30. 4. 1993 zu ei­
nem gemeinsamen West! Amt fiir Landes­
und Baupjlege zusammengefaßt worden sind. 

Als letztes der heutigen Fachämter wurde 
1978 das West! Museumsamt errichtet, das 
sich insbesondere der Förderung von Hei­
matmuseen und der zentralen Museumsbe­
treuung widmet. Die fachliche und finanziel­
le Unterstützung westfälischer Museen er­
folgt bei Bau und Einrichtung von Museums­
gebäuden, bei Bestandserfassungen, Konser­
vierungen und Restaurierungen der Bestände 
(vgl. Abb.7). Die strukturelle Verbesserung 
und Entwicklung des Museumswesens in 
Westfalen-Lippe ist die grundsätzliche Auf­
gabe. Dazu gehören auch die Beratung von 
Museumsträgern und -leitern, die Fortbil­
dung von Museumsleitern und -mitarbeitern 
sowie die Vorbereitung von Wanderausstel­
lungen, die den westfälischen Museen ange­
boten werden. Die Förderung des Künstler­
nachwuchses wird durch eine jährlich statt­
findende Studiogalerie betrieben. Das Westf. 
Museumsamt zählt 14 Beschäftigte und 19 
weitere Mitarbeiter in der Zentralen Restau­
rierungswerkstatt, die 1991 in Haus Lütting­
hoff im nördlichen Stadtgebiet von Gelsen­
kirchen eröffnet werden konnte. 

6.3 WESTF. INSTITUT FÜR REGIONAL­
GESCHICHTE (WIR) UND WESTFÄLISCHE 

KOMMISSIONEN FÜR LANDESKUNDE (WKL) 

Bereits in den Jahren 1896/1897 entstan­
den in Westfalen als wissenschaftliche Verei­
nigungen eine Historische Kommission und 
eine Altertumskommission fiir Westfalen, die 
sich der geschichtlichen Erforschung Westfa­
lens widmeten. Als eine Folge der in den 
InDer Jahren angeregten interdisziplinären 
Kulturraumforschung und zugleich vor dem 
Hintergrund damals diskutierter Reichsrefor­
men entschloß sich der damalige Provinzial­
verband, ein Institut fiir westjli/ische Landes­
und Volkskunde in Münster zu begründen, in 
dem möglichst alle landeskundlichen Fach­
richtungen vertreten sein sollten. 

In dieses 1929 gegründete Institut mit ei­
ner wissenschaftlichen HauptsteIle wurden 
die beiden angeführten wissenschaftlichen 
Vereinigungen integriert und parallel dazu 



bzw. zu späteren Zeitpunkten drei neue 
Kommissionen gegründet: die Volkskundli­
che Kommission (1928), die Geographische 
Kommission (1936) und eine aus der Volks­
kundlichen Kommission hervorgegangene 
Kommission für Mundart- und Namenfor­
schung (1972). In dieser Zusammensetzung 
existierte das Provinzial institut für westfali­
sche Landes- und Volkskunde - ab Novem­
ber 1973 für westfälische Landes- und Volks­
forschung - bis zum Jahre 1992. Die wissen­
schaftliche HauptsteIle des Provinzialinsti­
tuts war ursprünglich als Koordinierungsstel­
le der einzelnen Kommissionen entstanden 
und sollte sich insbesondere mit Fragestel­
lungen beschäftigen, die entweder übergeord­
neter Art waren oder in den Kompetenzbe­
reich mehrerer Kommissionen fielen. 

Die zunehmende Verselbständigung der 
wissenschaftlichen HauptsteIle führte 
schließlich Ende der 1980er Jahre zu Diskus­
sionen über eine notwendige Neustrukturie­
rung mit dem Ergebnis, daß das bisherige 
Provinzial institut für westf. Landes- und 
Volksforschung in sechs eigenständige Ein­
richtungen aufgelöst wurde. Nachfolger der 
wissenschaftlichen HauptsteIle wurde das 
Westfiilische Institut für Regionalgeschichte 
(WIR); die Kommissionen des Provinzialin­
stituts wurden selbständige Westfiilische 
Kommissionen für Landeskunde (WKL). Alle 
sechs Institutionen, für die früher innerhalb 
des Provinzial instituts ein eigener Hauptaus­
schuß exisitierte, kooperieren weiterhin in­
nerhalb eines Rates für Westfiilische Landes­
kunde. 

Die frühere wissenschaftliche HauptsteIle 
(bzw. das heutige Westf. Institut für Regio­
nalgeschichte) war ursprünglich auf die histo­
risch-geographische Erforschung Westfalens 
vom frühen Mittelalter bis zur Gegenwart 
ausgerichtet, hat sich aber seit Mitte der 80er 
Jahre zunehmend auf Forschungsarbeiten 
aus dem 19. und 20. Jahrhundert speziali­
siert mit dem Schwerpunkt auf Fragestellun­
gen der politischen, der Verwaltungs- und der 
Sozialgeschichte Westfalens (TEPPE 1992). 

Von den Westfalischen Kommissionen für 
Landeskunde widmet sich die Historische 
Kommission in umfassender Weise der Er­
forschung der westfälischen Landesgeschich­
te; ein Schwerpunkt sind kritische Quellen­
editionen. Die Altertumskommission widmet 
sich besonderen Problemen der westfälischen 
Vor- und Frühgeschichte und befaßt sich da-

bei u. a. mit Grabungen und anderen For­
schungen von römerzeitlichen Funden über 
Ringwälle bis zu siedlungs- und industriear­
chäologischen Fundplätzen. Die Volkskundli­
che Kommission dokumentiert und erforscht 
die Volkskultur Westfalens in ihren mannig­
fachen Formen sowie die Verbreitung neuer 
Ideen und Techniken. Die Geographische 
Kommission widmet sich der geographisch­
landeskundlichen und landschaftsökologi­
schen Erforschung Westfalens und berück­
sichtigt dabei gleichermaßen den ländlich­
agraren Raum, den zentral-urbanen Raum, 
den gewerblich-industriellen Raum und den 
Erholungs- und Freizeitraum. Die Kommis­
sion für Mundart- und Namenforschung hat 
satzungsgemäß die sprach- und literaturwis­
senschaftliche Erforschung Westfalens zu för­
dern und widmet sich insbesondere der Er­
forschung der westfälischen Mundarten so­
wie der Flur- und Siedlungsnamen. 

Alle genannten wissenschaftlichen Einrich­
tungen geben umfangreiche Veröffentlichun­
gen (Zeitschriften und Schriftenreihen) her­
aus, in denen die Ergebnisse der Forschungen 
der Öffentlichkeit zugänglich gemacht wer­
den. Darüber hinaus werden regionale Atlan­
ten publiziert, z. B. der Geschichtliche Hand­
atlas von Westfalen (Wissenschaftliche 
HauptsteIle und Historische Kommission), 
der Geographisch-Iandeskundliche Atlas von 
Westfalen (Geographische Kommission), der 
Westfälische Städteatlas (Historische Kom­
mission) und der Westfälische Flurnamenat­
las (in Vorbereitung durch die Kommission 
für Mundart- und Namenforschung). Alle 
Einrichtungen unterhalten größere Samm­
lungen bzw. Archive (z. B. Lied- und Tonar­
chiv bei der Volkskundlichen Kommission, 
F1urnamen- und Wörterbucharchiv bei der 
Kommission für Mundart- und Namenfor­
schung, Karten- und Luftbildsammlung bei 
der Geographischen Kommission). 

Die Kommissionen sind wissenschaftlich 
autonome Vereinigungen von Fachwissen­
schaftlern sowie entsprechenden Fachvertre­
tern aus Schule und Berufspraxis; sie zählen 
einschließlich Vorsitz und Vorstand jeweils 
etwa 30 bis 70 Mitglieder, wobei neue Mit­
glieder von den jeweiligen Mitgliederver­
sammlungen hinzugewählt werden. Im Insti­
tut für Regionalgeschichte sind 13 Mitarbei­
ter, in den Forschungs- und Geschäftsstellen 
der einzelnen Kommissionen durchschnitt­
lich zwei bis vier Mitarbeiter auf Planstellen 
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Zuschüsse des Westfälischen Museumsamtes 
1978-1982 und 1983-1987 
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Abb. 7: Zuschüsse des Westfalischen Museumsamtes 1978-1987 
(vgl. LWL 1988b, S. 21) 

beschäftigt (Stand 1994). Die einzelnen 
Kommissionen wie auch das Westf. Institut 
flir Regionalgeschichte veranstalten jährliche 
Fachtagungen, die sich auch an eine größere 
Öffentlichkeit wenden. In ihren Forschungs­
aktivitäten arbeiten die Kommissionen in ei­
gener wissenschaftlicher Verantwortung, 
d. h. sie sind in der Festsetzung ihrer Projek­
te und in der Durchflihrung der Arbeiten frei. 
Eine ausflihrliche Darstellung der Kommis­
sionen findet sich im Band 38/1988 der Zeit­
schrift "Westfalische Forschungen", die seit­
her auch regelmäßige Arbeitsberichte über 
die Tätigkeit des WIR und der einzelnen 
Kommissionen publiziert. 
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6.4 ALLGEMEINE LANDSCHAFTLICHE 
KULTURPFLEGE 

Über die bisher erläuterten Aktivitäten in 
landschaftsverbandseigenen Ämtern bzw. 
Einrichtungen hinaus entfaltet der LWL eine 
mannigfaltige Kulturarbeit im Rahmen der 
"allgemeinen Kulturpflege" . Diese findet ih­
ren Ausdruck in regelmäßigen oder einmali­
gen finanziellen Zuwendungen sowie in den 
vom LWL verliehenen Preisen. Das Spek­
trum reicht von der Pflege und Förderung 
der Literatur, der bildenden Kunst, der Mu­
sik, des Theaters und der westfalischen Lan-



Ausgaben des Westfälischen Amtes für Denkmalpflege 
1980-1983 und 1984-1987 
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Abb. 8: Ausgaben des Westfalischen Amtes für Denkmalpflege 1980-1987 
(vgl. LWL 1988b, S.19) 

desforschung bis hin zur Heimatpflege und 
der Pflege kultureller Kontakte mit anderen 
europäischen Regionen. 

So gewährt der LWL über das Westf. Mu­
seumsamt Zuwendungen an Museen der 
Kreise, Gemeinden und privater Träger und 
leistet damit bedeutsame Hilfe für die Wei­
terentwicklung der Museumslandschaft (vgl. 
LWL 1988b, S. 21 und Abb. 7). 

In gleicher Weise fördert das Westf. Amt 
für Denkmalpflege durch Zuschüsse den Er: 
halt und die Restaurierung von Baudenkmä­
lern und technischen Kulturdenkmälern (vgl. 
LWL 1988b, S. 19 und Abb. 8). Von diesen 
finanziellen Unterstützungen profitieren 
auch die Mitgliedskörperschaften, in denen 

der LWL keine eigenen Einrichtungen unter­
hält. 

Als Westfälischen Literaturpreis verleiht 
der LWL seit 1946 den Annette-von-Droste­
Hülshoff-Preis, alle zwei Jahre im Wechsel 
mit dem Konrad-von-Soest-Preis als Westfä­
lischen Kunstpreis (seit 1952), der jedes drit­
te Mal als Westfälischer Musikpreis vergeben 
werden kann. Wissenschaftler mit besonde­
ren Leistungen auf dem Gebiet der Landes­
forschung werden seit 1979 mit dem Karl­
Zuhorn-Stipendium ausgezeichnet; an außer­
halb von Hochschulen tätige Forscher wird 
ein spezielles Arbeitsstipendium vergeben. 

Zur Förderung von Literatur und Landes­
forschung werden wissenschaftliche Groß-
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projekte wie u. a. die historisch-kritische Ge­
samtausgabe der Werke Annette-von-Droste­
HülshofTs, westfalische Literatur- und Auto­
renlexika sowie der Westfalische Städteatlas 
finanziell unterstützt; zur Pflege der Musik 
dienen spezielle Konzertreihen wie z. B. die 
mit dem Westdeutschen Rundfunk, Studio 
Münster, organisierte Reihe "Musik an west­
falischen Adelshöfen". Musik- und Theater­
förderung erfolgen nicht allein durch finan­
zielle Zuwendungen an Landestheater und 
Landesorchester (vgl. dazu Kapitel 9.6), son­
dern auch durch die regelmäßige Unterstüt­
zung der 16 Freilichtbühnen in Westfalen, 
durch die Mitarbeit im Kultursekretariat 
nichttheatertragender Städte Nordrhein­
Westfalens mit Sitz in Gütersloh, das Kultur­
veranstaltungen vermittelt, sowie durch die 
Unterstützung von Ausstellungen und ande­
ren speziellen Ereignissen. Besondere kultu­
relle Beziehungen im Rahmen des Kulturaus­
tausches unterhält der LWL zu den Nieder­
landen, zur belgisehen Provinz Westflandern 
(vgl. BEISENKÖTTER, 1990) und zur schwedi­
schen Insel Gotland. 

Diese keineswegs vollständige Zusammen­
stellung von Aktivitäten in allen Teilen West­
falen-Lippes dokumentiert, daß der LWL in 
vielfaltiger Weise darum bemüht ist, Zeug­
nisse westfälischer Kultur und Geschichte zu 
bewahren, neue Impulse zu geben und die 
aktuelle Kunst zu fördern. 

7. LIEGENSCHAFTEN UND DENKMÄLER 
(zu Karte 1) 

Der LWL ist nicht nur Träger zahlreicher 
Einrichtungen in den bisher erwähnten Auf­
gabenbereichen, sondern er besitzt darüber 
hinaus auch Liegenschaften, Naturschutzge­
biete und Denkmäler. 

Für die Bewirtschaftung dieser Liegen­
schaften mit ihren land- und forstwirtschaft­
lichen Flächen sind seit Mitte der 80er Jahre 
die Themen Naturschutz und Ökologie kon­
tinuierlich bedeutsamer geworden. Das 
Westfalische Amt für Landespflege wurde da­
mit beauftragt, für alle Liegenschaften ent­
sprechende Konzepte und Maßnahmenpro­
gramme zu erarbeiten. 1986 erschienen die 
ersten Ergebnisse, die ein Kompromiß aus 
ökologischen Zielvorstellungen und ökono­
mischen Bindungen waren. Mittlerweile sind 
aus diesen Untersuchungen beispielhafte 
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Konzepte entstanden, die auch für andere öf­
fentliche Einrichtungen oder für den privaten 
Nutzer interessant und nachahmenswert sind 
(LWL 1993). 

7.1 FORSTWIRTSCHAFTLICHE LIEGENSCHAF­
TEN (WALD-LIEGENSCHAFTEN) 

Die Wald-Liegenschaften des LWL sind in 
ganz Westfalen-Lippe verstreut und reichen 
von 1,8 ha (Eilmsen) bis 609,1 ha Größe 
(Ammeloe). Dabei handelt es sich um die 
ganze Breite von bauernwaldähnlichen 
Kleinstbeständen bis hin zu großflächigen 
Forstgütern. 

Die meisten der forstwirtschaftlichen Lie­
genschaften befinden sich in unmittelbarer 
Nähe von Einrichtungen des L WL. So liegen 
die Wälder im Bereich von historischen An­
lagen, Denkmälern und Gutshöfen, Kranken­
häusern, Bildungsstätten und Museen. 

Der LWL besitzt Wald-Liegenschaften von 
zusammen 1021,5 ha. Hiervon stehen 
322,2 ha unter Naturschutz und über 380 ha 
unter Landschaftsschutz. Einige Liegenschaf­
ten stehen sogar komplett unter Schutz. Die 
Flächen am Heiligen Meer und am Kahlen 
Asten sind Bestandteile ausgewiesener Na­
turschutzgebiete und vorrangig dem Natur­
schutz vorbehalten; die übrigen Liegenschaf­
ten werden. mehr oder weniger intensiv be­
wirtschaftet. 

Um im Rahmen eines umfangreichen Öko­
logie-Konzeptes die gesteckten Ziele des Na­
tur- und Umweltschutzes zu erreichen, legt 
der Landschaftsverband bei der Forstwirt­
schaft jetzt die Grundsätze des ökologischen 
Waldbaus zugrunde. Hierzu zählen 

- die Berücksichtigung der standörtlichen 
Gegebenheiten, 

- die Förderung naturnaher WaIdgesell­
schaften, 

- die Förderung von Mischbeständen, 
- die Umwandlung nicht bodenständiger 

N adel- und Laubholzbestände, 
- eine ökologisch orientierte Bestandspflege, 
- die Entwicklung strukturreicher, allartiger 

Bestände, 
- eine naturnahe Bewirtschaftungsmethode, 
- der Erhalt von Alt- und Totholz, 
- die Bevorzugung von Naturverjüngung, 
- die natürliche Entwicklung auf Teilflä-

chen, 



Tabelle 2 Lage und Größe der forst- und landwirtschaftlichen Liegenschaften und Natur­
schutzgebiete des LWL 

Forstwirtschaftliche 
Liegenschaften 

(Wald-Liegenschaften) 

Objekt I Größe 
[in ha] 

Ammeloe 609,1 

Dorsten 8,0 

Eickelborn 26,0 

Eilmsen 1,8 

Frönsberg 93,3 

Gütersloh 32,8 

Haard 2,8 

Hagen 15,0 

Heiliges Meer 29,0 

Hohensyburg 19,8 

Kahler Asten 21,8 

Lengerich 85,1 

Marsberg 7,5 

Münster- 24,5 
Kinderhaus 

Olpe 7,8 

Porta 11,2 
Westfalica 

Warstein 26,0 

(vgl. LWL 1993, S. 21, 38, 501l) 

- die Entwicklung strukturreicher Wal drän­
der, 

- die Erhaltung und Förderung von Bioto-
pen im Wald, 

- die Extensivierung von Sonderstandorten, 
- ein vorbeugender Wald- und Wildschutz, 
- eine sanfte Waiderschließung und Holz-

ernte, 
- der Verzicht auf Chemieeinsatz, 
- der Erhalt landschaftsgeschichtlicher und 

kulturhistorischer Besonderheiten, und 
schließlich 

- die Beseitigung von Landschaftsschäden. 

Das größte Waldgebiet des Landschaftsver­
bandes ist das ca. 609,1 ha große Forstgut 

Landwirtschaftliche 
Liegenschaften 

(Gutswirtschaften) 

Objekt I Größe 
[in ha] 

Eickelborn 290 

Gütersloh 57 

Lengerich 76 

Marsberg 116 

Münster- 99 
Kinderhaus 

Warstein 55 

Naturschutzgebiete 

Objekt 

Heiliges Meer im 
Forstgut Ammeloe: 
-Lüntener Wald 
-Lüntener Fischteich 
-Schwattet Gatt 

Kahler Asten 

Lippe-Altwasser 
nördlich Eickelborn 

Größe 
[in ha] 

257 

36 

18 

Ammeloe. Großflächige Nadelholzkulturen 
bestimmen das Bild: Der Kiefernanteil liegt 
bei 68 %. Der Grund hierfür sind die nähr­
stofTarmen Sandböden, auf denen anspruchs­
volle Baumarten sich bei Anpflanzungs- und 
AufTorstungsmaßnahmen nicht durchsetzen 
können. Neben diesen Nadelholzkulturen 
sind dort auch ökologisch wertvolle Teilflä­
chen zu finden, die als Schutzgebiete ausge­
wiesen sind (vgl. Kapitel 7.3). 

Mit 85,1 ha und 93,3 ha ebenfalls noch 
verhältnismäßig groß sind die Waldgebiete in 
Lengerich und Frönsberg. Diese liegen nahe 
den jeweiligen psychiatrischen Kliniken des 
Landschaftsverbandes und dienen daher der 
stillen Erholung der Patienten. 
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7.2 LANDWIRTSCHAFTLICHE LIEGENSCHAF­

TEN (GUTSWIRTSCHAFTEN) 

Neben den forstwirtschaftlichen Liegen­
schaften besitzt der LWL auch landwirt­
schaftliche Liegenschaften, die sogenannten 
Gutswirtschaften: insgesamt sechs Gutsbe­
triebe, die überwiegend aus landwirtschaft­
lich genutzten Flächen (insgesamt 666,8 ha) 
und zum geringen Teil aus forstwirtschaftlich 
genutzten Flächen (201,4 ha) bestehen (vgl. 
LWL 1993, S. 47). 

Ursprünglich funktional eng an die psy­
chiatrischen Kliniken gebunden, bestanden 
ihre Aufgaben in der Versorgung der Patien­
ten mit Lebensmitteln und in der Entsorgung 
der Speisereste und Küchenabfälle. Zu diesen 
Zwecken wurde beispielsweise Ackerbau 
oder Schweinernast betrieben. Durch die ge­
stiegene Umweltschutzpolitik des LWL wur­
de dieses Konzept in Frage gestellt, und der 
Umweltausschuß beschloß die Durchführung 
landschaftspflegerischer und ökologischer 
Maßnahmen für alle sechs Gutsbetriebe. Das 
Westfälische Amt für Landespflege erarbeite­
te 1986 spezielle Konzepte zum Erreichen 
der gesteckten Ziele. 1988 folgte dann der Be­
schluß des Landschaftsausschusses, die land­
wirtschaftlichen Betriebe zu verpachten. 
Mittlerweile sind drei der sechs Gutsbetriebe 
an Behindertenwerkstätten verpachtet: Gü­
tersloh, Münster-Kinderhaus und Lengerich. 
Die Gutswirtschaft Gütersloh, erstmals zur 
Versorgung der Westf. Klinik für Psychiatrie, 
Psychosomatik und Neurologie in Gütersloh 
vorgesehen, um faßt ca. 57 ha. Sie wurde mit 
Wirkung vom 1. 7. 1991 gemeinsam mit dem 
nahen Kiebitzhof langfristig an die Werkstatt 
für Behinderte im Kreis Gütersloh GmbH 
verpachtet. Der Gutsbetrieb in Münster ging 
mit seinen ca. 99 ha landwirtschaftlicher 
Nutzflächen an die örtliche Werkstatt für Be­
hinderte (Wrn) der Westfalenfleiß GmbH. 
Die ca. 76 ha des Gutsbetriebes in Lengerich 
sind an die Ledder Werkstätten als örtliche 
Werkstatt für Behinderte verpachtet. Die 
Gutswirtschaften Eickelborn (insg. 290 ha) 
und das Gut Wieringsen in Marsberg (ca. 
116 ha) wurden zum größten Teil den bishe­
rigen Gutsverwaltern zur weiteren Bewirt­
schaftung mit der Auflage überlassen, die 
ausgearbeiteten ökologischen Konzepte zu 
berücksichtigen. Teilweise sind die Flächen 
als Landschaftsschutzgebiet festgesetzt. Nur 
die Gutswirtschaft Warstein ist noch eine 
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Sondereinrichtung des LWL. Durch die Ein­
gliederung in das Sondervermögen der Westf. 
Klinik für Psychiatrie Warstein ist sie der 
ausschließlichen Nutzung durch die Westf. 
Klinik zugeführt worden. 

7.3 SCHUTZGEBIETE 

Auf den Grundstücken der zahlreichen 
Einrichtungen des Landschaftsverbandes 
sind seit jeher auch kulturhistorisch bedeut­
same oder das Landschaftsbild prägende Na­
turelemente zu finden. Diesen historischen 
Gegenbenheiten verdankt der LWL noch 
heute den Besitz von Schutzgebieten. 

Nach dem Bundesnaturschutzgesetz 
(BNatSchG) werden folgende Schutzgebiets­
typen unterschieden: 

- das Naturschutzgebiet, 
- der Nationalpark, 
- das Landschaftsschutzgebiet, 
- der Naturpark, 
- das Naturdenkmal und 
- der geschützte Landschaftsbestandteil. 

Bei den Naturelementen im Bereich der 
Außenanlagen von Einrichtungen sind die 
Objekte zum Teil als Naturdenkmal ausge­
wiesen. Ein Beispiel ist das sogenannte Ma­
rientalwäldchen in Münster, eine naturnahe 
Altholzinsel, die unter Schutz gestellt wurde. 

Laut BNatSchG dienen Naturschutzgebie­
te der Erhaltung schutzbedürftiger Biotope 
und Lebensgemeinschaften und stellen ein 
Gegengewicht zur nutzungs- und wirtschafts­
orientierten Umwelt dar. Ziel des Land­
schaftsverbandes ist es daher, die Schutzge­
biete in ihrer Qualität zu erhalten oder gege­
benenfalls zu verbessern. 

Die größte Anzahl der Schutzflächen befin­
det sich im "Forstgut Ammeloe", verteilt auf 
die drei Flächen "Lüntener Wald", "Lünte­
ner Fischteich" und "Schwattet Gatt" mit 
insgesamt 257 ha. Das ehemals moorreiche 
Gebiet des Westmünsteriandes reicht bis an 
die niederländische Grenze und wurde 1908 
vom Provinzial verband erworben. Damals 
noch aus zahlreichen Weihern und Teichen 
sowie Feucht- und Trockenheiden bestehend, 
handelt es sich inzwischen um ausgedehnte 
Trockenheideflächen, die durch die Rodung 
der ürsprünglichen Eichen-Birkenwälder und 
Eichen-Buchenwälder entstanden sind. 



Weit weniger groß, nämlich nur 36 ha, da­
für aber überregional bekannt ist das Natur­
schutzgebiet "Kahler Asten". Es wurde 1983 
durch den Landschaftsplan "Winterberger 
Hochfläche" ausgewiesen. Mit einer Höhe 
von 841 m bildet es den zweithöchsten Gip­
fel des Rothaargebirges. Der Aussichtsturm 
auf der Höhe des Berges, der sogenannte 
Astenturm, ist mit ein Grund dafür, daß der 
"Kahle Asten" ein Zentrum des Fremdenver­
kehrs im Hochsauerland darstellt. Bei diesem 
Gebiet handelt es sich um die höchste Hoch­
heide des Sauerlandes, daher besitzt es aus 
wissenschaftlichen und landeskulturellen 
Gründen sowie wegen seiner Eigenart eine 
überregionale Bedeutung. Ziel ist es, die typi­
sche Heidegesellschaft, vorherrschend aus 
Besenheide und Heidelbeere, zu erhalten so­
wie den Erholungsdruck zu lenken bzw. die 
Besucher über die Gefährdung der Natur auf­
zuklären. 

Kern des 18 ha großen Naturschutzgebie­
tes "Lippe-Altwasser" ist ein Altarm der Lip­
pe nördlich von Eickelborn. 1991 wurde das 
Altwasser mit dem angrenzenden, extensiv 
genutzten Feuchtgrünland als Naturschutzge­
biet rechtskräftig ausgewiesen (vgl. LWL 
1993, S. 38). Unter Schutz gestellt wurden so 
Vegetation und Fauna, ein besonderes Inter­
esse gilt der Förderung von Wiesen- und 
Watvögeln durch die Anlage von flachen, 
zeitweise wassergefüllten Mulden (Blänken). 

Das Naturschutzgebiet "Heiliges Meer" 
liegt etwa 4 km südlich von Hopsten im 
Kreis Steinfurt und umfaßt eine Fläche von 
über 130 ha, von denen sich ca. 90 ha im Be­
sitz des LWL befinden. Schutzgut sind hier 
die alten Erdfallseen und -tümpel mit ihren 
Verlandungsbereichen und den sie umgeben­
den Wäldern und Heiden. In einer Größe 
von 55 ha wurde das Gelände bereits 1927 
vom Provinzialverband erworben, die Aus­
weisung zum Naturschutzgebiet erfolgte 
1930. Die Außenstelle des Westfälischen Mu­
seums für Naturkunde liegt am Rande des 
Schutzbereiches und bietet Freilandseminare 
und Exkursionen an (vgl. LWL 1993, S. 40). 

7.4 DENKMÄLER 

Auch Denkmäler gehören zum Besitz des 
Landschaftsverbandes. Am bekanntesten 
sind die beiden Kaiser- Wi/helm-Denkmäler 
in Dortmund-Hohensyburg und in Porta 

Westjalica. Das monumentale Denkmal im 
Nordosten Westfalens beherrscht den Ost­
hang des Wittekindsberges und bildet so den 
"Westpfeiler" der Porta Westfalica. Von 
1892-1896 entstand es unter der Regie des 
Berliner Architekten Bruno Schmitz. Das 
erzgegossene Standbild zeigt Kaiser Wilhelm 
I. in Imperatorenpose von Kaspar Zum­
busch. 

Fast zur gleichen Zeit, nämlich 
1893-1902, entstand das Kaiser-Wilhelm­
Denkmal in Dortmund-Hohensyburg. Es 
wurde 1935 vereinfacht und zeigt nun eine 
Bronzefigur nach Entwürfen von Adolf von 
Donndorf. Der Erholungswald Hohensyburg, 
inmitten dessen sich das Denkmal befindet, 
gehört heute zu den Wald-Liegenschaften des 
Landschaftsverbandes mit hohem ökologi­
schem und landschaftsgestalterischem Wert. 

Nach 1900 wurde in Olsberg-Assinghausen 
das Friedrich- Wi/helm-Grimme-Denkmal er­
baut und im Jahre 1907 im Dorfmittelpunkt 
eingeweiht. Nur ca. 100-150 m entfernt steht 
das Geburtshaus des in Münster begrabenen 
Sauerländer Heimatdichters, ein Fachwerk­
haus aus dem Jahre 1827, welches sich heute 
im Privatbesitz befindet. 

8. BESCHÄFTIGTE UND RÄUMLICHE 
VERTEILUNG VON ARBEITSPLÄTZEN 

(zu Karten 1 und 2.1) 

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
finanziert sowohl in eigenen Einrichtungen 
als auch in Einrichtungen anderer Träger 
eine große Anzahl von Arbeitsplätzen. 

Am 30. 6. 1992 waren in eigenen Einrich­
tungen insgesamt 17 149 Personen beschäf­
tigt (Vollzeit- und Teilzeitbeschäftigte); die 
Entwicklung der Beschäftigtenzahl ab 1977 
ist Abb. 9 zu entnehmen. Die Summe der Ar­
beitsplätze 1992 in Einrichtungen anderer 
Träger belief sich auf 32973, so daß unter 
voller oder teilweiser Beteiligung des LWL 
insgesamt rd. 50000 Arbeitsplätze in Westfa­
len-Lippe vorgehalten wurden. 

Die rd. 17 000 Mitarbeiter in LWL-eige­
nen Einrichtungen, darunter knapp 2400 
Teilzeitbeschäftigte und ca. 1600 Auszubil­
dende, verteilen sich auf ca. 14 800 Stellen 
(Stellen plan-Soll am 30. 6. 1990), die unter­
schiedlichsten Berufsgruppen zuzuordnen 
sind. 
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14.031 14.792 16.112 Beschäftigte 

Abb. 9: Beschäftigte des LWL nach Tätigkeitsbereichen 1977-1993 

(vgl. LWL 1977,1981, 1985b, 1988., 1990e, 1991, 1994) 

Mit Abstand die größte Gruppe bilden die 
rd. 7800 Bediensteten des sozialen und päd­
agogischen Dienstes in medizinischen, pflege­
rischen, pädagogischen und anderen Tätig­
keiten. Zu ihnen zählen insbesondere Kran­
kenschwestern und Pfleger (4240) sowie Ärz­
te und medizinisch-therapeutisches Personal 
(1761, Verdoppelung seit 1977), Haus- und 
Wirtschaftspersonal (1426), Erzieher in In­
ternaten und Heimen, Lehrer und Kinder­
gärtnerinnen (40 I). Damit entfallen mehr als 
die Hälfte aller LWL-Mitarbeiter (52,9 %) 
auf den Sozialbereich. Dieser Bereich hat al­
lein zwischen 1990 und 1993 (Stellen plan­
Soll) um 1320 Stellen zugenommen, bedingt 
durch eine gesetzliche Personalverordnung 
rur psychiatrische Krankenhäuser (Psych PV) 
vom l. l. 1992, die eine Stellenvermehrung 
bei Ärzten, Schwestern und Pflegern notwen­
dig machte (vgl. letzte Säule in Abb. 9). 
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Die zweitstärkste Gruppe bilden mit 3638 
Beschäftigten (24,6 %) Mitarbeiter des tech­
nischen Dienstes (rur Straßenbau und Hoch­
bau) im Planungs- und Ingenieurbereich so­
wie im Straßenunterhaltungsdienst. 

An dritter Stelle folgen die Mitarbeiter im 
AI/gemeinen Verwaltungsdienst in der Haupt­
verwaltung und in den übrigen Dienststellen, 
die mit 2572 Planstellen 17,4 % des Stellen­
plan-Solls ausmachen und seit 1977 um 
1,3 % zugenommen haben (vgl. Abb. 9). 

Einer Gruppe "Sonstiges", die sich seit 
1977 von 621 über 261 Mitarbeiter im Jahre 
1985 auf 400 Mitarbeiter im Jahre 1990 (= 
2,7 %) verändert hat, folgen als zahlenmäßig 
kleinste Gruppe 354 Mitarbeiter in Spezial­
diensten der landschaftlichen Kulturpflege. 
Ihr Anteil wurde von 2,0 % im Jahre 1977 
auf 2,6 % (= 360 abs.) im Jahre 1987 zu­
nächst erhöht und danach auf 2,4 % im Jahre 



1990 abgesenkt (vgl. Abb. 9). Die meisten 
dieser Beschäftigten besitzen eine wissen­
schaftliche Ausbildung und sind in einer 
Vielzahl verschiedener Fachdisziplinen tätig. 

Karte 1 gibt außer der Lokalisation der ein­
zelnen Einrichtungen die prozentualen Antei­
le der L WL-Beschäftigten nach Mitgliedskör­
perschaften wieder. Mit Hilfe von ftinf ver­
schiedenen Farbabstufungen wird die unter­
schiedliche Verteilung auf der Ebene von 
Kreisen und kreisfreien Städten verdeut­
licht. 

Die meisten Mitarbeiter sind in der kreis­
freien Stadt Münster (= 22, I %) und im Kreis 
Soest (= 17,3 %) tätig. Während Münster als 
ehemalige Provinzialhauptstadt durch die 
Hauptverwaltung des LWL (rd. 2500 Be­
schäftigte; vgl. LWL 1991, S. 18,20) und die 
größte Vielfalt an Institutionen mit Domi­
nanz der kulturellen Einrichtungen hervor­
ragt, ergibt sich die starke Prägung des Krei­
ses Soest aus den hier gelegenen großen Kli­
niken mit Schwerpunkten in Lippstadt und 
Warstein und den sehr unterschiedlichen 
Dienststellen in Soest. 

Sehr stark ist der LWL auch im Hochsau­
erlandkreis vertreten, in dem 8,5 % seiner 
Mitarbeiter tätig sind. Neben vier anderen 
Standorten dominiert hier die Stadt Mars­
berg mit drei Kliniken und angeschlossenen 
Folgeeinrichtungen. 

Zwischen 5,1 und 7,5 % der LWL-Mitar­
beiter sind jeweils in der kreisfreien Stadt 
Dortmund (6,7%) sowie in den Kreisen 
Recklinghausen (6,4 %), Gütersloh (5,4 %) 
und Steinfurt (5,3 %) tätig. Im Kreis Güters­
loh tritt die Stadt Gütersloh mit ihren Lan­
deskrankenhäusern in den Vordergrund, 
während die Einrichtungen in den drei ande­
ren Verwaltungsgebieten eine stärkere Mi­
schung in der Gruppenzugehörigkeit aufwei­
sen. 

Nach der Vielfalt der Einrichtungen stellt 
Westfalens einwohnerstärkste Stadt Dort­
mund mit u. a. einer Schul- und Internatsver­
waltung, einem Krankenhaus und der Haupt­
stelle des Westf. Industriemuseums den 
zweitwichtigsten Standort von LWL-Einrich­
tungen dar. 

Alle übrigen Gebietskörperschaften gehö­
ren den beiden letzten Gruppen mit jeweils 
unter 5 % der Beschäftigten an, wobei oft­
mals einzelne Gemeinden ftir die Zuordnung 
verantwortlich sind, wie z. B. Olpe, Siegen, 
Paderbom, Detmold und die kreisfreien 

Städte Bielefeld, Bochum, Gelsenkirchen, 
Hagen und Hamm. Keine Einrichtungen des 
Landschaftsverbandes gab es 1992 in den 
kreisfreien Städten Bottrop und Heme, je­
doch ist 1991 die Verlagerung des Westf. 
Museums ftir Archäologie (ohne Amt ftir Bo­
dendenkmalpflege) von Münster nach Heme 
beschlossen worden. 

Karte 2.1 gibt nicht nur die Beschäftigten in 
den eigenen Einrichtungen des LWL wieder, 
sondern auch die voll- und mitjinanzierten Ar­
beitsplätze in den Einrichtungen anderer Trä­
ger. Dargestellt sind die absolute Anzahl der 
Beschäftigten, aufgeteilt in die zwei erwähn­
ten Gruppen, sowie die Beschäftigten und 
Arbeitsplätze pro 1000 Einwohner. 

Nach der Zahl der Beschäftigten und Ar­
beitsplätze absolut ragen wiederum Münster 
und der Kreis Soest heraus, gefolgt vom 
Hochsauerlandkreis, den Kreisen Minden­
Lübbecke und Recklinghausen sowie der 
kreisfreien Stadt Dortmund. Dabei sind die 
Anteile der eigenen Beschäftigten des LWL 
in der kreisfreien Stadt Münster sehr domi­
nierend und im Kreis Soest sowie dem Hoch­
sauerlandkreis stark oder sehr stark. In den 
anderen Verwaltungsgebieten sind (mit-)fi­
nanzierte Arbeitsplätze in Einrichtungen an­
derer Träger vorherrschend und in den bis­
her nicht genannten Verwaltungsgebieten so­
gar bestimmend, insbesondere im Ennepe­
Ruhr-Kreis, in den Kreisen Höxter, Borken 
und Unna sowie den kreisfreien Städten Her­
ne und Bottrop. 

Bei diesen Arbeitsplätzen in Einrichtungen 
anderer Träger handelt es sich um Finanzie­
rungen über den Einzelplan 4 (Sozialhilfe, 
Kriegsopferftirsorge, Jugendhilfe), die in fol­
genden Arbeitsstätten angesiedelt sind: 

- Einrichtungen der Altenhilfe (ohne Alten­
wohnheime), 

- Einrichtungen ftir geistig und körperlich 
Behinderte, 

- Werkstätten, Wohnheime, Sonderkinder­
gärten und 

- Heime der öffentlichen Erziehung. 

Die Anzahl der hier insgesamt fast 33000 
Beschäftigten ergibt sich z.T. aus Hochrech­
nungen über den Personal- bzw. Betreuungs­
schlüssel. 

Bei der FlächendarsteIlung der zusammen­
gefaßten Beschäftigten und (mit-Jjinanzierten 
Arbeitsplätze pro 1000 Einwohner ergibt sich 
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im Vergleich zu Karte 1 ein deutlich anderes 
Bild. 

In der höchsten Gruppe mit über 12 Be­
schäftigten und Arbeitsplätzen pro 1000 Ein­
wohnern liegen weiterhin Münster und der 
Kreis Soest, gefolgt vom Kreis Minden-Lüb­
becke und dem Hochsauerlandkreis mit 
9,1-12,0 Beschäftigten und Arbeitsplätzen 
pro 1000 Einwohnern. 

Im Mittelfeld (6,1-9,0 Beschäftigte und 
Arbeitsplätze) rangieren die Kreise Pader­
born, Lippe und Coesfeld und die kreisfreie 
Stadt Bielefeld. 

Im Anschluß an eine zahlen mäßig domi­
nierende Gruppe verschiedener Verwaltungs­
gebiete mit 3,1-6,0 Beschäftigten und Ar­
beitsplätzen pro 1000 Einwohnern haben die 
kreisfreie Stadt Bottrop und der Kreis Unna 
mit weniger als 3,0 Beschäftigten und Ar­
beitsplätzen pro 1000 Einwohnern die ge­
ringste Prägung durch LWL-eigene und 
(mit-)finanzierte Arbeitsplätze. 

Dabei ist jedoch zu betonen, daß diese Be­
schäftigtenquoten keinesfalls das einzige Kri­
terium fiir finanzielle Zuwendungen des 
Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe sind, 
da dieser darüber hinaus zahlreiche in kom­
munaler Trägerschaft befindliche Institutio­
nen - z. B. Museen, Orchester, Theater und 
andere kulturelle Einrichtungen - finanziell 
unterstützt. 

9. BETEILIGUNGEN UND BETEILIGUNGS­
FORMEN DES LANDSCHAFTSVERBANDES 

(zu Karte 2.2) 

Die Aufgaben des Landschaftsverbandes 
erstrecken sich weiterhin gemäß § 5 Abs. I 
Buchstabe e) der Landschaftsverbandsord­
nung auf das Sachgebiet der Kommunalwirt­
schaft. Dies bedeutet konkret u. a. die Betei­
ligung an Kredit-, Versicherungs-, Versor­
gungs- und Verkehrsunternehmen. Darüber 
hinaus zählt zu diesem Aufgabenbereich 
auch die Geschäftsführung der Versorgungs­
kassen. 

Zur geschichtlichen Entwicklung dieses Be­
reiches ist festzustellen, daß die" wirtschaftli­
chen Beteiligungen des Landschaftsverban­
des [ ... ) Ausdruck einer konsequenten Fort­
ftihrung der gemeindlichen Kommunalwirt­
schaft im größeren Raum" sind (NESEKERI 
REINBOTH 1988, S. 57). Wenn also eine Ge-
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meinde oder ein Gemeindeverband nicht 
mehr in der Lage war, eine kommunalwirt­
schaftliche Angelegenheit allein zu tragen, so 
war es grundsätzlich denkbar, daß der Land­
schaftsverband sich an dieser Aufgabe betei­
ligte. So haben sich im Laufe der Geschichte 
des LWL zahlreiche kommunalwirtschaft­
liche Beteiligungen ergeben. 

Das Zustandekommen einer solchen Betei­
ligung kann im wesentlichen auf drei U rsa­
chen zurückgeführt werden: 

- wenn die kommunalwirtschaftlichen Be­
dürfnisse einer Gemeinde oder eines Krei­
ses zu Unternehmungen geführt haben, die 
über den Bereich der Mitgliedskörper­
schaft hinausreichen 

- wenn die Harmorlisierung und Koordinie­
rung solcher Unternehmungen angestrebt 
wurde oder 

- wenn die Mitwirkung eines größeren kom­
munalen Partners (in diesem Falle des 
Landschaftsverbandes) günstiger erschien 
als lediglich das Zusammenwirken der ört­
lich oder regional unmittelbar zuständigen 
Gemeinwesen (vgl. NESEKERIREINBOTH 
1988, S. 57). 

In der Landschaftsverbandsordnung sind 
folgende Aufgaben festgeschrieben: 

Den Landschaftsverbänden obliegen ge­
mäß Landschaftsverbandsordnung 
- die Gewährträgerschaji bei der Westdeut­

schen Landesbank und den Provinzial­
versicherungen (§ 5 Abs. I Buchst. e Nr. I 
LVerbO), 

- die Beteiligung an Versorgungs- und Ver­
kehrsunternehmen mit regionaler Bedeu­
tung (§ 5 Abs. I Buchst. e Nr. 2 LVerbO), 

- die Geschäjisfiihrung der kommunalen Ver­
sorgungskassen (§ 5 Abs. I Buchst. e Nr. 3 
LVerbO). 

Weiterhin 
- kann sich der Landschaftsverband Westfa­

len-Lippe an der Trägerschaji der Heilbä­
der Bad Sassendorf, Bad Waldliesborn und 
Bad Westernkotten beteiligen (§ 5 Abs. 2 
LVerbO); 
ist der Landschaftsverband Westfalen-Lip­
pe zur Wahrung der kulturellen Belange 
des früheren Landes Lippe verpflichtet, mit 
dem Landesverband Lippe im Rahmen der 
allgemeinen landschaftlichen Kulturpflege, 
insbesondere der Bodendenkmalpflege, so-



wie bei Errichtung, Ausbau und Unterhal­
tung Lippischer Kulturinstitute zusam­
menzuarbeiten. Die Einzelheiten der Zu­
sammenarbeit und ihre Finanzierung sind 
zwischen den beiden Verbänden zu verein­
baren (§ 5 Abs. 3 LVerbO); 

- kann der Landschaftsverband Westfalen­
Lippe nach Maßgabe besonderer Vereinba­
rungen der Westfälischen landwirtschaftli­
chen Berufsgenossenschaft und der Westfä­
lischen landwirtschaftlichen Alterskasse 
Personal zur Erledigung ihrer Aufgaben 
zur Verfiigung stellen (§ 5 Abs. 4 LVerbO); 

- können den Landschaftsverbänden neue 
Aufgaben durch Gesetz oder auf Grund ei­
nes Gesetzes übertragen werden. Soweit ih­
nen dadurch zusätzliche Lasten erwachsen, 
ist gleichzeitig die Aufbringung der Mittel 
zu regeln (§ 5 Abs. 5 L VerbO). 

9.1 BANKEN, VERSICHERUNGEN 

Die Westdeutsche Landesbank Girozentra­
le (WestLB) wurde als Anstalt öffentlichen 
Rechts am I. I. 1969 durch den Zusammen­
schluß der Landesbank für Westfalen Giro­
zentrale, Münster (gegr. 1832 als Westfäli­
sche Provinzial-Hülfskasse), und der Rheini­
schen Landesbank, Düsseldorf (gegr. 1853),. 
gegründet. Die Umwandlung in Landesban­
ken war 1888 in der Rheinprovinz und 1890 
in Westfalen erfolgt. 

Die WestLB hat die Hauptverwaltungen 
ihrer bei den Vorläuferinstitutionen in Düs­
seldorf und Münster als Doppelsitz beibehal­
ten. Von den elf Vorstandsmitgliedern sind 
neun in Düsseldorf und zwei in Münster an­
sässig, darunter ein stellvertretender Vor­
stands vorsitzender. Am 31. 12. 1991 arbeite­
ten in Düsseldorf 3630 und in Münster 2130 
Mitarbeiter. Rund 1280 Mitarbeiter waren 
im Ausland eingesetzt. Mit Tochterbanken, 
Niederlassungen und Repräsentanzen ist die 
WestLB in über 30 Ländern der Welt vertre­
ten, darunter in den wichtigsten europäi­
schen Hauptstädten sowie den bedeutendsten 
internationalen Finanzzentren (vgl. WestLB 
1992, S. 29/30). Über Auslandsrepräsentan­
zen wird den heimischen Unternehmen eine 
kompetente Begleitung ihrer wirtschaftlichen 
Aktivitäten auf ihren Absatzmärkten ermög­
licht; die LWL-Beteiligung an der WestLB ist 
somit ein wichtiger Beitrag zur kommunalen 
Wirtschaftsförderung. 

Die in Münster ansässige Landesbauspar­
kasse (LBS) ist ein integrativer Bestandteil 
der WestLB und bildet eine rechtlich unselb­
ständige Division mit eigener Rechnungsfüh­
rung. 

Die WestLB ist die viertgrößte Bank und 
das größte öffentlich-rechtliche Kreditinsti­
tut Deutschlands mit zahlreichen bedeuten­
den Firmenbeteiligungen. Die Anteile der 
Landschaftsverbände Rheinland und Westfa­
len-Lippe belaufen sich auf je 11,75 % (vgl. 
WestLB 1992, S. 18). Die Gewährträger­
schaft der Landschaftsverbände bei der 
WestLB wird rechtlich durch § 36 Sparkas­
sengesetz geregelt. Dieser Paragraph spricht 
der WestLB nicht nur den Status einer 
Staatsbank und einer Sparkassenzentralbank, 
sondern auch den einer Kommunalbank zu. 
Diese dreifache AufgabensteIlung spiegelt 
sich in der Dreiteilung der Gewährträger­
schaft wider: Das Land Nordrhein-Westfalen 
hält demnach 43,2 % des Stammkapitals, die 
Sparkassen- und Giroverbände halten je 
16,7 % und die Landschaftsverbände jeweils 
die erwähnten 11,75 % des Stammkapitals 
(vgl. WestLB 1992, S. 18). 

Die Westfälischen Provinzial-Versicherun­
gen, namentlich die Westfälische Provinzial­
Feuersozietät (WPF) und die Westfälische 
Provinzial-Lebensversicherungsanstalt (WPL), 
sind rechtlich zwei eigenständige Versiche­
rungen, die jedoch gemeinsam auftreten. 
Vorstand und Aufsichtsgremien bei der Versi­
cherungen sind identisch. Die Feuer- und Le­
bensversicherungen bilden eine sogenannte 
Verwaltungs- und Organgemeinschaft. Die 
rechtliche Trennung der bei den Anstalten be­
ruht auf dem Versicherungsaufsichtsgesetz, 
das die Trennung vorschreibt. 

Die Westfälische Provinzial-Feuersozietät 
ist die ältere der bei den Einrichtungen und 
wurde am 5. I. 1836 durch königliches 
Dekret gegründet; 1880 wurde sie in die 
westfälische Provinzialverwaltung überführt. 
Die Westfälische Provinzial-Lebensversiche­
rungsanstalt entstand am 29. 8. 1914 auf­
grund bestehender Versorgungslücken im 
ländlichen Raum. Der ursprüngliche Auftrag 
der Provinzial, flächendeckend einen preis­
werten Versicherungsschutz vor Ort in West­
falen zu ermöglichen, besteht nach wie vor 
und kommt in hohen Marktanteilen zum 
Ausdruck, die ein erhebliches Wettbewerbs­
korrektiv darstellen. Der Anteil des Land­
schaftsverbandes an beiden Versicherungen 
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beträgt jeweils 50 %. Weitere Gewährträger 
der Provinzialversicherungen sind der West­
fälisch-Lippische Sparkassen- und Girover­
band und die Westdeutsche Landesbank mit 
jeweils 25 % des Stammkapitals. In den Be­
teiligungen kommt der geschäftspolitische 
Verbund zwischen Sparkassen, WestLB und 
Provinzial versicherungen im Sinne eines All­
finanz-Konzeptes zum Ausdruck. 

9.2 ENERGIEVERSORGUNGSUNTERNEHMEN 

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
ist an einer Reihe von Unternehmen betei­
ligt, die in Westfalen die Bevölkerung mit 
Elektrizität oder Gas versorgen. Diese lei­
tungsgebundene Energieversorgung stellt für 
die Bevölkerung eine wichtige Lebensgrund­
lage und für die Wirtschaft einen bedeuten­
den Produktionsfaktor dar. Der Landschafts­
verband hat sich zum Ziel gesetzt, die Sicher­
heit und Preiswürdigkeit der Versorgung zu 
gewährleisten. Darüber hinaus leistet er 
durch die Koordinierung seiner Beteiligungs­
unternehmen einen wichtigen Beitrag zur 
Vermeidung struktureller Unterschiede in 
der westfälischen Region. Nicht zuletzt spie­
len auch Umwelt- und Ressourcenschutzge­
sichtspunkte eine wichtige Rolle (vgl. NESE­
KERiREINBOTH 1988, S. 59). Da eine lei­
stungsfähige und preisgünstige Energiever­
sorgung ein wichtiger Standortfaktor für die 
Industrie ist, betrachtet der Landschaftsver­
band seine Beteiligungen im Energieversor­
gungsbereich auch unter dem Gesichtspunkt 
der Wirtschaftsförderung. Diese Beweggrün­
de waren bereits bei der Gründung der Un­
ternehmen und der Beteiligung des Provinzi­
alverbandes in den 20er Jahren von Bedeu­
tung. Wenn in dieser Hinsicht Defizite er­
kannt wurden, wurden teilweise durch den 
Provinzialverband eigens Unternehmen ge­
gründet, z. B. die Westfälische Ferngas-AG, 
Dortmund. 

Der Landschaftsverband Westfalen-Lippe 
ist heute an insgesamt sechs Energieversor­
gungsunternehmen beteiligt, deren Versor­
gungsgebiet jeweils einen größeren Teil der 
westfälischen Region abdeckt. Im einzelnen 
handelt es sich um folgende Unternehmen: 

- Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen 
AG (VEW), Dortmund (4,07 %) 

- RWE AG, Essen (0,25 %) 
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- Westfälische FerngaS-AG (WFG), Dort­
mund (37,85 %) 

- Elektromark Kommunales Elektrizitäts­
werk Mark AG, Hagen (11,02 %) 

- Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg 
GmbH (EMR), Herford (4,50 %) 

- PESAG AG, Paderborn (3,94 %) 

Die Vereinigte Elektrizitätswerke Westfa­
len AG (VEW) mit Sitz in Dortmund wurde 
1925 als GmbH gegründet und ist heute eines 
der größten Energieversorgungsunternehmen 
der Bundesrepublik Deutschland. Im Jahr 
1990 zählte die Belegschaft der VEW 8004 
Personen. 

Unterschiedlich in der Größe, aber ähnlich 
in Struktur und AufgabensteIlung ist die 
Rhein.-West! Elektrizitätswerk AG (RWE) 
mit Sitz in Essen ausgerichtet. 1898 gegrün­
det, verfügte sie im Jahr 1990191 über 
102 190 Konzern-Mitarbeiter. 

Die Westjlilisehe Ferngas-AG (WFG) mit 
Sitz in Dortmund wurde 1928 gegründet und 
beschäftigt 327 Mitarbeiter (31. 12. 1991). 
Die Elektromark AG, Hagen, gegründet 
1906, bietet 1252 Beschäftigten einschließ­
lich Auszubildenden einen Arbeitsplatz 
(31. 12. 1991). Die Elektrizitätswerk Minden­
Ravensberg GmbH (EMR) und die PESAG 
AG sind zugleich Energieversorgungs- und 
Verkehrsunternehmen und werden in Kapitel 
9.4 behandelt. 

Zur finanziellen Optimierung und zur bes­
seren Koordinierung sind diese und andere 
Beteiligungen des Landschaftsverbandes in 
eine Holdinggesellschaft eingebracht worden. 
Es handelt sich um die Westjliliseh-Lippi­
sehe Vermögensverwaltungsgesellsehaft mbH 
(WLV), Münster, deren alleiniger Anteilseig­
ner der Landschaftsverband ist. Neben ihrer 
Holdingfunktion fördert die Gesellschaft die 
wirtschaftlichen Interessen des Landschafts­
verbandes auch durch die Errichtung von 
Verwaltungsgebäuden und Wohngebäuden 
im Rahmen des Konzeptes eines betreuten 
Wohnens von ehemaligen Patienten der Kli­
niken des Landschaftsverbandes. 

Weitere Holdinggesellschaften, über die 
der LWL Aktien anderer Gesellschaften be­
sitzt, sind die West! Versorgungs- und Ver­
kehrsbeteiligungsgesellsehaft mbH (WVVß), 
Münster und die Kommunale Energie-ßetei­
ligungsgesellsehaft mbH (KEß) Dortmund 
(Abb. 10). Ihre Bedeutung für den LWL ist 
jedoch deutlich geringer als die der WL V. 
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WLV - Westfälisch-Lippische Vermögensverwaltungsgesellschaft mbH 
EMR - Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg GmbH 
WFG - Westfälische Ferngas AG 
RWE - Rheinisch-Westfälisches Elektrizilälswerk AG 
KEB - Kommunale Energiebeteiligungsgesellschaft mbH 
VEW - Vereinigte Elektrizitätswerke Westfalen AG 
WVVB - Westfälische Versorgungs- und Verkehrsbeteiligungsgesellschaft mbH 

Abb. 10: Beteiligungen des LWL im Energieversorgungsbereich. Stand Oktober 1994 
(Quelle: schriftliche Auskunft des L WL) 

9.3 VERSORGUNGSKASSEN, BERUFSGENOS­
SENSCHAFTEN, BETRIEBSKRANKENKASSEN 

Die Entstehungsgeschichte der Westfälisch­
Lippischen Versorgungskasse fiir Gemeinden 
und Gemeindeverbände (WVK), eine der 
überregionalen kommunalen Versorgungs­
einrichtungen in Westfalen, geht bis in die 
Zeit des Provinzial verb an des zurück. Der 
Provinzialständische Verwaltungsausschuß 
rief 1885 zur Versorgung der Hinterbliebe-

nen von Beamten westfälischer Gemeinden 
und Gemeindeverbände einen eigenen Kas­
senverband ins Leben, die "Westfälische 
Witwen- und Waisenversorgungsanstalt" . Bis 
1938 entwickelten sich verschiedene Kassen­
teile. Dann änderten sich Aufbau und Aufga­
ben der Kassenteile durch das Inkrafttreten 
des Deutschen Beamtengesetzes; eine zweite 
entscheidende Änderung der Organisations­
struktur erfolgte durch die Vereinigung der 
Kassenteile 1958/59. Die heute gesetzlich be-
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stimmten Aufgaben der Versorgungskasse 
lassen sich in zwei wesentliche Punkte zu­
sammenfassen: 

- Sie übernimmt für ihre Mitglieder die Be­
rechnung und Zahlung der beamtenrechtli­
chen Versorgungsbezüge. Darüber hinaus 
berät sie die Mitglieder in versorgungs­
rechtlichen Fragen. 

- Sie ist Versorgungsstelle nach der Zustän­
digkeitsverordnung G 131 und Träger der 
kommunalen Zusatzversorgungskasse 
Westfalen-Lippe. 

Eine Erweiterung dieser Aufgaben kann 
der Versorgungskasse nur durch Gesetz oder 
auf der Grundlage eines Gesetzes durch Sat­
zung übertragen werden. 

Die Kasse übernimmt die von den Mitglie-' 
dem zu gewährenden Versorgungsleistungen 
im Rahmen der für Kommunalbeamte im 
Lande Nordrhein-Westfalen geltenden beam­
tenrechtlichen Bestimmungen und tritt nach 
Maßgaben der Kassensatzung dafür ein. 

Zu diesen Versorgungsleistungen zählen 

- Ruhegehälter oder Unterhaltsbeiträge, 
Hinterbliebenenbezüge, 

- Dienstunfallfürsorgeleistungen, 
- Nachversicherungsanträge, 
- sonstige aus Versorgungsanwartschaften 

abzuleitende Leistungen (Versorgungsaus­
gleich bei Ehescheidungen, anteilige Ren­
tenerstattungen aus Nachversicherungen 
kraft Gesetzes un d 

- Kindergeldzahlungen. 

Diese Leistungen gelten ausdrücklich auch 
für nichtbeamtete Dienstkräfte (vgl. WVK 
1985, S. 21). 

Die Geschäftsführung durch den LWL um­
faßt die Bereitstellung des notwendigen Per­
sonals sowie die Entscheidung über Maßnah­
men der Organisation und der Geschäftsver­
teilung. Darüber hinaus ist die Versorgungs­
kasse durch die gemeinsame Nutzung einiger 
Basisorganisationen (wie z. B. Personalver­
waltung, Kassen- und Prüfungswesen, elek­
tronische Datenverarbeitung) verwaltungs­
mäßig eng an den Landschaftsverband ge­
bunden. Eine eigene Übernahme dieser 
Funktionen wäre mit einem unverhältnismä­
ßig hohen organisatorischen und finanziellen 
Aufwand verbunden. 

1990 waren 43 Mitarbeiter bei der WVK 
beschäftigt. Der Verwaltungshaushalt im 
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Haushaltsjahr 1990 wies Einnahmen in Höhe 
von 466 558 200 DM und Ausgaben in Höhe 
von 467416900 DM auf. 

Die Kommunale Zusatzversorgungskasse 
Westfalen-Lippe (ZKW) wurde am I. 4. 1951 
gegründet. Sie ist als Sondervermögen der 
Westfälisch-Lippischen Versorgungskasse für 
Gemeinden und Gemeindeverbände eine 
rechtlich unselbständige Einrichtung dieses 
Trägers. 

Die ZKW ist zum einen Zusatzversor­
gungskasse für die kommunalen Angestellten 
und Arbeiter bei den Städten, Kreisen und 
dem Landschaftsverband in Westfalen-Lip­
pe. Darüber hinaus ist sie auch Zusatzversi­
cherung der Arbeitnehmer sonstiger Mitglie­
der, wenn diese kommunale Aufgaben erfül­
len. Hierzu gehören beispielsweise Verkehrs­
betriebe und Wasserwerke, Krankenhäuser 
und Bildungsstätten. 

Die ZKW gewährt mehrere Versicherungs­
leistungen. Dabei nehmen die Versorgungs­
renten und Versicherungsrenten für Versi­
cherte wegen Berufsunfähigkeit, Erwerbsun­
fähigkeit oder Erreichen der Altersgrenze so­
wie Hinterbliebenenversorgung für Witwen, 
Witwer und Waisen von Versicherten den 
größten Anteil ein. Zu den weiteren Leistun­
gen gehören das Sterbegeld und die Zahlung 
von Abfindungen. 

Bei der ZKW waren 1990 49 Mitarbeiter 
beschäftigt. Der Verwaltungshaushalt betrug 
für das I Haushaltsjahr 1990 jeweils 
270629841 DM an Einnahmen und Aus­
gaben. 

Für die drei nachfolgenden Sozialversiche­
rungen stellt der LWL Personal gemäß § 5 
Abs. 1 Buchst. e Nr. 4 der Landschaftsver­
bandsordnung. 

Die Westfälische landwirtschaftliche Be­
rufsgenossenschaft (WIBG) und die Westfäli­
sche landwirtschaftliche Alterskasse (WlAK) 
haben ihren gemeinsamen Sitz am Hohen 
Heckenweg in Münster. Beide sind Körper­
schaften des öffentlichen Rechts mit dem 
Recht der Selbstverwaltung. Aufsichtsbehör­
de bei der Einrichtungen ist das Landesversi­
cherungsamt in Essen. Zuständigkeitsbereich 
ist das Gebiet des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe mit Ausnahme der ehemali­
gen Kreise Detmold und Lemgo nach dem 
Stand vom 31. 12. 1968. 

Die Westfälische landwirtschaftliche Be­
rufsgenossenschaft (WIBG) ist Träger der ge­
setzlichen Unfall versicherung (183 Mitarbei-



ter; Stand 1992). Ihre Aufgaben sind Unfall­
verhütung und nach Eintritt eines Arbeits­
oder Wegeunfalls oder einer Berufskrankheit 
den Versicherten, gegebenenfalls seine Ange­
hörigen oder seine Hinterbliebenen, zu ent­
schädigen. Diese Entschädigung kann entwe­
der durch Wiederherstellung der Erwerbsfä­
higkeit des Verletzten bzw. Erkrankten durch 
besondere Heilverfahren, durch Berufshilfe 
und durch Erleichterung der Verletzungsfol­
gen oder durch Leistungen in Geld erfolgen. 

Zum versicherten Personenkreis gehören 
alle Unternehmer der Land- und Forstwirt­
schaft, der Jagden, der Binnenfischereien, 
der Imkereien u. a., soweit wegen besonderer 
Verhältnisse nicht die Zuständigkeit des 
Bundes, eines Landes oder eines anderen 
Trägers der gesetzlichen Unfallversicherung 
gegeben ist, deren Familienangehörige sowie 
alle Personen, die für ein in den Zuständig­
keitsbereich der WlBG fallendes Unterneh­
men tätig werden (vgl. WlBG 1990, S. 1-2). 

Die Westfälische landwirtschaftliche Alters­
kasse (WIAK) ist Träger der Altershilfe der 
Landwirte (84 Mitarbeiter; Stand 1992). Ihre 
Aufgaben sind die Zahlung von Altersgeld, 
vorzeitigem Aitersgeld, Hinterbliebenengeld, 
Übergangshilfe, Waisengeld, Beitragszu­
schüssen, Landabgaberente, Zuschüssen zur 
Nachentrichtung von Beiträgen zur Renten­
versicherung, Produktionsaufgaberente und 
Ausgleichsgeld. Desweiteren obliegt ihr die 
Gewährung von stationären Heilbehandlun­
gen (u. a. Kuren) zur Besserung und Wieder­
herstellung der Erwerbsfähigkeit einschließ­
lich Betriebs- und Haushaltshilfe sowie die 
Gewährung von Früh- und Kinderheilbe­
handlungen und Betriebs- und Haushaltshilfe 
in besonderen Notfällen. 

Zuständigkeitsbereich der WlAK ist das 
Gebiet des Landschaftsverbandes Westfalen­
Lippe mit Ausnahme der ehemaligen Kreise 
Detmold und Lemgo nach dem Stand vom 
31. 12. 1968. Zum versicherten Personen­
kreis gehören alle Unternehmer der Land­
und Forstwirtschaft einschließlich des Obst-, 
Gemüse- und Gartenbaus sowie der Teich­
wirtschaft und der Fischzucht, die ihren Be­
triebssitz im Zuständigkeitsbereich der 
W1AK haben und deren Unternehmen eine 
auf Bodenbewirtschaftung beruhende Exi­
stenzgrundlage bildet (vgl. WIAK 1990, 
S. 1-2). 

Die Betriebskrankenkasse (BKK) - Kran­
kenkasse für den LWL - wurde drei Jahre 

nach Inkrafttreten der Provinzialordnung ge­
gründet. Am 6. 7. 1889 wurde sie als Kran­
kenkasse für die bei der Wegebauverwaltung 
der Provinz Westfalen beschäftigten Perso­
nen ins Leben gerufen. Nachdem der Land­
tag 1953 die Landschaftsverbandsordnung 
beschlossen hat, ist die BKK für alle Einrich­
tungen des Landschaftsverbandes Westfalen­
Lippe zuständig und fUhrt nunmehr den Na­
men Betriebskrankenkasse des Landschafts­
verbandes Westfalen-Lippe in Münster; in 
der Verwaltung an der Piusallee sind 25 Mit­
arbeiter beschäftigt (Stand 1992). 

Die Leistungen der Kasse erstrecken sich 
auf die Kostenübernahme für ärztliche und 
zahnärztliche Behandlungen, für Kranken­
hausbehandlungen und für Arzneien ihrer 
Mitglieder. Weiterhin werden Krankengeld, 
Mutterschaftshilfe, Vorsorge, Kuren, Sterbe­
geld und sonstige Gesundheitsleistungen ge­
zahlt. 1988 belief sich die Zahl der Mitglieder 
ohne die versicherten Angehörigen auf 
11 702 Personen; die Ausgaben der BKK im 
gleichen Jahr betrugen fast 40 Mio. DM (vgl. 
BKK 1989, S. 16). 

9.4 VERKEHRSGESELLSCHAFTEN 

Auch bei den Verkehrsunternehmen in 
Westfalen-Lippe sind es die Größe der Ein­
richtungen und der Versorgungsgebiete, die 
eine Beteiligung des Landschaftsverbandes 
rechtfertigen. Gerade kommunal getragene 
Unternehmen sichern eine bessere Verkehrs­
bedienung auch im ländlichen Raum. Die 
wichtigste Beteiligung ist diejenige an der 
West! Verkehrsgesellschaft mbH (WVG) in 
Münster mit 51 %. Drei weitere Beteiligun­
gen an Verkehrsunternehmen, namentlich an 
der Märkischen Verkehrsgesellschaft 
(3,78 %), an den Verkehrsbetrieben Extertal 
(10,52 %) und an der Westf. Landes-Eisen­
bahn (33,33 %), machen einen weitaus gerin­
geren Anteil der Beteiligung aus (vgl. im fol­
genden NESEKERiREINBOTH 1988 und 
schriftliche Auskünfte des LWL). 

Die Märkische Verkehrsgesellschaft mbH 
(MVG) entstand 1975 als Folge der kommu­
nalen Gebietsreform aus dem Zusammen­
schluß der Iserlohner Kreisbahn AG (gegrün­
det 1899) mit der Kraftverkehr Mark Sauer­
land GmbH (gegründet 1925) in Lüden­
scheid. Da die Straßenbahnlinien im Raum 
Iserlohn schon 1959 stillgelegt wurden, war 
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die MVG von Anfang an ein reiner Omni­
busbetrieb. Gesellschafter der MVG sind der 
Märkische Kreis und dessen 15 Städte und 
Gemeinden. Zum Verkehrsgebiet gehören 
neben dem Märkischen Kreis jedoch noch 
die Städte Hagen und Schwerte sowie Teile 
der Kreise Unna, Hochsauerlandkreis, Olpe, 
Oberbergischer Kreis und Ennepe-Ruhr­
Kreis. Der von den Vorgängergesellschaften 
übernommene Güterverkehr wird heute über 
einen ans OB-Netz stoßenden Gleisanschluß 
vom Tochterunternehmen Märkische Eisen­
bahngesellschaft (MEG) in Plettenberg abge­
wickelt. 

Die Verkehrsbetriebe Extertal - Extertal­
bahn GmbH (VBE), Extertal, wurden 1924 
gegründet. Die Einrichtung zählte im Ge­
schäftsjahr 1990 insgesamt 53 Mitarbeiter. 
Sie betreibt im Kreis Lippe und im angren­
zenden niedersächsischen Raum Öffentli­
chen Personennahverkehr (ÖPNV) auf der 
Straße sowie Güterverkehr auf Straße und 
Schiene. Pro Jahr werden im ÖPNV rd. 1,4 
Mio. Beförderungsfälle registriert. 

Die Westfälische Verkehrsgesellschaft mbH 
(WVG) wurde am I. I. 1970 gegründet und 
ist Nachfolgerin der früheren Kleinbahnab­
teilung des LWL. Die WVG fungiert als Ge­
schäftsführungsgesellschaft (mit 66 Mitarbei­
tern am Krögerweg in Münster) für folgende 
vier angeschlossene kommunale Verkehrsun­
ternehmen (mit insgesamt ca. 1100 Mitarbei­
tern): 

- Regionalverkehr Münsterland mbH 
(RVM) mit Sitz in Münster und Betriebs­
leitungen in Münster und Ibbenbüren, 
gegr. 1904, 

- Regionalverkehr Ruhr-Lippe GmbH 
(RLG) mit Sitz in Soest, gegr. 1898, 

- Verkehrsgesellschaft Kreis Unna mbH 
(VKU) mit Sitz in Kamen, gegr. 1909, 
und 

- Westf. Landes-Eisenbahn GmbH (WLE) 
mit Sitz in Lippstadt, gegr. 1883. 

Mit seiner Beteiligung (33,33 %) an der 
Westf. Landes-Eisenbahn (WLE) erfüllt der 
LWL wichtige struktur- und umweltpoliti­
sche Aufgaben, da gegenwärtig etwa 100 
Lkw-Fahrten pro Tag zwischen Warstein und 
Beckum vermieden werden. Die weiteren 
WLE-Gesellschafteranteile werden von den 
Kreisen Soest (16,65%) und Waren dorf 
(15,71%) sowie zehn Gemeinden (insg. 
34,31 %) des Münsterlandes und Hellwegrau-

mes getragen (vgl. Abb. 11). Die Mitgliedsge­
sellschaften der WVG erbrachten 1992 auf 
einer Linienlänge von annähernd 14 000 km 
Verkehrsleistungen für rd. 63 Mio. beförder­
ter Personen und knapp 1,9 Mio. beförderter 
Güter in einem vornehmlich ländlich struk­
turierten Gebiet, das in seiner Ausdehnung 
etwa die Hälfte der Fläche von Westfalen­
Lippe ausmacht. RVM und RLG unterhalten 
ebenso wie die WLE auch Bahnen für den 
Gütertransport, und zwar in den Kreisen 
Stein furt, Hochsauerlandkreis und in der 
kreisfreien Stadt Hamm (Leistungsdaten 
WVG, Stand 1. 1. 93 und SCHULTE 1993, 
Abb. S. 231). 

Die WLE war nach ihrer Gründung bis 
1975 intensiv im Personennahverkehr enga­
giert und ist seither nur noch im Güterver­
kehr zwischen Warstein und Münster aktiv, 
insbesondere beim Transport von Kalkstein 
(vgl. KREFT-KETTERMANN 1988, S.23-26). 
Bei der künftigen Regionalisierung des Schie­
nennahverkehrs wird ihr wie auch der gesam­
ten WVG-Gruppe sicherlich eine besondere 
Bedeutung zukommen. 

Zu den Gesellschaften, die sowohl Ver­
kehrs- als auch Energieversorgungsuntemeh­
men sind, zählen die PESAG AG und die 
Elektrizitätswerk Minden-Ravensberg GmbH 
(EMR) (vgl. Kapitel 9.2). 

Die PESAG wurde am 9. 1. 1909 als "Pa­
derborner Elektrizitätswerk und Straßenbahn 
AG" gegründet. Noch im gleichen Jahr wur­
de ein eigenes Kraftwerk in Paderborn in Be­
trieb genommen. 1918 übernahm die Aktien­
gesellschaft die Lippische-Elektrizitäts-AG in 
Detmold. Die Eigenerzeugung von Elektrizi­
tät verlor jedoch im Laufe der Jahre immer 
mehr an Bedeutung. Schon 1928 wurde erst­
mals Fremdstrom bezogen, da die Eigenver­
sorgung den Bedarf nicht mehr decken konn­
te. 1958 wurde die Eigenerzeugung ganz auf­
gegeben. Im Jahr 1963 konnte die Umstel­
lung von Straßenbahn- auf Omnibusverkehr 
abgeschlossen werden. 

Die Besitzverhältnisse der PESAG konn­
ten 1966 erheblich erweitert werden. In die­
sem Jahr wurde durch die PreussenElektra 
Aktiengesellschaft, Hannover, das Kreis-Elek­
trizitätsamt Höxter in die PESAG AG einge­
bracht. Das Versorgungsgebiet der PESAG 
erstreckt sich heute auf den größten Teil der 
Kreise Paderborn und Höxter sowie auf den 
südlichsten Teil des Kreises Lippe und einen 
geringen Anteil des niedersächsischen Land-
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kreises Holzminden. Das Unternehmen be­
schäftigt 442 Mitarbeiter. 

Ähnlich strukturiert ist die Elektrizitäts­
werk Minden-Ravensberg GmbH (EMR) mit 
Sitz in Herford. Ebenfalls im Jahr 1909 ge­
gründet, ist das Unternehmen heute zu einer 
Größe von 883 Mitarbeitern angewachsen. 

9.5 KUR- UND ERHOLUNGSEINRICHTUNGEN 

Der Landschaftsverband hat von der Mög­
lichkeit, sich an der Trägerschaft von Heilbä­
dern zu beteiligen (vgl. § 5 Abs.2 LVerbO), 
Gebrauch gemacht und ist bei drei Einrich­
tungen aktiv (LWL-Anttiile jeweils 50 %): 

- bei der Solbad Westernkotten GmbH, Er­
witte-Bad Western kotten, 

- der Saline Bad Sassendorf GmbH, Bad 
Sassendorf, 
und 

- der Bad Waldliesborn GmbH, Lippstadt­
Bad Waldliesborn. 

Die Bad Waldliesborn GmbH ist die älteste 
der drei Einrichtungen und wurde bereits 
1912 gegründet. Die Solbad Westernkotten 
GmbH folgte im Jahre 1950, die Saline Bad 
Sassendorf GmbH 1958. Während die Ein­
richtungen in Bad Sassen dorf und Bad Wald­
liesborn über mehr als 2000 Betten verfügen 
und im Jahr 1990 ca. eine halbe Million 
Übernachtungen (526 981 bzw. 416 570) auf­
weisen konnten, erreicht die Einrichtung in 
Bad Westernkotten nicht ganz diese Größe 
mit nur 980 Betten in Trägerschaft des Heil­
bades und 156 035 Übernachtungen. 

Die Heilbäder unterhalten Moor- und So­
lebäder, Sole-Thermalbäder, Saunen, Sola­
rien und Massageräume. Diese Kureinrich­
tungen werden von Patienten mit Herz-, 
Kreislauf-, Rheuma- und Nervenbeschwer­
den in Anspruch genommen. Darüber hinaus 
bieten die Bäder Hilfe bei Frauenleiden und 
Leistungen zur Unfallnachbehandlung. 

Die drei Heilbäder werden vor allem von 
Sozialversicherten aufgesucht und sind des­
halb auch gemeinnützig; erwirtschaftete 
Überschüsse fließen an die jeweiligen Bäder­
gesellschaften zurück, so daß dem L WL aus 
der Trägerschaft keine laufenden Einnahmen 
entstehen. Ein ausschließlicher Unterhalt 
durch die kleinen Gemeinden ist nicht mög­
lich; die Bäder haben sich zu wichtigen Wirt­
schaftsfaktoren in der Region entwickelt. 
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Eine andere AufgabensteIlung hat die 1963 
gegründete Biggesee GmbH - Gesellschaft fiir 
Erholung und Sport mit Sitz in Olpe, an der 
außer dem Kreis Olpe (74 %) und dem Ruhr­
verband als Gewässereigentümer (16%) auch 
der LWL mit 10 % beteiligt ist. Die Verluste 
werden allein vom Kreis Olpe getragen. Die 
Gesellschaft beschäftigt sich mit Angeboten 
und der ordnungsgemäßen Nutzung von 
Freizeit- und Erholungseinrichtungen an der 
Biggetalsperre; so unterhält sie u. a. vier 
Campingplätze, z. T. mit Sport flächen, an 
den Standorten Kessenhammer, WaIden­
burg, Sondern er Kopf und Sondern-Hane­
micke (Dauerstellplatzanlage), darüber hin­
aus drei Strandbäder, von denen eines ver­
mietet ist und zwei in Eigenregie unterhalten 
werden. 

Die Mitwirkung des LWL an den Aufgaben 
der Biggesee GmbH - Gesellschaft für Erho­
lung und Sport begründet sich aus der Tatsa-' 
che, daß die Teilnahme eines größeren kom­
munalen Partners besser erschien als ledig­
lich das Zusammenwirken eines Gemeinde­
verbandes mit einem privatwirtschaftlichen 
Partner. 

9.6 KULTURELLE EINRICHTUNGEN 

Der LWL ist in mannigfacher Weise in 
rechtlich selbständigen Institutionen der 
landschaftlichen Kulturpflege beteiligt oder 
fördert diese in nicht unerheblichem Maße. 

An erster Stelle sei hier der 1915 gegründe­
te, in Münster ansässige Westfälische Hei­
matbund (WHB) genannt. Die geschichtliche 
Entwicklung und Bedeutung des WHB sind 
1973 von dem langjährigen früheren Ge­
schäftsführer Prof. Dr. Wilhelm Schulte aus­
führlich gewürdigt worden (SCHULTE 1973). 
Der WHB ist Dachverband für rd. 520 Hei­
matvereine bzw. landes- urtd naturkundliche 
Vereinigungen und der ca. 650 ehrenamtli­
chen Ortsheimatpfleger in Westfalen; er ist 
organisatorisch in neun Heimatgebiete und 
12 Fachstellen für spezifische Aufgabenberei­
che gegliedert. 

Der WHB ist Sprachrohr des westfälischen 
Regionalbewußtseins, zu dem er durch die 
jährlichen Westfalentage, zahlreiche Fachta­
gungen und weitverbreitete Veröffentlichun­
gen (u. a. Zeitschrift "Heimatpflege in West­
falen") maßgeblich beiträgt. Durch die z. Zt. 
5 Mitarbeiter der Geschäftsstelle in Münster 



werden Dienstleistungs- und Beratungsfunk­
tionen angeboten. Vorsitzender des Westf. 
Heimatbundes ist traditionell der in diese 
Funktion gewählte Landesdirektor des LWL, 
die Stelle des Geschäftsftihrers wird über Per­
sonalgestellung vom LWL finanziert. 

Auf Initiative von Funktionsträgem des 
Landschaftsverbandes wurde 1956 die Ge­
sellschaft zur Förderung der westfiilischen 
Kulturarbeit e. V mit dem Ziel gegründet, die 
kulturpflegerische Arbeit des Landschaftsver­
bandes durch ideelle und materielle Unter­
stützungen zu ergänzen. Die Gesellschaft un­
terstützt Aktivitäten, die die Verbindung 
zwischen Kultur und Wirtschaft fördern, und 
möchte Unternehmen dazu ermutigen, sich 
auf lokaler oder regionaler Ebene durch Kul­
tursponsoring zu engagieren; zugleich werden 
Kunst- und Kulturschaffenden, Industrie 
und übriger Wirtschaft beratende Unterstüt­
zung in Fragen der Kulturförderung angebo­
ten. Vorsitzender des Vorstandes ist der je­
weilige Kulturdezernent des LWL. Die Ge­
schäftsftihrung des Vereins wird seit 1990 
von einem hauptamtlichen Geschäftsftihrer 
wahrgenommen. Der LWL stellt Räumlich­
keiten und beteiligt sich an den Personalko­
sten ftir eine Verwaltungskraft. 

Die Gesellschaft hat bis 1992 Fördermittel 
in Höhe von rd. 2,5 Mio DM vergeben, da­
von allein 80000 DM im Geschäftsjahr 
1991. Diese Mittel dienten u. a. dem Erwerb 
alter Kunst und auch von Gegenwartskunst 
ftir das Westfälische Landesmuseum ftir 
Kunst und Kulturgeschichte, dem Ankauf 
von Werken westfälischer bildender Künst­
ler, Arbeitsstipendien ftir junge Künstlerin­
nen und Künstler im Bereich der bildenden 
Kunst, der Musik und der Literatur, Sonder­
preisen anläßlich des Wettbewerbs "Jugend 
musiziert" und Zuschüssen an Orchester, 
Chöre und Theater in Westfalen. Es handelt 
sich also um Aktivitäten, die in hohem Maße 
zum Nutzen der Region geleistet werden und 
die ohne die Mitwirkung des LWL nicht 
denkbar wären. 

Seit 1982 existiert ein "Fortbildungszen­
trum ftir handwerkliche Denkmalpflege 
GmbH - Schloß Raesfeld", 1992 in "Euro­
päisches Zentrum jUr handwerkliche Denk­
malpflege und umweltschonendes Bauen 
GmbH - Schloß Raesfeld -" umbenannt. Es 
wurde ergänzend zu der in der gleichen Was­
serburg ansässigen Akademie des Handwerks 
errichtet. Gesellschafter sind der Westdeut-

sche Handwerkskammertag, die Landesverei­
nigung der Fachverbände des Handwerks 
von NRW, der Kreis Borken und der Land­
schaftsverband Westfalen-Lippe. Seit der 
Gründung werden hier Handwerksmeisterin­
nen und -meister aus verschiedenen Berufen 
zu staatlich geprüften Restauratoren ihres 
Handwerks qualifiziert; seit sieben Jahren 
können sich dort auch junge Gesellinnen und 
Gesellen in der Baudenkmalpflege weiterbil­
den. 

In der Mitträgerschaft des LWL steht das 
Weserrenaissance-Museum Schloß Brake in 
Lemgo, ein Zweckverband, dessen weitere 
Träger der Landesverband Lippe, der Kreis 
Lippe und die "Alte Hansestadt Lemgo" 
sind. Das ab 1982 von Grund auf sanierte 
Schloß - seit 1985 auch Sitz des Landesver­
bandes Lippe - ist einer der herausragend­
sten Profanbauten der Weserrenaissance. 
Das Museum wurde 1986 als Zentrum zur 
Erforschung der Renaissancearchitektur und 
-kunst in Deutschland sowie der Neorenais­
sance gegründet (Einrichtung 1986-1989). 

Das Westfiilische Sinfonieorchester (WSO), 
zugleich Landesorchester ftir Nordrhein­
Westfalen, wurde im Jahr 1955 gegründet. 
Seit 1962 ist die Orchesterverwaltung in 
Recklinghausen angesiedelt. Träger des 
Westfalischen Sinfonieorchesters sind die 
Stadt Recklinghausen und der Kreis Unna. 
Weitere regelmäßige Zuschußgeber sind ne­
ben dem Landschaftsverband Westfalen-Lip­
pe das Land Nordrhein-Westfalen und der 
Ennepe-Ruhr-Kreis. Qas WSO gibt Konzerte 
in ganz Nordrhein-Westfalen, Niedersach­
sen, Bremen, Hessen sowie im' benachbarten 
Ausland (Niederlande, Belgien, Frankreich, 
Schweiz und Italien). Ca. 20 % der gespielten 
Konzerte je Saison werden in Recklinghau­
sen angeboten. Von den insgesamt 82 Mitar­
beitern arbeiten 76 im künstlerischen Be­
reich. 

Weitere Orchester, die vom LWL regelmä­
ßige Zuschüsse erhalten, sind die Nordwest­
deutsche Philharmonie mit Sitz in Herford 
und die Südwestfiilische Philharmonie, Lan­
desorchester Nordrhein-Westfalen, mit Sitz 
in Hilchenbach. Letztere bot ftir die Spielzeit 
1994/95 insgesamt 100 Veranstaltungen an, 
davon 46 in den Städten der Region Süd­
westfalen. Die genannten Orchester konnten 
stetig an Attraktivität gewinnen. 

Das Westfiilische Landestheater (WLT) 
wurde 1933 gegründet und hat seit 1945 
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seinen Sitz in Castrop-Rauxel. Träger des 
Westfälischen Landestheaters sind die Stadt 
Castrop-Rauxel sowie 17 weitere Städte 
(Amsberg, Bottrop, Brilon, Datteln, Dorsten, 
Dülmen, Hamm, Herne, Meinerzhagen, 
Menden, Paderborn, Recklinghausen, Soest, 
Unna, Waltrop, Werl und Witten). Gemäß 
dem Kulturauftrag erstreckt sich der Aktivi­
tätsraum des Theaters, das auch vom LWL 
Zuwendungen erhält, auf das gesamte Bun­
desland Nordrhein-Westfalen. Darüber hin­
aus wird in den angrenzenden Bundeslän­
dern und in den Beneluxstaaten gespielt. In 
der Spielzeit 1993 wurden in Castrop-Rauxel 
75 Vorstellungen gegeben. Das Westfalische 
Landestheater hat zur Zeit 69 Mitarbeiter, 
davon arbeiten 40 im künstlerischen Bereich. 
Auch beim Landestheater Detmold e. V. lei­
stet der LWL finanzielle Unterstützung und 
wird zu Beratungen geladen. 

9.7 EINRICHTUNGEN 

FÜR WEITERE AUFGABEN 

Des weiteren ist der LWL an vier Einrich­
tungen beteiligt, die sich mit sehr unter­
schiedlichen AufgabensteIlungen befassen. 

Seit 1980 ist der LWL Mitglied des Biolo­
gischen Instituts Metelen e. V. in Metelen, 
Kreis Steinfurt, einer naturwissenschaftlich 
orientierten Forschungsstelle mit teilweise 
landesweiter Bedeutung. Das Institut befaßt 
sich mit praxisorientierten Grundlagenfor­
schungen für Biotop- und Artenschutzmaß­
nahmen, der Entwicklung von Artenschutz­
konzeptionen für gefährdete Tier- und Pflan­
zenarten, der Überwachung der Durchfüh­
rung praktischer Schutz- und Hilfsmaßnah­
men, dem praktischen Biotopschutz sowie 
der Öffentlichkeits- und Weiterbildungsar­
beit. Darüber hinaus ist es in zunehmendem 
Maße Schulungszentrum im Sinne des Was­
hingtoner Artenschutzabkommens. Der LWL 
ist satzungsgemäß neben den Kreisen Stein­
furt, Grafschaft Bentheim und Borken sowie 
der Gemeinde Metelen Mitglied des Vereins; 
der Landesrat für Kultur ist Vorstandsmit­
glied ).IUd derzeit auch Vorstandsvorsitzen­
der. Gemäß einer besonderen Rahmenver­
einbarung wird der Haushalt des Instituts zu 
25 % vom LWL aufgebracht; das Land NRW 
zahlt 40 %, der Kreis Steinfurt 20 %, und die 
drei übrigen Gebietskörperschaften steuern 
jeweils 5 % bei (Stand 1993). 
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Mit einem Anteil von 0,72 % ist der LWL 
an der Deutschen Saatveredelung Lippstadt­
Bremen GmbH (DSVj, Lippstadt, beteiligt. 
Die DSV beschäftigt sich mit der Züchtung, 
der Produktion und dem Vertrieb von land­
wirtschaftlichem Saatgut, insbesondere Fut­
terpflanzen und Gräsern. Sie wurde 1923 in 
Landsberg an der Warthe gegründet, zog 
nach dem Zweiten Weltkrieg nach Lippstadt 
um und wurde zwischenzeitig mit der Nord­
deutschen Futterbaugesellschaft (NFG), Bre­
men, vereinigt. Das Unternehmen hat ca. 
300 Beschäftigte. Die finanzielle Beteiligung 
des LWL erklärt sich aus dem früheren Enga­
gement in der Melioration und Rekultivie­

. rung. Die rd. 700 überwiegend aus der Land­
wirtschaft kommenden Gesellschafter vertei­
len sich über die gesamte Bundesrepublik 
Deutschland und sind teilweise auch im Aus­
land ansässig. 

Die Ardey- Verlag GmbH wurde 1951 in 
Dortmund gegründet, ist aber seit 1990 in 
Münster ansässig. Der Verlag wird zu 
83,33 % von der Westfälisch-Lippischen Ver­
mögensverwaltungsgesellschaft des LWL ge­
tragen, die übrigen Anteile entfallen zu glei­
chen Teilen (7,3 %) auf den Westfälischen 
Heimatbund und den Landesverkehrsver­
band Westfalen. Seine Hauptaufgaben sind 
die Herausgabe der vierteljährlich erschei­
nenden Zeitschrift "Westfalenspiegel" und 
die Herstellung unterschiedlichster Publika­
tione'n (Kultur- und Kunstgeschichte, Litera­
tur, Volkskunde, Geographie) im Auftrage 
des Landschaftsverbandes und anderer west­
fälischer Einrichtungen. Vergleichbare Auf­
gaben übernimmt der Rheinland-Verlag in 
Köln für den Landschaftsverband Rhein­
land. 

Die SBB Dortmund GmbH, Dienstlei­
stungs- und Handels-Betrieb, hat ihren Sitz 
am Westfalendamm in Dortmund. Sie wurde 
1926 gegründet und zehn Jahre später in eine 
GmbH umgewandelt. Die Abkürzung "SBB" 
stand ursprünglich für den Namen "Schwer­
behindertenbetriebe Dortmund GmbH", und 
die Bereitstellung von Arbeitsplätzen für 
Schwerbehinderte war entsprechend auch die 
dominante Funktion dieser Einrichtung und 
erklärt die Beteiligung des im Sozialbereich 
in besonderer Weise engagierten Land­
schaftsverbandes. Heute handelt es sich um 
ein Wirtschaftsunternehmen, das in der 
Parkplatzverwaltung tätig ist und Tankstel­
len sowie Autobahnraststätten angepachtet 



hat. Die Gesellschaft hat derzeit ca. 90 Be­
schäftigte; am Stammkapital ist der LWL mit 
ca. 28 % beteiligt. 

Die Beteiligungen an der DSV, am Ardey­
Verlag und an der SBB Dortmund hält der 
Landschaftsverband indirekt über seine 
Westfalisch-Lippische Vermögensverwal­
tungsgesellschaft mbH (vgl. auch Kapitel 
9.2). 

10. FINANZIERUNG UND HAUSHALT 

10.1 EINNAHMEN 

Der LWL finanziert - ebenso wie der 
Landschaftsverband Rheinland - seine zahl­
reichen Aufgaben und Tätigkeiten im wesent­
lichen aus drei Quellen: 

Eine erste Einnahme bilden zweckgebun­
dene Zuwendungen von Bund und Land, die 
insbesondere für den Straßenbau zur Verfü­
gung gestellt werden. 

Von besonderer Bedeutung sind eigene 
Einnahmen, die aus unterschiedlichen Quel­
len stammen. Außer Gebühren, Entgelten, 
Pflegesätzen und Kostenerstattung Dritter er­
hält der LWL Vermögenserträge (z. B. aus 
Beteiligungen). Insbesondere aber finanziert 
er sich durch die sog. Landschajtsumlage, die 
von den Mitgliedskörperschaften aufzubrin­
gen ist; mit ihr werden ca. 3f4 des ungedeck­
ten Finanzbedarfs finanziert. Der Hebesatz 
für die Landschaftsumlage wird bei Festset­
zung des Haushalts jährlich von der Land­
schaftsversammlung beschlossen und die 
Landschaftsumlage aufgrund von Umlage­
grundzahlen nach der Finanzkraft der Kreise 
und kreisfreien Städte berechnet. Zwischen 
1977 und 1990 ist der Hebesatz von ur­
sprünglich 12,7 % auf 15,1 % der Umlage­
grundlagen angehoben worden. Da ange­
sichts der schwierigen finanziellen Situation 
der kommunalen Haushalte eine höhere Be­
lastung der Mitgliedskörperschaften nicht 
kontinuierlich zumutbar ist, ist die Ausga­
benstruktur des LWL von dieser eigentlich 
notwendigen Anpassung in Form von Spar­
zwängen beträchtlich betroffen. 

Als dritte Quelle verbleiben die allgemei­
nen Finanzzuweisungen bzw. Schlüsselzuwei­
sungen des Landes. Bedauerlicherweise sind 
diese kontinuierlich vermindert worden und 
sollen nach Ausführungen des Innenmini-

sters anläßlich des 40jährigen Bestehens der 
Landschaftsverbände (Festakt am I. Oktober 
1993 in Münster) weiter reduziert werden. 
"Die Mitgliedskörperschaften müssen dieses 
finanzielle Minus bei den Schlüsselzuweisun­
gen über eine höhere Landschaftsumlage mit 
auffangen, obwohl sie seit längerem an ihre 
finanziellen Grenzen gestoßen sind. [ ... ] Ziel 
einer ausgewogenen Gemeindefinanzreform 
müßte es sein, das Verhältnis von Schlüssel­
zuweisungen des Landes zur Landschaftsum­
lage wieder auszugleichen" (NESEKER/REIN­
BOTH 1988, S. 65). 

10.2 AUSGABEN 

Die Ausgaben des Landschaftsverbandes 
Westfalen-Lippe sind im allgemeinen stetig 
gewachsen und haben sich allein zwischen 
1977 und 1993 von 4,0 auf 8,7 Mrd. DM er­
höht. Abb. 12 verdeutlicht das entsprechende 
Ausgabevolumen nach Sachgebieten. Es wird 
vor allem deutlich, daß im genannten Zeit­
raum der Sozialbereich von 43,3 % des Haus­
halts (1769 Mio. DM) auf 60,8 % (5295,6 
Mio. DM) außerordentlich stark gewachsen 
ist und damit die Ausgabenstruktur des LWL 
nachhaltig prägt. Da es sich bei diesem Auf­
gaben feld überwiegend um Pflichtaufgaben 
handelt, sind die verausgabten Mittel aus 
rechtlichen Gründen ebenso unvermeidlich, 
wie sie aus menschlichen Gründen geboten 
sind (vgl. im einzelnen Kapitel 4). Der über­
wiegende Anteil entfallt auf die gesondert 
dargestellte Sozialhilfe, die sich zwischen 
1977 und 1993 von 18,7 auf 39,7 % mehr als 
verdoppelt hat. Die übrigen Ausgaben entfal­
len vor allem auf Krankenhäuser (9,8 %), Ju­
gendhilfe (3,8 %), Kriegsopfer- und Schwer­
behindertenfürsorge (4,9 %), Sonderschulen 
(1,4 %) und das übrige Gesundheitswesen 
(1,2 %; alle Angaben für 1993). Die Land­

·schaftsverbände hoffen auf nachhaltige Ent­
lastung ihrer Haushalte durch die inzwischen 
von Bundestag und Bundesrat beschlossene 
Pflegeversicherung. 

Der zweithöchste Einzeletat innerhalb des 
Soll-Haushalts entfallt regelmäßig auf den 
Bau und die Unterhaltung von Straßen. Die­
ser Bereich hat allerdings starke relative Ein­
bußen hinnehmen müssen. Nach den absolut 
verfügbaren Mitteln blieb er seit der 2. Hälfte 
der 70er Jahre annähernd konstant, ist dabei 
nach seinem Anteil jedoch von 40,5 % (1977) 
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Abb. 12: Ausgabevolumen des LWL nach Sachgebieten 1977-1993 
(vgl. LWL 1977, 1981, 1985b, 1988., 1990e, 1991, 1994) 

auf 20,6 % (1993) außerordentlich stark zu­
rückgefallen. Abb. 13 zeigt, daß insbesondere 
zwischen 1970 und 1976 - bedingt durch 
deutlich sinkende Ausgabevo1umina für Bun­
desautobahnen - das von der Straßenbau­
Abteilung verwaltete Bauvolumen beträcht­
lich gesunken ist. Seither haben der Ausbau 
von Landesstraßen, ab 1980 zunehmend von 
Bundesstraßen, wachsende Summen ver­
schlungen. Abgesehen von den Baukosten do­
minieren bei den sonstigen Ausgaben die Zu­
schüsse an Dritte (Förderung kommunaler 
Baumaßnahmen), während P1anungs- und 
Verwaltungskosten sowie Ausgaben für Un­
terhaltung und Instandsetzung weniger ge­
wichtig sind. Der starke Rückgang des An­
teils des Straßenbau-Etats an den Gesamt­
ausgaben ist sicherlich dadurch zu erklären, 
daß bis Ende der 70er Jahre große Autobahn­
projekte in Westfalen ihren Abschluß gefun­
den hatten (z. B. Hansa- und Sauerlandlinie) 
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und sich dadurch bedingt auch die Organisa­
tionsstruktur der Straßenbauverwaltung än­
derte (vgl. Abb. 5 in Kapitel 5). Von Einfluß 
waren aber auch das gewachsene Umweltbe­
wußtsein sowie die zunehmend stärkere Be­
rücksichtigung ökologischer Belange, die 
auch innerhalb des Straßenbaus konzeptio­
nelle Veränderungen erforderlich machten 
(Begrünungen, Radwegebau usw.). 

Da der Sozialbereich und das Straßenbau­
wesen zusammen über 80 % des laufenden 
Haushalts des L WL ausmachen, bleibt für 
alle übrigen Bereiche gerade noch ein knap­
pes Fünftel aller Ausgaben verfügbar. Das 
Gros dieser Summe wird von Einzahlungen 
in Versorgungskassen in Anspruch genom­
men, deren Anteil bei leichten Schwankun­
gen zwischen 1977 und 1993 von 9,3 auf 
12,5 % angewachsen ist. 

Eine deutliche Steigerung - wenn auch auf 
niedrigem Niveau - konnte für die land-
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schajiliche Kulturpjlege realisiert werden, die 
gern als besonderer Indikator landschaftli­
cher Selbstverwaltung hingestellt wird. Ihr 
Anteil am Haushalt ist zwar nur von 0,7 % 
(1977) auf 1,2 % (1993) gestiegen, die absolu­
te Ausgabensumme konnte jedoch von 27,8 
Mio. DM auf 106,1 Mio. DM deutlich erhöht 
werden. Innerhalb der Kulturpflege erfolgten 
dabei unterschiedliche Förderungspräferen­
zen. Auf die Allgemeine Kulturpflege entfal­
len relativ geringe, auf Ämter und Institute 
deutlich größere und auf Museen stark über­
durchschnittliche und auch in den letzten 
Jahren noch gewachsene Ausgaben, die durch 
den Ausbau und die Neugründung von LWL-

Museen begründet sind (u. a. Westr. Indu­
striemuseum mit seinen verschiedenen 
Standorten, Westr. Römermuseum, Erweite­
rungen der Freilichtmuseen, Umbaumaßnah­
men an den Museen für Naturkunde sowie 
Kunst und Kulturgeschichte). Die durch­
schnittlichen Ausgaben der Kulturpflege 
nach Aufgabenbereichen werden für die Jah­
re 1980-1989 in Abb. 14 wiedergegeben. Zu 
den Zuschüssen des Museumsamtes auf 
Kreisebene und den Ausgaben des Amtes für 
Denkmalpflege vgL auch Abb. 7 und 8 in Ka­
pitel 6. 

Deutlich zurückgegangen sind die Ausga­
ben zur Förderung der Kommuna/wirtschaji. 
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Abb. 14: Ausgaben der Kulturpflege des 
LWL nach Aufgaben: im Durchschnitt der 
Jahre 1980-1989 
(vgl. LWL 1990b, S. 6) 

Sie sanken zwischen 1977 und 1993 von 
rund 45 Mio. DM auf rund 15 Mio. DM bzw. 
von I, I auf 0,2 % des gesamten Ausgabevo­
lumens. Dabei bleibt jedoch zu beachten, daß 
mit der Regionalisierung des Eisenbahn­
Nahverkehrs ab 1996 und der Notwendig­
keit, auch den übrigen ÖPNV. verstärkt zu 
fördern, große Aufgaben zu bewältigen sind. 

Die Ausgaben für die Allgemeine Verwal­
tung und für Sonstiges liegen prozentual an­
nähernd gleichbleibend um 5 %, 1993 noch 
bei 4,6 %, haben in absoluten Größenord­
nungen jedoch von rund 210 Mio. DM 
(1977) auf 399 Mio. DM (1993) zugenom­
men. Sie sind damit unter allen Aufgabenfel­
dern im mittleren Bereich angesiedelt. Die 
Kostenentwicklung beruht neben den allge­
meinen Verteuerungen auf den notwendigen 
Modernisierungen der Verwaltung und in 
neuen Aufgabenfeldern; Rationalisierungen 
und Einsparungsmöglichkeiten werden fort­
laufend überprüft und unvermeidlich sein 
(vgl. auch ELLWEIN 1993 und Äußerungen 
des Innenministers von NRW). 

11. AUSBLICK: DER LANDSCHAFTSVERBAND 
WESTFALEN-LIPPE -

EINE EUROPÄISCHE REGION 

Das zusammenwachsende Europa soll sich 
künftig nicht nur als ein Europa der Vater­
länder konstituieren, innerhalb dessen bishe­
rige Nationalstaaten Kompetenzen an euro-
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päische Zentralinstanzen abtreten, sondern 
vor allem auch als ein Europa der Regionen. 
Überschaubare, historisch gewachsene und 
mehr oder weniger deutlich abgrenzbare Ge­
biete sollen eigenständig Interessen wahrneh­
men und Kooperationen eingehen können, 
wobei die Zusammenarbeit von Grenzregio­
nen eine besondere Bedeutung verdient. Sinn 
dieser Zielsetzung ist es, Aufgaben mit größe­
rer Bürgernähe zu erfüllen und nicht auf na­
tionale Instanzen oder Bundesstaaten zu 
übertragen. Die Europäische Union hat zu 
diesem Zweck einen besonderen "Ausschuß 
der Regionen" geschaffen, der u. a. bei der 
Durchsetzung des Subsidiaritätsprinzips und 
bei Beschlußfassungen und Ausführungsbe­
stimmungen zu den europäischen Struktur­
fonds regionale Interessen wahrnehmen soll. 

Unglücklicherweise ist der Begriff der Re­
gion nicht eindeutig festgelegt. In den Sta­
tistiken der Europäischen Union (EU) wer­
den drei verschiedene Regionsbegriffe, die 
sogenannten NUTS-Ebenen I bis III (NUTS 
= Nomenclature des Unites Territoriales Sta­
tistiques) angewandt und dabei für Deutsch­
land überwiegend Regierungsbezirke als Be­
zugseinheiten herangezogen. Die Festlegung 
der regionalen Repräsentanten ist den jewei­
ligen nationalen Regierungen überlassen und 
wurde für Deutschland gegen erheblichen 
Widerstand dahingehend entschieden, daß 
die Bundesländer Vertreter der Regionen 
sind. 

Die kommunalen Spitzen verbände und die 
regionalen Kommunalverbände unterhalten 
in Brüssel seit 1992 ein Europabüro der 
"Deutschen Kommunalen Selbstverwal­
tung". Ziel soll es sein, in den Bereichen So­
ziales, Gesundheit und Kultur Interessen der 
"kommunalen Familie" wahrzunehmen so­
wie auf Förderprogramme und wichtige, die 
Kommunen betreffende Vorhaben der Euro­
päischen Union Einfluß zu nehmen. Die 
Landschaftsverbände vertreten die Auffas­
sung, daß sie nach Größe und V erwaltungs­
kraft und entsprechend ihrer Funktion als hi­
storische "Landschaft" geeignete Regionen 
europäischen Zuschnitts sind. 

In diesem Zusammenhang ist besonders 
Regionalbewußtsein bzw. regionale Identität 
ein wichtiges Kriterium für die Bestimmung 
und Abgrenzung einer Region. Dabei ergibt 
sich das Problem, daß die Verbundenheit mit 
einer kleineren Teilregion im allgemeinen 
sehr viel stärker ausgeprägt ist als mit einer 



Großregion. So haben Untersuchungen erge­
ben, daß Bewohner der Kreise Warendorf 
und Coesfeld sich vor allem als Münsterlän­
der und weniger als Westfalen fühlen (vgl. 
MEFFERT 1991). Verschiedene andere Regio­
nalisierungsbemühungen, z. B. die Schaffung 
von Regionen für die Strukturpolitik inner­
halb des Landes Nordrhein-Westfalen (ZIN­
Regionen) und an ihnen orientierte regionale 
Aktionsprogramme, haben die Verbunden­
heit mit Regionen kleineren Zuschnitts ver­
mutlich verstärkt. 

Jüngere Überlegungen über die Notwen­
digkeit, den Bedarf und die Zuständigkeiten 
von Verwaltungsebenen mittlerer Größe ha­
ben - auch lange nach Abschluß der kommu­
nalen und funktionalen Verwaltungsgebiets­
reform - zu intensiven Diskussionen über die 
Regierungsbezirke als staatliche MitteIinstan­
zen und über die Landschaftsverbände ge­
führt. Häufig wird in diesem Zusammenhang 
gefordert, Aufgaben dort anzusiedeln, wo sie 
am kostengünstigsten und zugleich bürger­
nächsten erledigt werden können. Im Auftrag 
der Landschaftsverbände ist durch Prof. Dr. 
Thomas ELLWEIN im Juli 1993 ein Gutach­
ten zur "Neuordnung der staatlichen und 
kommunalen Arbeitsebene zwischen der 
Landesregierung und den Stadten und Krei­
sen des Landes Nordrhein-Westfalen" vorge­
legt worden, das bei Beibehaltung beider In­
stitutionen zahlreiche Aufgabenverlagerun­
gen vorgeschlagen hat. Danach sollen hoheit­
liche Aufgaben bei den Bezirksregierungen 
angesiedelt bleiben, Dienstleistungen vorran­
gig oder ausschließlich von den Landschafts­
verbänden wahrgenommen werden. Die 
Landschaftsverbände Westfalen-Lippe und 
Rheinland können in diesem Zusammenhang 
darauf verweisen, daß sie die von ihnen 
wahrgenommenen Aufgabenfelder qualifi­
ziert für historisch gewachsene und große Re­
gionen wahrnehmen, deren Einwohnerzahl 
größer ist als diejenige von zahlreichen selb­
ständigen Staaten (z. B. Niederlande, Bel­
gien, Dänemark). Die Landschaftsverbände 
können dabei als Institutionen kommunaler 
Selbstverwaltung sehr viel flexibler auf regio­
nale Entwicklungen reagieren als staatliche 
Behörden (Zur Zukunft Westfalens in Euro­
pa vgl. auch FISCHERIFREy/KuHR 1990). 

Die Landesregierung Nordrhein-Westfalen 
hat bisher keine definitive Bestandsgarantie 
für die bei den inzwischen 40 Jahre alten 
Landschaftsverbände gegeben. Da die von ih-

nen wahrgenommenen vielfältigen Aufgaben, 
die in diesem Beitrag erläutert wurden, über­
wiegend weitergeführt werden müssen, ist die 
Frage unvermeidlich, ob andere Institutio­
nen dazu in der Lage sind, diese Leistungen 
in geeigneter Weise zu erbringen. Da dieser 
Nachweis nicht erbracht ist, ist die Sicherung 
und Weiterentwicklung der Landschaftsver­
bände Westfalen-Lippe und Rheinland nicht 
nur sinnvoll, sondern sachlich geboten (vgl. 
auch ERICHSEN in Landschaftsverbände 
Westfalen-Lippe und Rheinland 1993, 
S. 37ft). Ausgehend "von der Funktion lokal­
übergreifender Sprachen-, Kultur- und Tradi­
tionspflege", ergänzt durch die Wahrneh­
mung vielfältiger Dienstleistungen in ande­
ren Funktionsbereichen und ausgestattet mit 
dem Recht regionaler Selbstverwaltung, stel­
len die Landschaftsverbände Einrichtungen 
dar, die Identifikationen schaffen und stär­
ken und sich insgesamt als europäische Re­
gionen von großer Leistungsfähigkeit be­
währt haben (vgl. ebd., S. 41 und 42). 
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